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Jahreswirtschaftsbericht 1990 der Bundesregierung 


Die Bundesregierung legt hiermit dem Deutschen Bundestag imd 
dem Bundesrat gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabi- 
lität und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) den Jahreswirt- 
schaftsbericht 1990 vor. Aufbau und Inhalt beruhen diesmal auf 
einem veränderten Konzept: Der Bericht konzentriert sich bei der 
Darstellung der für das laufende Jahr geplanten Wirtschaftspolitik 
stärker als bisher auf Schwerpunktthemen. Der Abschnitt mit der 
Jahresprojektion für die wirtschaftliche Entwicklimg im Jahre 1990 
wurde hinter die Behandlung der Schwerpunktthemen gestellt. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtimg der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung (Rat) hat am 20. November 1989 sein Jahres- 
gutachten 1989/90 (JG) vorgelegt. Es trägt den Titel „Weichenstel- 
lungen für die neunziger Jahre". Die Bundesregierung dankt dem 
Rat für seine eingehende Analyse der wirtschaftlichen Situation im 
abgelaufenen Jahr und der Aussichten für 1990 sowie für seine 
wertvollen Anregungen zum künftigen Kurs der Wirtschaftspolitik. 
Sie nimmt zum Jahresgutachten wiederum jeweüs im Sachzusam- 
menhang Stellung. 

Mit dem Jahreswirtschaftsbericht stellt die Bundesregierung ge- 
mäß § 3 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche Orientierungsdaten für 
1990 zur Verfügung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts wurde die Wachs- 
tums- und beschäftigungspolitische Strategie der Bundesregie- 
nmg im Konjunkturrat für die öffentliche Hand mit den Ländern 
und Gemeinden erörtert; darüber hinaus wurde sie mit Vertretern 
der Gewerkschaften imd dem Gemeinschaftsausschuß der Deut- 
schen Gewerblichen Wirtschaft besprochen. 
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A. Bilanz der wirtschaftlichen Entwicklung seit Ende 1982 — stetiges Wachstum 
mit kräftigem Beschäftigungsanstieg bei Preisstabilität 


1 . Zu Beginn des Jahres 1990 befindet sich die Wirt- 
schaft in der Bundesrepublik Deutschland in glänzen- 
der Verfassxing. Seit dem Regierungswechsel im 
Herbst 1982 haben sich die wirtschafüichen Verhält- 
nisse in einem Ausmaß verbessert, wie es damals 
weithin für imerreichbar gehalten wurde. In den letz- 
ten sieben Jahren zeigte die Aufwärtsentwicklung 
große Stetigkeit, zuletzt hat sich das Wachstum sogar 
noch beschleunigt. Die Zahl der Erwerbstätigen war 
1989 so hoch wie nie zuvor in der Nachkriegszeit. 

Die Überwindung der zu Beginn der 80er Jahre ein- 
getretenen tiefen und hartnäckigen Rezession und der 
Übergang zu einem wirtschafüichen Aufschwung, 
dessen Länge und Stabüität in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland ihresgleichen suchen, 
ist — neben einem insgesamt günstigen internationa- 
len Umfeld — entscheidend auf die grundlegende 
Neuorientierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
zurückzuführen, die die Bundesregierung unmittelbar 
nach ihrem Amtsantritt eingeleitet hat. Die ordnungs- 
politische Neubesinnung auf die Grundsätze der So- 
zialen Marktwirtschaft trägt zunehmend Früchte. 

2 . Am Beginn der 80er Jahre befand sich die deut- 
sche Wirtschaft in einer tiefen Krise. Das Bruttosozial- 
produkt stagnierte zwei Jahre lang und fiel dann deut- 
lich zurück. Die Arbeitslosigkeit nahm sprunghaft zu. 
Infolge starker Ausdehnung der Staatstätigkeit und 


kräftig gewachsener Neu Verschuldung hatte der 
Staat seine finanzpolitische Handlungsfähigkeit weit- 
gehend eingebüßt. Ausufemde Haushaltsdefizite und 
anhaltende Geldentwertung führten zu wachsender 
Unsicherheit über die weiteren wirtschafüichen Aus- 
sichten und trugen zu einer ausgeprägten Investi- 
tionsschwäche bei. Die Überforderung der Wirtschaft 
und die damit verbundene Lähmung der Marktkräfte 
führten dazu, daß sich Pessimismus mehr und mehr 
ausbreitete (Ziffer 151 JG). 


3. Nach dem Regierungswechsel gewannen Bürger 
und Unternehmen rasch neue Zuversicht. Der seitdem 
zu verzeichnende Aufschwung tritt nun in sein achtes 
Jahr. Die lange Dauer der konjunkturellen Aufwärts- 
bewegung würdigt der Sachverständigenrat als einen 
außergewöhnhchen Abschnitt in der Wirtschafts- 
geschichte der Bundesrepublik Deutschland (2tiffer 
151 JG). Die dynamische Wirtschaftsentwicklung hat 
auch den Arbeitsmarkt in voller Breite erfaßt (Zif- 
fer 99 JG). Solidität der Staatsfinanzen und finanzpoli- 
tische Handlungsfähigkeit des Staates sind wieder- 
hergestellt. Umfangreiche Steuersenkungen wurden 
vorgenommen. Es besteht wieder ein hohes Maß an 
Geldwertstabilität. Die Freiheitsräume für wirtschaft- 
liche Betätigung wurden ausgeweitet. Die private In- 
vestitionstätigkeit zeigt große Dynamik. 


Schaubild 1 


Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
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Hervorzuheben ist, daß sich der wirtschaftliche Auf- 
schwung selbsttragend entwickelt. Die Standfestig- 
keit der Bundesregierung gegenüber immer wieder 
vorgebrachten Forderungen nach staatlichen Ankur- 
belungsprogrammen erwies sich als richtig. Die viel- 
fältigen ungünstigen Wirkungen solcher Maßnah- 
men, vor denen der Sachverständigenrat wiederholt 
gewarnt hatte (vgl. z. B. Jahresgutachten 1985, Zif- 
fer 203 ff., Jahresgutachten 1986, Ziffer 199), konnten 
damit vermieden werden. 


4. Ende 1989 lag das Bruttosozialprodukt real um 
mehr als ein Fünftel höher als Ende 1982 (vgl. Schau- 
bild 1). Es stieg damit in den sieben Jahren seit dem 
Regierungswechsel real mit einer durchschnittlichen 
Jahresrate von etwa 3 % ; dies war deutiich stärker als 
in den sieben Jahren zuvor (vgl. Übersicht 1). Das 
Fundament der Aufwärtsentwicklung ist nicht nur im- 
mer breiter geworden, das Tempo der Expansion hat 
sich auch deutlich beschleunigt. Mit 4 % wurde 1989 
das höchste reale Wirtschaftswachstum der 80er Jahre 


Übersicht 1 


Entwicklung des Sozialprodukts im längerfristigen Vergleich 

(Veränderungen in %, preis- imd saisonbereinigt) 


Indikatoren 

seit Wiederbeginn des BSP- Anstiegs 
(IV/82-IV/89)i) 

gleich langer Vorzeitraum 
(IV/75-IV/82) 

Anstieg insgesamt 

Jahresrate 

Anstieg insgesamt 

Jahresrate 

BSP 

21,6 

2,8 

14,6 

2,0 

Inlandsnachfrage 

21,7 

2,8 

11,3 

1,5 

Privater Verbrauch 

17,6 

2,3 

14,2 

1,9 

Ausrüstungen 

50,9 

6,1 

17,3 

2,3 

Ausfuhr 

38,9 

4,8 

40,6 

5,0 

Einfuhr 

42,9 

5,2 

28,6 

3,7 


1) viertes Quartal 1989 geschätzt 


Schaubild 2 


Anteil der Unternehmensinvestitionen am Bruttosozialprodukt in % 

in Preisen von 1980 
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erzielt. Am dynamischsten entwickelten sich die Aus- 
rüstungsinvestitionen der Unternehmen. Seit Über- 
windung der wirtschaftlichen Talsohle vom Herbst 
1982 wurden sie real um mehr als die Hälfte ausge- 
weitet und sind damit fast dreimal so stark gestiegen 
wie in den sieben Jahren zuvor. 1989 war ihr Anteil 
am Sozialprodukt der höchste seit Bestehen der Bun- 
desrepublik Deutschland (vgl. Schaubild 2). Die 
gnmdlegende Verbesserung der zu Beginn der 80er 
Jahre massiv verschlechterten Ertragssituation der 
Unternehmen hat wesentiich dazu beigetragen, die 
damalige Investitionsschwäche zu überwinden und 
dem damit verbundenen dramatischen Verlust von 
Arbeitsplätzen Einhalt zu gebieten. 

5. In den letzten Jahren sind zahlreiche neue Be- 
schäftigungsmöglichkeiten entstanden (vgl. Schau- 
bild 3). Dadurch konnte nicht nur einer großen Zahl 
von Schulabgängern und von Frauen, die neu einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen wollen, sondern auch 
vielen Übersiedlem aus der DDR und Aussiedlem aus 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa eine Beschäftigung 
angeboten werden. Allein in den letzten beiden Jah- 
ren kamen fast 1 Million Neubürger aus der DDR 
sowie aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa in die Bun- 
desrepublik Deutschland, von denen der größte Teil 
eine Berufstätigkeit ausüben will. Gleichzeitig sind 
bestehende Arbeitsplätze im internationalen Wettbe- 
werb rentabel geblieben und dauerhaft gesichert wor- 
den. 

Mit rund 28 Millionen Erwerbstätigen w\irde Ende 
1989 der höchste Beschäftigungsstand seit Bestehen 


der Bundesrepublik Deutschland erreicht. Nachdem 
die Zahl der Erwerbstätigen unter dem Einfluß der 
krisenhaften Wirtschaftsentwicklung ab Herbst 1980 
um reichlich eine Million zurückgegangen war, befin- 
det sie sich seit Ende 1983 in einem kontinuierlichen 
Aufwärtstrend. Seitdem konnten rund iy 2 Millionen 
Arbeitsplätze zusätzlich besetzt werden. Frauen und 
Jugendliche haben aus dieser Entwicklung besonders 
Nutzen gezogen. Die Kurzarbeiterzahl wurde von 
über einer Million im Winter 1982/83 auf knapp 50 000 
zum Jahresende 1989 abgebaut. 

Der kräftige Zuwachs der Beschäftigung setzte dem 
steilen Anstieg der Arbeitslosenzahl, die von Anfang 
1980 bis zum Sommer 1983 um rd. V/z Millionen zuge- 
nommen hatte, ein Ende. Trotz der in der Folgezeit 
verzeichneten Abnahme um rd. 300000 bleibt die 
Zahl der Arbeitslosen ein großes wirtschafts- und ge- 
sellschaftspolitisches Problem. Zu berücksichtigen ist 
aber, daß zunächst die Kurzarbeit abgebaut werden 
mußte und daß darüber hinaus wegen der stark 
gestiegenen Nachfrage nach Arbeitsplätzen heute 
über eine Million Stellen mehr benötigt werden 
als 1982. 

Eine durchgreifende Bessenmg der Beschäftigungssi- 
tuation hat sich vor allem für die Jugendhchen erge- 
ben. Ende 1989 war die Zahl der Arbeitslosen unter 
20 Jahren auf ein Drittel des Niveaus zurückgefallen, 
das auf dem rezessionsbedingten Höhepunkt zu Be- 
ginn der 80er Jahre registriert worden war. Auch der 

Schaubild 3 



7 




Drucksache 11/6278 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Markt für Ausbildungsstellen hat sich grundlegend 
gewandelt. Statt der von vielen beschworenen „Lehr- 
stellenkrise" gibt es heute einen spürbaren Mangel an 
Lehrstellenbewerbem (vgl. Schaubild 4). Standen am 
Ende des Berufsberatungsjahres 1982/83 jedem xmbe- 
setzt gebhebenen Ausbildimgsplatz im statistischen 
Durchschnitt 2,4 noch nicht vermittelte Bewerber ge- 
genüber, so kamen sechs Jahre später auf jeden Be- 
werber 4,7 noch offene Lehrstellen. 

Bei nach wie vor hoher Arbeitslosigkeit wachsen die 
Schwierigkeiten von Unternehmen, geeignete Ar- 
beitskräfte zu finden. Zunehmend klagen Firmen im 
Verarbeitenden Gewerbe imd in der Bauwirtschaft 
darüber, daß eine Ausweitung ihrer Produktion durch 
fehlendes Personal behindert wird, für das es keine 
geeigneten Bewerber gibt. Dies zeigt, daß es sich bei 
der Arbeitslosigkeit auch um ein strukturelles Pro- 
blem handelt. Viele Langzeitarbeitslose haben keinen 
Berufsabschluß, weisen gesxmdheithche Einschrän- 
kungen auf oder sind älter, was ihre Integration in den 
Arbeitsmarkt erschwert. Überdies bestehen starke re- 
gionale Disparitäten auf dem Arbeitsmarkt; so diver- 
gierten die Arbeitslosenquoten in den einzelnen Ar- 
beitsamtsbezirken Ende 1989 zwischen 3,4 % imd 
15,0 %. Dies zeigt, daß ein regionaler Arbeitsmarkt- 
ausgleich nicht in hinreichendem Umfang stattfin- 
det. 

6. Die Rückgewinnung der Geldwertstabilität ist 
nach Ansicht des Sachverständigenrates unter den 


wirtschaftspolitischen Erfolgen der jüngeren Vergan- 
genheit an vorderster Stelle zu nennen (Ziffer 253 JG). 
Im Jahresdurchschnitt stiegen die Verbraucherpreise 
in den letzten sieben Jahren nur um rd. 1 V 2 % . Zu die- 
ser erfreuhchen Entwicklxmg trugen Bundesregie- 
rung imd Deutsche Bimdesbank durch eine stabili- 
tätsgerechte Wirtschafts-, Finanz- xmd Geldpolitik, 
aber auch die insgesamt moderaten Tarifabschlüsse 
entscheidend bei. Zwar hat sich im Jahre 1989 das 
Verbraucherpreisniveau stärker als in den vorange- 
gangenen Jahren erhöht. Dies war aber vor allem auf 
die vorübergehende Höherbewertimg des US- 
Dollars, wieder anziehende Rohölnotierungen am 
Weltmarkt xmd die einmalige Anhebxmg verschie- 
dener Verbrauchsteuem zurückzxiführen. Zu einer 
allgemeinen Beschleunigung des Preisanstiegs 
auf breiterer Ebene kam es dagegen nicht (vgl. Zif- 
fer 79 JG). 

7. Die internationale Wettbewerbsfähgikeit der 
Bundesrepublik Deutschland ist gut. Dies ist vor allem 
axif die Qualität xmd den technischen Stand der deut- 
schen Erzeugnisse, auf die hervorragende Berxifsqua- 
lifikation und den Leistxmgswillen der Erwerbstäti- 
gen, axif das breite Exportsortiment, pünktliche Liefe- 
rxmg und ximf angreiche Serviceleistxmgen bei auslän- 
dischen Kxmden zxirückzxiführen. Zusätzliche Impxüse 
für die deutsche Exporttätigkeit kamen vor allem auch 
von der stark gestiegenen Nachfrage nach Investi- 
tionsgütern aus anderen EG-Ländem. 


Schaubild 4 
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Die starke Steigenmg der deutschen Exporte in den 
letzten Jahren ist darüber hinaus darauf ziuückzufüh- 
ren, daß die Preise in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stabiler blieben als in den meisten Partnerlän- 
dern und dies keinen entsprechenden Niederschlag in 
der Entwicklimg des Wechselkurses der D-Mark 
fand. 

Auf der anderen Seite zählt die Bundesrepublik 
Deutschland zu den bedeutensten Importländern. 
Hinter den USA nimmt sie weltweit den zweiten Platz 
ein. Obwohl Japan über eine doppelt so hohe Einwoh- 
nerzahl und über ein höheres Sozialprodukt verfügt, 
übertreffen die deutschen Einfuhren die japanischen 
um fast ein Drittel. Damit sind sie pro Kopf der Bevöl- 
kerung mehr als doppelt so hoch wie in den USA imd 
Japan. Mehr als zwei Drittel aller Einfuhren in die 
Bimdesrepublik Deutschland entfallen auf Fertigwa- 
ren, also auf Produkte, deren Erzeugung im Herstel- 
limgsland eine besonders hohe Wertschöpfimg erfor- 
dert und damit dort entsprechende Einkommen imd 
Arbeitsplätze sichert. Die deutsche Wirtschaft leistet 
damit einen wichtigen Beitrag zur Beschäftigung und 
zum Wirtschaftswachstum in ihren Partnerländern. 

Den Problemen der Entwicklimgsländer, insbeson- 
dere den ärmsten und den hochverschuldeten unter 
ihnen, hat die Bundesregienmg in vielfältiger Weise 
Rechmmg getragen. Neben einer Steigerung der Ent- 
wicklungshilfe hat sie gegenüber einer Reihe von 
Ländern Schulden erlassen und in erheblichem Aus- 
maß Umschuldtmgen zugestimmt. Allein 1989 hat die 
Bxmdesregienmg gegenüber den ärmsten Entwick- 
lungsländern auf die Rückzahlimg von Krediten aus 
der Finanziellen Zusammenarbeit in Höhe von ca. 
3, 1 Mrd. DM verzichtet. Im Rahmen des Pariser Clubs 
hat sie öffentlich garantierte Exportkredite in einem 
Volumen von rd. 2,6 Mrd. DM umgeschuldet. 

8. Daß sich die deutsche Wirtschaft seit einiger Zeit 
wieder auf einem steileren Wachstumspfad mit mehr 
Dynamik befindet, wertet der Sachverständigenrat als 
eine neue Qualität der Aufwärtsentwickl\mg, die zu 
einem großen Teil der Verbesserung der Angebotsbe- 
dingimgen gutzuschreiben sei (Ziffern 151, 245 f. JG). 
Er bestätigt damit, daß die Politik der Bundesregie- 
rung, die von Anfang an auf eine gnmdlegende Ver- 
besserung der Wachstumsbedingungen ausgerichtet 
war, erfolgreich ist. Im Rahmen dieser Politik hat die 
Btmdesregierung seit Ende 1982 eine Vielzahl von 
Maßnahmen eingeleitet, die deirauf abzielen, Investi- 
tionskraft und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft zu stärken imd hierdurch vorhandene Ar- 
beitsplätze zu sichern und neue zu schaffen: 

— Dazu gehört insbesondere ein durchgreifender 
Wandel in der Finanzpolitik. Mit der schrittweisen 
Rückführung der Staatstätigkeit auf ihren Kern 
und der konsequenten Konsolidierungspolitik 
wurde bei Bürgern und Wirtschaft das Vertrauen 
in die Solidität der Staatsfinanzen zurückgewon- 
nen. Dies geschah vor allem durch eine strikte Be- 
grenzung des Anstiegs der öffentlichen Ausgaben. 
Waren die Ausgaben des Bundes von 1975 bis 1982 
pro Jahr um 6 V 2 % ausgeweitet worden, so nahmen 
sie in den letzten sieben Jahren im Durchschnitt 
nur noch um rd. 2 V 2 % zu. Der jahresdurchschnitt- 
liche Anstieg der Ausgaben aller Gebietskörper- 


schaften (Bund, Länder und Gemeinden) belief 
sich auf gut 3 %. Die vielfältige Kritik an der Kon- 
solidierungspolitik, die sogar im Vorwurf des „Ka- 
puttsparens" gipfelte, wurde durch die günstige 
Wirtschaftsentwicklung eindeutig widerlegt. 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Finanzpolitik 
Freiräume für private Initiative imd damit für zu- 
sätzliche Wachstumschancen eröffnet. Die Staats- 
quote — der Anteil des Staates am Bruttosozialpro- 
dukt — , die 1982 mit knapp 50 % um fast 11 %- 
Punkte höher lag als 1970, ist durch die konse- 
quente Begrenzung des Ausgabenanstiegs um rd. 
5 % -Punkte zurückgeführt worden. Das sind heute 
mehr als 100 Mrd. DM, über die jetzt Jahr für Jahr 
nicht mehr der Staat, sondern Bürger und Unter- 
nehmen verfügen können. Der Anteil des staath- 
chen Defizits der Gebietskörperschaften insge- 
samt am Bruttosozialprodukt hat sich von über 4 % 
Anfang der 80er Jahre auf 0,5% im Jahre 1989 
ermäßigt. Bei der Sozialversicherung gibt es insge- 
samt wieder eine verstärkte Rücklagenbildung. 

Durch die strikte Begrenzung der Staatsausgaben 
wurde die Grundlage für eine leistungsfreundli- 
chere Besteuerung geschaffen. Mit der großen 
dreistufigen Steuerreform von 1986, 1988 und 1990 
wurden Bürger und Unternehmen um über 
50 Mrd. DM entlastet. Danut wurde die umfan- 
greichste Steuersenkung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland verwirklicht. 

— Das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium ist be- 
trächtlich erweitert worden. Gegenüber 1982 ha- 
ben sich die Ausgaben der Bundesanstalt für Ar- 
beit für die aktive Arbeitsmarktpolitik, vor allem 
für berufliche Qualifizienmg imd Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, von 7 Mrd. DM auf 15 Mrd. DM 
mehr als verdoppelt. 

— Die akute Gefährdung des sozialen Netzes zu Be- 
ginn der 80er Jahre infolge wachsender Defizite 
bei den Versicherungsträgem wurde bereinigt. 
Dazu mußten nach dem Regierungswechsel 
schmerzliche Eingriffe nachgeholt werden, die bis 
dahin immer wieder hinausgeschoben worden wa- 
ren. 

Durch eine Strukturreform des Gesundheitswe- 
sens wird dem lange Zeit unaufhaltsam erschei- 
nenden Anstieg der Krankenversicherungsbei- 
träge Einhalt geboten. Bereits zum Jahresan- 
fang 1990 wurde für die Hälfte der Beitragszahler 
eine Senkung der Beitragssätze vorgenommen 
oder angekündigt. Dies führt zugleich zu einer Be- 
grenzung der Lohnzusatzkosten. 

Die Anreize zu wirtschaftlichem Verhalten sowie 
die Eigenverantwortung des Bürgers für seine Ge- 
sundheit imd Vorsorge werden gestärkt. Außer- 
dem werden ab 1. Januar 1991 die Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung um einen Bei- 
trag zur Unterstützung der häuslichen Pflege 
Schwerpflegebedürftiger erweitert. 

Durch eine Stmkturreform der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng wird den demographischen Ver- 
ändemngen Rechnung getragen und die Alters- 
sicherung langfristig wieder auf ein tragfähiges 
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finanzielles Fundament gestellt, das es erlaubt, die 
künftigen Generationen nicht zu schwer mit den 
Renten für die derzeit Tätigen zu belasten. 

— Entsprechend dem Grundsatz, daß in der Sozialen 
Marktwirtschaft privater Initiative und privatem 
Eigentum Vorrang vor staatiicher Einflußnahme 
gebührt, wurde die Zahl der mittelbaren und un- 
mittelbaren Bimdesbeteihgungen seit 1982 von 
über 800 auf nur noch rund 240 zurückgeführt. 

— Der Freiraum für eigenverantwortliches Handeln 
wurde durch die Vereinfachung von Rechts- und 
Verwaltimgsvorschriften und durch die Öffnung 
der Märkte für mehr Wettbewerb erweitert: 

O Durch das Beschäftigungsförderungs-Gesetz 
wurden mehr Flexibüität am Arbeitsmarkt und 
zusätzliche Beschäftigung erreicht. Dabei 
wurde insbesondere der Abschluß befristeter 
Arbeitsverträge erleichtert und die Höchst- 
dauer bei der Überlassung von Leiharbeitneh- 
mem auf sechs Monate erweitert. Die Attrakti- 
vität der Teilzeitarbeit wurde mit ihrer arbeits- 
rechtlichen Gleichstellung gegenüber der Voll- 
zeitarbeit erhöht. 

O Durch die Novellierung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen wurden das In- 
strumentarium der Fusions- und Verhaltens- 
kontrolle verbessert und nicht mehr gerechtfer- 
tigte Ausnahmetatbestände in den Bereichen 
Energie, Verkehr, Banken und Versicherungen 
beseitigt. 

O Durch die Neustrukturierung des Post- und 
Femmeldewesens wurden Marktzugangs- 
beschränkungen abgebaut und der Weg für 
mehr Wettbewerb besonders im Femmeldewe- 
sen freigemacht. Mit Ausnahme des Telefon- 
dienstes können nunmehr private Unternehmer 
auf allen Märkten für Telekommunikations- 
dienste und bei sämtlichen Endgeräten als An- 
bieter auftreten. Hinzu kommt die Öffnung der 
Netze für private Betreiber in der Satelliten- 
kommunikation imd beim Mobilfimk. 

O Diurch ein neues Baugesetzbuch wurden im Be- 
reich des Baurechts Verwaltungsvereinfachun- 
gen vorgenommen sowie der Grundstücksver- 
kehr und das Bauen erleichtert. 

O Durch mehrere Rechtsbereinigimgsgesetze so- 
wie durch zahlreiche andere Gesetze und Ver- 
ordnungen wurden vielfältige staatliche Vor- 
schriften ersatzlos gestrichen. Außerdem wur- 
den Genehmigimgserfordemisse gemildert so- 
wie Anzeige- und Meldevorschriften der Wirt- 
schaft eingeschränkt. 

O Durch die Einfühnmg eines Dienstleistungs- 
abends wurden Möghchkeiten für einen verlän- 
gerten Einkauf imd die Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen geschaffen und dem Handel 
zusätzhche Chancen eröffnet. 

O Die Flexibüität und Fimktionsfähigkeit der Fi- 
nanzmärkte wurden u.a. dadurch erweitert, daß 
der Zugang zur Börse erleichtert und die Anla- 
gemöglichkeiten für institutioneile Anleger ver- 


größert wurden, um auch auf diese Weise die 
Eigenkapitalausstattung insbesondere der klei- 
neren und mittleren Unternehmen zu verbes- 
sern. 

O Die gesetzhchen Voraussetzungen für die Ein- 
führung der Deutschen Terminbörse, an der 
auch internationale Anleger teilnehmen kön- 
nen, wurden geschaffen, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplatzes Bun- 
desrepublik Deutschland zu stärken. 

— Die Voraussetzimgen für mehr wirtschaftliche 
Selbständigkeit und Untemehmensneugründun- 
gen sind durch die guten gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingimgen wesentlich verbessert wor- 
den. Insbesondere durch die leistungsfreimdliche 
Besteuerung des Mittelstandes sowie durch gün- 
stige Konditionen für Eigenkapitalhüf eprogramme 
und eine Neuorientierung der Berahmgsförderung 
wurden zusätzliche Anreize geschaffen. Infolge- 
dessen ist es in den letzten sieben Jahren zu einer 
bemerkenswerten Zuneihme der Untemehmens- 
gründungen gekommen. 

~ Nach 13 Jahren Stillstand wurde die Förderung der 
Vermögensbüdung der Arbeitnehmer in mehreren 
Schritten ausgebaut imd gezielt auf Arbeitnehmer- 
beteiligungen am Kapital der Wirtschaft ausge- 
richtet. So wurden im Vermögensbüdungsgesetz 
unter anderem der zulagebegünstigte Jahresbe»- 
trag vermögenswirksamer Leistungen von 624 DM 
auf 936 DM erhöht, die Möglichkeiten der Anlage 
in Vermögensbeteiligungen erweitert und — ab 
1990 — die Förderung auf Kapitalbeteiligungen 
und den Erwerb von Wohnungseigentum konzen- 
triert. Für Vermögensbeteüigungen von Arbeit- 
nehmern wurde zusätzlich eine steuerliche Begün- 
stigung eingeführt. 

— In der Umweltpolitik wurde Wegweisendes er- 
reicht. Die Novellierung aller wichtigen Umwelt- 
schutzgesetze ist abgeschlossen oder im Gange. In 
der Luftreinhaltepolitik hat die Bundesregierung 
in Europa eine Vorreiterrolle übernommen. Die 
Einführung schadstoffarmer Kraftfahrzeuge wurde 
zügig in Angriff genommen und aufgrund deut- 
scher Initiative auch auf der Ebene der Europäi- 
schen Gemeinschaft in die Tat umgesetzt. Der Ver- 
brauch bleihaltiger Kraftstoffe wurde unter ande- 
rem durch die steuerliche Förderung von blei- 
freiem Benzin stark zurückgedrängt. Bei Groß- 
feuenmgsanlagen wurde eine drastische Vemün- 
derung der Emissionen von Schwefeldioxid, Stick- 
oxiden und Staub erreicht. Die Sanierung von Alt- 
anlagen wurde beschleunigt, die Enüssionsbe- 
grenzung für gewerbliche Anlagen verschärft. In 
keinem anderen Land der Europäischen Gemein- 
schaft gibt es heute mehr Personenkraftwagen mit 
geregeltem Dreiwege-Katalysator, einen prozen- 
tual höheren Verbrauchsanteü an bleifreiem Ben- 
zin oder mehr Rauchgasentschwefelungs- und 
Entstickungsanlagen als in der Bundesrepubhk 
Deutschland. Auch in der Gewässerschutzpolitik 
nimmt die Bundesrepublik Deutschland eine Spit- 
zenstellung ein. 

9 . Die beim Amtsantritt der Bundesregierung ange- 
kündigte Neubesinnung auf die Grundsätze der So- 
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zialen Marktwirtschaft wurde damit folgerichtig um- 
gesetzt. Verläßliche und widerspruchsfreie Rahmen- 
bedingimgen als eine entscheidende Voraussetzung 
für längerfristige Dispositionen in der Wirtschaft sind 
wieder gegeben. Wachstumsdynamik und Beschäfti- 
gimgschancen haben sich grundlegend verbessert. 
Leistungs- und Risikobereitschaft zahlen sich wieder 
aus. Die deutsche Wirtschaft geht mit viel Schwung in 
die 90er Jahre (Ziffer 186 JG). 


Im Wettbewerb der Systeme wurden die Vorteile der 
Sozialen Marktwirtschaft erneut eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Es ist daher nur verständlich, daß 
diese Wirtschafts- und Sozialordnimg, die ein hohes 
Maß an individueller Freiheit, sozialer Ausgewogen- 
heit und Effizienz gewährleistet, bei den Staaten Mit- 
tel-, Ost- und Südosteuropas auf der Suche nach einer 
menschenwürdigeren Ordnung zunehmend Beach- 
timg findet. 
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B. Soziale Marktwirtschaft — der Weg, die Herausforderungen der 90er Jahre 
zu lösen 


I. Neue Chancen und Aufgaben in Europa 

10 . Zu Beginn der 90er Jahre befindet sich Europa 
im Umbruch, der neue Chancen und Aufgaben bringt. 
Bei den Nachbarn in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 
zeichnen sich pohtische und ökonomische Umwälzun- 
gen ab, deren volle Konsequenzen heute noch nicht 
überschaubar sind. Die hohe Leistungsfähigkeit der 
auf Wettbewerb und Markt gegründeten Wirtschafts- 
systeme hat das volle Ausmaß der schweren Krise der 
zentralen Plan- und Verwaltungswirtschaften sichtbar 
werden lassen. 

Ein Prozeß des Umdenkens hat eingesetzt, der — so ist 
zu hoffen — zu moderneren und leistungsfähigeren 
Volkswirtschaften in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 
führt. Dadurch eröffnen sich für die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen Ost und West neue Mög- 
hchkeiten. Entscheidend für die Einghederung in die 
internationale Arbeitsteilung und damit für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in diesen Ländern wird sein, 
daß überzeugende marktwirtschafthche Lösungen an 
Stelle der bisherigen zentralen Plan- und Verwal- 
tungswirtschaften treten, die politisch, sozial und öko- 
nomisch in die Sackgasse geführt haben. Der Reform- 
wille der Bürger im Osten Europas macht die große 
Attraktivität der Marktwirtschaft für die Menschen 
dort mehr als deutlich. 

Der langanhaltende wirtschafthche Aufschwung, der 
mit der Neubesinnimg auf die Grundsätze der Sozia- 
len Marktwirtschaft in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land erreicht wurde, unterstreicht einmal mehr die 
dieser Ordnung innewohnende Dynamik. Damit sind 
günstige Voraussetzungen gegeben, um die notwen- 
digen strukturellen Reformen in den bisher zentral 
gelenkten Volkswirtschaften wirkungsvoll zu beglei- 
ten. 

II. Soziale Marktwirtschaft ist gerade in dieser Si- 
tuation des Umbruchs das richtige Konzept der „Wei- 
chenstellungen für die neunziger Jahre", so der Titel 
des Jahresgutachtens des Sachverständigenrates. Die 
Wirtschaftspohtik steht dabei im einzelnen vor folgen- 
den Aufgaben: 

— Die Menschen in der DDR haben sich mit großem 
Einsatz und gewaltlos für Freiheit und Rechtsstaat- 
hchkeit, Frieden und Selbstbestimmung entschie- 
den. Der Soziahsmus ist am Ende und hat keine 
Zukunft. Die Menschen wollen neue Perspektiven 
für ihre politische, gesellschaftliche und wirt- 
schaftiiche Zukunft. Die Bundesrepubhk Deutsch- 
land ist bereit, sie auf diesem Wege tatkräftig zu 
imterstützen (B II). 

— Der Wettbewerb der Produktionsstandorte ist als 
Folge der wachsenden Globahsierung der Märkte 
für Güter, Dienstleistungen und Kapital schärfer 
geworden. Die Bedingungen, unter denen sich 
Wachstum und Beschäftigung in der Bimdesrepu- 
bhk Deutschland entfalten können, müssen durch 
eine marktwirtschafthchen Grundsätzen verpflich- 
tete Rahmensetzung weiter verbessert werden 
(B III). 


— Trotz nicht zu übersehender Erfolge bleiben auf 
dem Arbeitsmarkt in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land erhebhche Strukturprobleme zu lösen. Die 
wachsende Lücke zwischen meist weniger quahfi- 
zierten Arbeitslosen und einer steigenden Nach- 
frage nach quahfizierten Arbeitskräften sowie die 
Integration der vielen Über- und Aussiedler erfor- 
dern große Anstrengungen (B IV). 

— Für kleine imd mittlere Unternehmen machen die 
Vollendung des EG -Binnenmarktes und die wirt- 
schafthche Neuorientierung im Osten Anpas- 
simgsprozesse notwendig und eröffnen zugleich 
viele Chancen. Die Bundesregierung wird durch 
günstige Rahmenbedingimgen dazu beitragen, 
daß Ideine und mittlere Unternehmen sowie 
Selbständige ihre Stärken ausspielen können 
(B V). 

— Der Schutz der natürhchen Umwelt ist zu einer 
weltweiten Aufgabe geworden. Mit ökologisch 
konsequenten und ökonomisch sinnvollen Rah- 
menbedingungen muß ein hohes Maß umweltpoh- 
tischer Vorsorge erreicht werden (B VI). 

— Die Erhaltung der Wohlfahrt und die Sicherung der 
Beschäftigung stehen zunehmende Anforderun- 
gen an Wirtschaft und Pohtik. Die gute wirtschaft- 
hche Gesamt situaiton muß genutzt werden, um 
den Strukturwandel zu fördern (B VII). 

— Die Wirtschaftspohtik der Bundesregierung muß in 
die internationale Zusammenarbeit und vor aUem 
in den Integrationsprozeß der Europäischen Ge- 
meinschaft eingebettet bleiben, der in den letzten 
Jahren beträchthch an Dynamik gewonnen hat. 
Die Bimdesregierung ist entschlossen, die Integra- 
tion der Europäischen Gemeinschaft nachhaltig 
voranzubringen (B VIII). 


11. Reformprozeß in der DDR unterstützen 

12 . Die Deutschlandpohtik der Bundesregierung 
steht im Zeichen tiefgreifender Veränderungen in Eu- 
ropa. Die Deutschen in der DDR haben dort ohne 
Gewalt einen pohtischen Wandel erstritten. Die weit- 
reichenden Umwälzungen in der DDR haben erstmals 
seit langer Zeit wieder Chancen für die Überwindung 
der Teilimg Deutschlands eröffnet. Die Deutschen 
dies- und jenseits der Grenze verbinden Geschichte, 
Sprache, Kultur, vielfältige menschhche Beziehungen 
und das Bewußtsein, einer Nation anzugehören. Aus 
dieser gemeinsamen Grundlage erwächst der Bun- 
desrepubhk Deutschland die Aufgabe, den notwendi- 
gen Reformprozeß in der DDR wirkungsvoU zu unter- 
stützen. Der Wirtschaftspohtik kommt dabei heraus- 
gehobene Bedeutung zu. Sie ist ein zentraler Bestand- 
teil der Deutschlandpohtik der Bundesregierung im 
Rahmen des Zehn-Punkte- Programms zur Überwin- 
dung der Teüimg Deutschlands und Europas, das der 
Bimdeskanzler am 28. November 1989 vorgelegt 
hat. 
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13 . Die Menschen in der DDR haben Anspruch auf 
eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die ih- 
nen Perspektiven für Freiheit, Wohlstand und eine 
lebenswerte Umwelt bietet. Welchen Weg sie im ein- 
zelnen gehen wollen, müssen sie in freier Selbstbe- 
stimmung entscheiden. Die bisherige wirtschaftiiche 
und gesellschaftiiche Entwicklung in der DDR — wie 
auch in den anderen Staaten Mittel-, Ost- und Südost- 
europas — hat jedoch klar gezeigt, daß die zentrale 
Plan- und Verwaltungswirtschaft den Bürgern Le- 
benschancen verstellt, die Entfaltung produktiver 
Kräfte lähmt und in eme Dauerkrise führt. Nur bei 
einer grundlegenden Änderung der Wirtschaftsord- 
nung ist eine leistungsfähige Wirtschaft zu erwarten, 
die den Wünschen der Menschen nach Freiheitssiche- 
rung und höherer materieller Wohlfahrt entspricht. 
Die Entwicklungen in den mittel-, ost- und südosteu- 
ropäischen Ländern haben außerdem bewiesen, daß 
eine freiheithch verfaßte Staats- und Wirtschaftsord- 
nung einander bedingen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß der Sachverständi- 
genrat die Voraussetzungen für notwendige Wirt- 
schaftsreformen in der DDR untersucht und dazu 
Ende Januar 1990 ein Sondergutachten vorgelegt hat. 
Er unterstreicht, daß ein Erfolg des wirtschaftlichen 
Reformprozesses nur zu erwarten ist, wenn das Wirt- 
schaftssystem grundlegend zu einer offenen markt- 
wirtschaftiichen Ordnung mit sozialer Absichenmg 
umgestaltet wird und die dafür erf orderhchen Reform- 
schritte rasch und möghchst gleichzeitig durchgeführt 
werden. Das Gutachten enthält auch wichtige Hin- 
weise dafür, wie der wirtschaftiiche Umwandlungs- 
prozeß in der DDR von seiten der Bundesrepubhk 
Deutschland wirkungsvoll unterstützt werden kann. 


Grundlegende Reformen notwendig 

14 . Für die Bürger in der DDR müssen sehr bald 
überzeugende Perspektiven geschaffen werden, nicht 
zuletzt um weitere Abwanderungen von Arbeits- 
kräften mit entsprechenden Belastungen für die DDR- 
Wirtschaft zu vermeiden. 

Wichtig ist, daß möghchst zügig und konsequent der 
quahtative Übergang zu einer Sozialen Marktwirt- 
schaft erfolgt, in der die Menschen am besten gegen 
Ausbeutung geschützt sind und in der die natürhchen 
Lebensgrundlagen wirkungsvoU gesichert werden. 
Sie gibt dem Bürger die notwendigen individuellen 
und geseUschaftiichen Freiheitsräume: Er kann über 
seine Lebensgestaltung selbst entscheiden, seinen 
Beruf frei wählen, Eigentum bilden und sich in unab- 
hängigen Gewerkschaften und Verbänden organisie- 
ren. Der Einsatzwille der Arbeitnehmer und Selbstän- 
digen wird durch leistungsgerechte Einkommen ge- 
fördert. Dies kommt der Gesellschaft insgesamt zu- 
gute. 

Sofern man staatiiche Produktionsplanung und 
Marktsteuerung vemüschen oder gar in Kemberei- 
chen der Wirtschaft weiter an der Zentralverwal- 
tungswirtschaft festhalten und nur am Rande markt- 
wirtschaftiiche Elemente erlauben würde, so wäre 
dem ein Erfolg versagt. Versuche in anderen Ländern 
mit solchen Mischsystemen sind gescheitert. Wenn 
gleichzeitig sowohl der Staat als auch der Markt die 
Produktion imd Verteilung von Waren und Dienstlei- 
stungen zu lenken suchen, dann sind — insbesondere 
bei offenen Grenzen — hohe Reibungsverluste unver- 


meidlich. Deshalb ist es mit Retuschen am bestehen- 
den System nicht getan. Erforderhch sind vielmehr 
grundlegende Reformen, damit marktwirtschaftiiche 
Steuerung und entsprechende staatiiche Rahmenset- 
zung eindeutig dominieren. Nur dann wird es zu dem 
notwendigen Zustrom von privatem Kapital kommen, 
und nur dann sind öffentliche Hilfen von außen erfolg- 
versprechend, 

Unternehmenskooperationen mit Beteihgungen zu 
ermöghchen, ist nützhch, stellt aber keine umfassende 
Lösung der Ordnungsprobleme dar. Vordringhch sind 
deshalb insbesondere Gewerbefreiheit, stabiles Geld, 
Eigentumsschutz, leistungsgerechte Entlohnung, Be- 
seitigung des Außenhandelmonopols sowie Wettbe- 
werb und freie Preisbildung auf möghchst vielen 
Märkten. Zu den notwendigen staatiichen Rahmen- 
setzungen gehören auch ein umweltrechtiicher Ord- 
nungsrahmen und wirksame ökonomische Anreizme- 
chanismen für eine Verbesserung des Umweltschut- 
zes. Dies sind unverzichtbare Voraussetzungen für 
eine dynamische Wirtschaftsentwicklung in der 
DDR. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Aussage des 
Sachverständigenrates in seinem Sondergutachten: 
„Es gibt keine überzeugende Alternative zur markt- 
wirtschaftiichen Ordnung". „Die soziahstische Plan- 
wirtschaft ist es nicht. " Nach Auffassung der Bundes- 
regierung sind alle Versuche, den Soziahsmus zu re- 
formieren, zum Scheitern verurteilt. Die Soziale 
Marktwirtschaft ist der , dritte Weg' zwischen Kapita- 
hsmus und Soziahsmus. 

15 . Eine dmchgreifende Modernisierung der DDR- 
Wirtschaft erfordert einen Schub von privaten Exi- 
stenzgründungen in der DDR sowie privates Kapital 
von außen und den damit verbundenen Transfer von 
technischem und wirtschaftlichem Know-how. Die 
Bundesregierung begrüßt, daß sich vor aUem viele 
mittelständische Unternehmen und Selbständige 
sowie deren Verbände aus der Bundesrepubhk 
Deutschland in der DDR engagieren wollen. Ein sol- 
ches privatwirtschafthches Engagement ist unver- 
zichtbar. Staathche Hilfen, wie sie die Bundesregie- 
rung zu gewähren bereit ist, können nur subsidiären 
Charakter haben. 

Wirtschaftiiche Dynamik mit ihren positiven Wirkun- 
gen auf Arbeitsplätze, Einkommen und Güter angebot 
wird sich in der DDR mit ihren qualifizierten Arbeits- 
kräften sehr schneU entwickeln können, wenn die 
Kräfte dezentraler Entscheidungen genutzt und im 
Wettbewerb eingesetzt werden. Dadurch kann dort 
die zur Zeit zu geringe Produktivität in der Wirtschaft 
beträchtiich gesteigert werden. Dies setzt Freiheit für 
unternehmerische Initiative voraus. Gerade der mit- 
telständischen Wirtschaft kommt dabei zentrale Be- 
deutung zu. Hier können sich schneU eigenverant- 
worthches Handeln entwickeln und wirkungsvoll 
marktwirtschaftiiche Erfahrungen gesammelt wer- 
den. So kann sich Marktwirtschaft auf breiter Basis 
auch von unten entfalten. 


Verbesserung der Lebensverhältnisse in der DDR durch 
enge wirtschaftliche Zusammenarbeit 

16 . Die Bundesregierung strebt eine enge Zusam- 
menarbeit mit der DDR auf allen Gebieten an. Ziel ist 
es, die Lebens Verhältnisse in der DDR so schnell wie 
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möglich zu verbessern. Die Bundesregierung ist — un- 
ter der Voraussetzung, daß die DDR ihrerseits die not- 
wendigen Reformen einleitet — bereit, den schwieri- 
gen Übergang von der zentral geplanten Wirtschaft 
zur Sozialen Marktwirtschaft zu flankieren: 

— Durch gemeinsame Infrastrukturprojekte, nament- 
hch in den Bereichen Verkehr, Telekommunika- 
tion und Umweltschutz sollen die ökonomischen 
und ökologischen Voraussetzungen für eine er- 
folgreiche wirtschaftliche Kooperation nachhaltig 
verbessert werden. Für die genannten Gebiete 
sind bereits gemeinsame Komnüssionen gebildet 
worden. 

— Durch die Förderung gemeinsamer Pilotprojekte, 
die unmittelbar zur Verminderung von Umweltbe- 
lastungen in beiden Teilen Deutschlands führen 
imd darüber hinaus den Anstoß für die breite An- 
wendung moderner Umweltschutztechnologien 
auf der Basis kommerzieller Kooperationen geben 
können, leistet die Bundesregienmg Beiträge zu 
einer Verbesserung der Umwelt. 

— Die Bundesregierung drängt darauf, daß Vor- 
schriften und Maßnahmen der DDR, die Selbstän- 
digkeit und freie Wirtschaftstätigkeit in der DDR 
diskrinünieren und den deutsch/deutschen Han- 
del zwischen den Betrieben behindern, beseitigt 
werden. 

— Mit der DDR-Regienmg ist eine Gemeinsame 
Kommission zur Vertiefung der wirtschaftlichen 
Beziehungen vereinbart worden. Sie wird sich mit 
Stand und Perspektiven der Wirtschaftsreformen 
in der DDR und den Möghchkeiten für eine engere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in allen Berei- 
chen der Wirtschaft, namentlich auch mit den The- 
men Energie und Tourismus, befassen. 

— Mit der DDR wird ein Investitionsschutzabkom- 
men angestrebt. Damit soll für private Direktinve- 
stitionen in der DDR und Gemeinschaftsunterneh- 
men ein verläßhcher rechtlicher Rahmen geschaf- 
fen werden. Bei einer befriedigenden Regelimg ist 
die Bundesregierung bereit, ein Instrumentarium 
zur Absicherung von Kapitalanlagen in der DDR zu 
schaffen. 

— Die Bundesregierung wird aus Haushaltsmitteln 
spezielle Programme für die DDR im Rahmen des 
ERP-Vermögens ermöghchen. Es ist weiterhin zu 
prüfen, inwieweit bestehende nüttelstandsorien- 
tierte Förderprogramme der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, der Deutschen Ausgleichsbank und 
der Berliner Industriebank zugunsten der DDR 
geöffnet werden können, damit sich kräftige Im- 
pulse für mehr private Investitionen und mehr Exi- 
stenzgründungen in der DDR ergeben. Daneben 
sollen Hilfen zur Aus- und Fortbildung, zur be- 
triebhchen Beratung und zur Förderung des Tech- 
nologietransfers gegeben sowie die wissenschaft- 
lich-technische Zusammenarbeit verstärkt wer- 
den. 

— Die Bundesregienmg hat beschlossen, den beste- 
henden Garantierahmen für Lieferungen und Lei- 
stungen in die DDR um 1,5 Mrd. DM auf 6 Mrd. DM 
aufzustocken. 

— Die Bundesregierung hat die Möghchkeit eröffnet, 
DDR-Zuheferungen für Exporte westdeutscher 


Firmen in einer Größenordnung von bis zu 30 % in 
die Hermes-Deckung einzubeziehen. 

— Die Bundesregierung beabsichtigt eine weitge- 
hende Liberahsierung aller mengen- bzw. wertmä- 
ßigen Beschränkimgen von Bezügen wie Lieferun- 
gen des gewerbhchen Sektors im innerdeutschen 
Handel. 

— Die Bundesregierung hat bereits verschiedene ver- 
fahrensmäßige Erleichtenmgen im innerdeut- 
schen Handel (Lockerung des Kompensationsver- 
botes, erleichterter Zugang für private Hand- 
werksbetriebe der DDR, Zulassung von Schenkun- 
gen von gebrauchten Maschinen und Geräten an 
private DDR-Betriebe) beschlossen und wird wei- 
tere prüfen. 

— Die Bundesregierung wird Gespräche mit den 
Bundesländern mit dem Ziel aufnehmen, für das 
grenznahe Gebiet eine beide Staaten in Deutsch- 
land verbindende Regionalpolitik zu entwickeln. 

— Zum 1. Januar 1990 wurde für eine Übergangszeit 
von 2 Jahren ein gemeinsamer Fonds zur Finanzie- 
nmg von Reisezahlungsnutteln eingerichtet, aus 
dem jeder Bürger der DDR zu einem festen Um- 
tauschverhältnis bis zu 200,— DM pro Jahr gegen 
Mark der DDR erwerben kann. Die für den Um- 
tausch erforderüchen D-Mark-Beträge werden von 
der Bundesrepubhk Deutschland und der DDR im 
Verhältnis von etwa 3 : 1 getragen. Dafür entfällt 
das bisherige Begrüßungsgeld für Besucher aus 
der DDR. Die Sichtvermerkspflicht und der Min- 
destumtausch für Bundesbürger bei Reisen in die 
DDR sind weggefallen. 

— Die Bimdesregierung hat das Mandat der von ihr 
eingesetzten Unabhängigen Expertenkommission 
zum Abbau marktwidriger Regulierungen (De- 
regulierungskommission) im Einvernehmen mit 
der Kommission um ein Jahr verlängert, damit die 
Auswirkungen der neuen Entwicklungen in der 
DDR und in Mittel-, Ost- und Südexiropa auf mög- 
liche Dereguherungsbereiche berücksichtigt wer- 
den können. 


Ursachen der Abwanderung in der DDR abbauen 

17 . Mit dem starken Zustrom von Übersiedlem aus 
der DDR sowie durch die politischen Umwälzungen in 
der DDR haben sich auch die Rahmenbedingungen 
für die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesre- 
pubhk Deutschland stark verändert. Insgesamt sind 
im vergangenen Jahr 344 000 Übersiedler aus der 
DDR und 377 000 Aussiedler aus Mittel-, Ost- und Süd- 
osteuropa zugewandert; das entspricht insgesamt 
einem Bevölkerungszuwachs von reichlich 1%. Die 
starke wirtschafthche Dynamik in der Bundesrepublik 
Deutschland erleichtert ganz wesenthch die Integra- 
tion der Zuwanderer. Diese tragen ihrerseits zum 
Wirtschaftswachstum bei. Andererseits dürfen die 
Probleme nicht übersehen werden, die vor edlem auf 
kürzere Sicht mit der sozialen und beruflichen Ein- 
ghederung dieser Menschen verbunden sind. Die 
Bimdesregierung wird eventuelle Mißbräuche des 
sozialen Sicherungssystems der Bundesrepublik 
Deutschland in beiderseitigem Interesse zu verhin- 
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dem suchen und hat darüber unter anderem mit der 
DDR Gespräche aufgenommen. 

Die Bundesregierung tritt für offene Grenzen und 
Freizügigkeit in Deutschland ein. Eine weitere Ab- 
wandenmg aus der DDR hegt aber weder im Interesse 
der DDR noch der Bundesrepubhk Deutschland. Ein 
wichtiges Ziel der Deutschlandpohtik ist es, die Vor- 
aussetzungen dafür zu schaffen, daß die Menschen in 
ihrer Heimat eine Zukunftsperspektive finden. Dies 
gilt um so mehr, als in der DDR gerade jetzt Arbeits- 
kräfte mit Initiative und Leistimgsbereitschaft drin- 
gend gebraucht werden, damit dort eine ausgewo- 
gene wirtschaftiiche und soziale Entwicklung in Gang 
gesetzt werden kann. 

Es kommt deshalb darauf an, durch rasche imd gmnd- 
legende Reformen der Bevölkemng in der DDR poh- 
tisch und wirtschaftiich eine begründete Aussicht auf 
eine baldige Besserung ihrer Lebensbedingimgen zu 
geben. Nur durch die Erwartung einer Wende zum 
Besseren können die Menschen dort bewogen wer- 
den, in ihrer Heimat zu bleiben und beim Aufbau 
einer freiheithchen pohtischen und wirtschafthchen 
Ordmmg mitzuhelfen. 


III. Wachstums- und Beschäftigungsdynamik 
durch günstige und verläßliche Rahmen- 
bedingungen verstetigen 

18. Die Bundesregiemng erwartet, daß sich 1990 
und darüber hinaus die Wachstums- und Beschäfti- 
gungsdynamik fortsetzt (Jahresprojektion Ziffern 
86 ff.). Sie ist sich mit dem Sachverständigenrat (Zif- 
fer 277 JG) einig, daß Wachstumspolitik in erster Linie 
Wirtschaftsordnungspolitik ist. Das erfordert, wie 
auch der Sachverständigenrat mit Nachdruck betont 
(Ziffer 261 JG), einen klaren, verläßhchen imd wider- 
spruchsfreien Kurs der Wirtschaftspohtik. Dies gibt 
den am Wirtschaftsleben Beteüigten Sicherheit und 
Vertrauen in die Zukunft und festigt damit die Grund- 
lage für wirtschaftliche Dynamik. 

Dynamische Unternehmer sind wichtig, um Innova- 
tionspotentiale aufzuspüren, Produkte und Verfahren 
zu verbessern und die dafür notwendigen zukunftsge- 
richteten Investitionen zu tätigen. Länder, die wie die 
Bundesrepubhk Deutschland sehr hohe Löhne imd 
Lohnzusatzkosten sowie besonders kurze Arbeitszei- 
ten aufweisen, müssen — hierauf weist der Sachver- 
ständigenrat ausdrückhch hin (Ziffer 275 JG) — vor 
allem viel Wissen, Können und Kapital investieren, 
um in der internationalen Arbeitsteilung erfolgreich 
zu bestehen. 

19 . Die Untemehmensinvestitionen sind somit nach 
wie vor eine entscheidende Schlüsselgröße für die 
Erhöhung des Wachstumspotentials insgesamt sowie 
für die Anpassung der Wirtschaft an sich wandelnde 
Angebots-, Nachfrage- und Wettbewerbsverhält- 
nisse. Der Investitionsbedarf der Wirtschaft bleibt 
hoch. Er ist weder infolge des wachsenden Anteils der 
Dienstleistungen noch als Ergebnis des technischen 
Fortschritts insgesamt geringer geworden. Investitio- 
nen, namentlich zur Modernisierung des Produktions- 
apparats, bilden den strategischen Ansatzpunkt für 


die weitere Verbesserung der Angebotsbedingungen. 
Notwendige Voraussetzung für ein angemessenes In- 
vestitionswachstum und damit für mehr Beschäfti- 
gung sind dauerhaft erwartete, ausreichende Erträge 
der Unternehmen, worauf der Sachverständigenrat zu 
Recht hin weist (Ziffer 93 JG). Die gute Investitionsent- 
wicklung der letzten Jahre bestätigt diesen Zusam- 
menhang. 

Die Bundesregierung wird mit konsequent marktwirt- 
schaftiich orientierter Wirtschafts- und Finanzpolitik 
ihren Teil dazu beitragen, daß sich auch in Zukunft 
und unter veränderten weltwirtschaftlichen Bedin- 
gungen Investitionen in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land lohnen und die Wachstumsgrundlagen weiter 
verbessern: 

— Für die Bundesregierung wird die Wahrung der 
Preisstabüität — auch im Rahmen einer engeren 
europäischen Zusammenarbeit — hohe Bedeutung 
behalten (Ziffer 20). 

— In der nächsten Legislaturperiode wird die Bun- 
desregierung die angekündigte Reform der Ver- 
besserung der steuerhchen Rahmenbedingungen 
für Investitionen und Arbeitsplätze verwirkhchen 
(Ziffern 21 ---23). 

— Die Bundesregierung wird auch künftig durch eine 
konsequente Ausgabenbegrenzung den Staatsan- 
teil weiter verringern und gesunde Staatsfinanzen 
gewährleisten (Ziffern 24 — 26). 

— Die Wirtschaftspohtik wird auf mehr Wettbewerb, 
Dereguhenmg und Privatisierung gerichtet blei- 
ben (Ziffern 27—29). 

— Die Bimdesregierung wird durch weitere Liberah- 
sierungsschritte den Finanzplatz Bundesrepublik 
Deutschland stärken (Ziffer 30). 


Bewahrung der Geldwertstabilität 

20 . Angesichts der herausragenden Bedeutung der 
Geldwertstabihtät für die Funktionsfähigkeit einer 
marktwirtschafthchen Ordnung ist es unerläßhch, daß 
aUe am Wirtschaftsleben Beteihgten, insbesondere 
die für die Geldpohtik, die öffenthche Finanzpohtik 
und die Tarifpohtik Verantworthchen, ihren Beitrag 
zur Preisniveaustabihsierung leisten. 

Die Deutsche Bundesbank hat für 1990 wieder ein 
Geldmengenziel beschlossen. Sie strebt eine Auswei- 
tung der Geldmenge (M3) innerhalb einer Bandbreite 
von 4 — 6% an. Damit hat die Bundesbank das vom 
Sachverständigenrat (Ziffer 299 JG) nachdrückhch 
geforderte stabihtätspohtische Signal gegeben und 
die monetären Grundlagen dafür geschaffen, daß 
auch zu Beginn des neuen Jahrzehnts die Fortsetzung 
des Aufschwungs bei Preisniveaustabihtät möghch 
bleibt. Voraussetzung dafür ist, daß aUe Teilnehmer 
am Wirtschaftsprozeß, namenthch die Unternehmen, 
Selbständigen und die Tarif partner ebenso wie die 
Öffenthche Hand, sich auf dieses Signal einsteUen 
(vgl. Ziffer 91). 

Die Bundesregierung wird bei den Bemühungen, die 
Wirtschafts- und währungspohtische Zusammenarbeit 
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in Europa zu intensivieren, darauf hinwirken, das 
Währungssystem zu einem Instrument der Stabilität in 
Europa auszubauen. 


Dynamisches Wachstum durch weniger Steuern 

21. Die Einführung eines neuen Einkommensteuer- 
tarifs mit durchgängig niedrigeren Steuersätzen (vgl. 
Schaubild 5) und der Abbau von Steuervergünstigun- 
gen und Sonderregelungen sind entscheidende 
Schritte auf dem Weg zu einem zukunftsorientierten 
Steuersystem. Der Sachverständigenrat bestätigt, daß 
die bisherigen Steuerreformschritte in die richtige 
Richtung weisen (Ziffer 330 JG). Sie führen 1990 zu 
einer weiteren Nettoentlastung der Arbeitnehmer und 
Betriebe in Höhe von 24 Mrd. DM. Die Steuerquote 
wird mit 22,5 % den niedrigsten Stand seit 1960 errei- 
chen (vgl. Schaubild 6). 

22. In einer Welt, in der die internationale Arbeits- 
teilung immer intensiver wird, in der der Kapitalver- 
kehr immer flexibler rund um die Uhr und rund um 
den Globus stattfindet, sind Innova tions-, Investitions- 
und Produktionsentscheidungen weniger denn je an 
einmal geplante Standorte gebunden. Dem hat auch 
die Steuerpolitik Rechnung zu tragen. Niedrigere 
Steuern soÜen Unternehmern keine ungerechtfertig- 
ten Vorteile verschaffen, sondern sie sind eine wich- 
tige Voraussetzung dafür, daß Sachkapital in rentable 
Arbeitsplätze investiert wird und Produktionsstätten 
nicht aus Steuergründen ins Ausland verlagert wer- 
den. 


Die Steuerpolitik der nächsten Jahre steht daher vor 
der Aufgabe, die Grundlagen für Wachstum und Be- 
schäftigung weiter zu verbreitern. Um die Qualität des 
Produktionsstandortes Bundesrepublik Deutschland 
zu sichern und den Strukturwandel besser zu bewäl- 
tigen, ist es notwendig, die Investitions- und Innova- 
tionskraft sowie die Leistungsbereitschaft weiter zu 
stärken. Bei sich öffnenden Grenzen, insbesondere im 
Rahmen der Vollendung des EG-Binnenmarktes, und 
angesichts der in vielen Ländern verwirklichten oder 
geplanten Steuersatzsenkungen geht es um eine Ver- 
minderung der hohen Grenzsteuerbelastimg der Er- 
träge und eine Verringerung der ertragsunabhängi- 
gen Untemehmensteuem. Zur beabsichtigten breiten 
Entlastungswirkung gehören weitere Entlastungen 
für Familien und Bezieher niedrigerer Einkommen. 

Die Bundesregierung wird dafür ihr Konzept nach 
Vorlage des Berichtes einer unabhängigen Sachver- 
ständigenkommission zu Beginn der nächsten Legis- 
laturperiode unterbreiten. Die Unternehmen sollen 
rechtzeitig vor Vollendung des Europäischen Binnen- 
marktes Klarheit über die steuerpolitischen Rahmen- 
bedingungen haben. 

23. Mit der von Bundesregierung und Koalitions- 
fraktionen beschlossenen Aufhebung der Börsenum- 
satzsteuer zum 1. Januar 1991 und — ein Jahr spä- 
ter — der Gesellschafts- und Wechselsteuer wird die 
Wettbewerbssituation des Finanzplatzes Bundesrepu- 
blik Deutschland gestärkt und die Eigenkapitalfinan- 
zierung der Kapitalgesellschaften erleichtert. Dies 
kommt insbesondere auch kleinen und mittleren Ge- 
sellschaften zugute. Mit der Aufhebung der Kapital- 
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verkehrssteuem entspricht die Bundesregierung auch 
einer Anregung des Sachverständigenrates (Zif- 
fer 345 JG). 


Mittelfristige Haushaitspolitik zur Rückführung 
der Staatstätigkeit 

24 . Die mittelfristig angelegte Haushaltspolitik hat 
sich als überaus erfolgreich erwiesen (vgl. Ziffer 8). 
Dies bestärkt die Bundesregierung darin, die staatli- 
chen Ausgaben nur moderat wachsen zu lassen, die 
Steuerbelastimg zurückzuführen und die Neuver- 
schuldung in engen Grenzen zu halten (vgl. Schaubil- 
der 6 und 7), wie es auch der Sachverständigenrat 
(Ziffer 320 JG) für notwendig erachtet. Der Bundes- 
haushalt 1990 liegt auf dieser Linie. Der Ausgabenan- 
stieg wurde auf 3 % — das ist deutlich weniger als das 
Wachstum des Bruttosozialproduktes — begrenzt, ob- 
wohl Mehrbelastungen z. B. durch die neuen woh- 
nungspolitischen M^nahmen und für die Integration 
der Über- und Aussiedler zu berücksichtigen waren. 
Den besonderen Belastungen im Zusammenhang mit 
der Unterstützung des Reformprozesses vor allem in 
der DDR wird die Bundesregierung in Kürze mit 
einem Nachtragshaushalt Rechnung tragen. 

25 . Angesichts der hohen Auslastxmg der Baukapa- 
zitäten und der damit verbundenen Preisrisiken 
wurde im Finanzplanungsrat im November 1989 Ein- 
vernehmen mit den Ländern und Gemeinden erzielt, 
zugimsten des Wohnungsbaus den Beginn von Hoch- 
baumaßnahmen zurückzustellen imd Hochbaukapa- 


zitäten nur dort in Anspruch zu nehmen, wo dies ohne 
Beeinträchtigimg des Wohnungsbaus möglich oder 
aus übergeordneten öffentlichen Interessen zwingend 
erforderlich ist. Nach § 4 Abs. 10 des Bimdeshaus- 
haltsgesetzes 1990 wird der Bund Hochbaumaßnah- 
men für Verwaltungszwecke im Umfang von nünde- 
stens bis zu einem Viertel seines gesamten Neubau- 
volumens nicht beginnen. 

26 . Der Sachverständigenrat (Ziffern 173 f. JG) be- 
tont die Bedeutung der „qualitativen Konsolidierung" 
und die Notwendigkeit, die Ausgabenstruktur wachs- 
tumsfreundlicher zu gestalten; insbesondere fordert 
er einen Abbau der Finanzhilfen. Die Bundesregie- 
rung teilt grundsätzlich diese Einschätzungen. Die 
Kürzung von Finanzhilfen wirft jedoch infolge be- 
trächtlicher rechtlicher und sachlicher Schwierigkei- 
ten oft größere Probleme auf, als vielfach anerkannt 
wird, weil sie zu erheblichen sozialen und politischen 
Friktionen führen würde. 

Die Bimdesregierung hat in Verbindung mit der 
Steuerreform 1990 in erheblichem Maße Steuersub- 
ventionen abgebaut. Notwendigkeit und Umfang der 
Finanzhilfen werden bei der jährlichen Haushaltsauf- 
stellung im Einzelfall immer wieder neu überprüft. 


Mehr Wettbewerb, Deregulierung, Privatisierung 

27 . Um den Wettbewerb zu stärken, den Struktur- 
wandel voranzubringen und Wachstumsreserven frei- 
zusetzen, hält es die Bundesregierung für notwendig, 


Schaubild 7 


Finanzierungssaldo des Staates 

Gebietskörperschaften und Sozialversicherung 
Anteile am Bruttosozialprodukt in % 



ABGRENZUNG DER VOLKSWIRTSCHAFTLICHEN GESAHTRECHNUNG 


18 





Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6278 


die Märkte noch stärker zu öffnen, Marktzugangs- 
beschränkungen zu beseitigen und die heute in vielen 
Bereichen bestehenden Regulierungen soweit wie 
möghch zu begrenzen. Besondere Bedeutung haben 
hierbei die Arbeiten der Kommission zur Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung ( „Waffenschmidt- Kom- 
mission"). Die Bundesregierung sieht sich nicht zu- 
letzt durch die gute Resonanz der Verbraucher auf die 
Einführung des Dienstleistungsabends zu einer Fort- 
führung ihrer auf Deregulierung durch weniger ein- 
engende Vorschriften zielenden Politik ermutigt. Sie 
erwartet hierfür wichtige Anregimgen von den Arbei- 
ten der Dereguherungskommission, die ihren Bericht 
im nächsten Jahr vorlegen wird. 

Bei der weiteren Umsetzung der Reform des Post- und 
Fernmeldewesens wird es darum gehen, die Rahmen- 
bedingungen auf den einzelnen Märkten für die Deut- 
sche Bundespost xmd andere Anbieter wettbewerbs- 
neutral zu gestalten. Im Vordergrund werden zu- 
nächst die Erteüung von Lizenzen zum Errichten und 
Betreiben von Einrichtungen zur Satellitenkommuni- 
kation sowie die Öffnxmg der weiteren Mobüfunk- 
märkte stehen. Nach erfolgter Erteüimg der Geneh- 
migung für das D 2 -Mobilfunknetz ist im Laufe dieses 
Jahres vorgesehen, auch in den Bereichen Bündel- 
funk, Funkruf und Telepoint privaten Anbietern neue 
Tätigkeitsfelder zu eröffnen. 

28 . Die erfolgreiche Politik der Privatisierung (siehe 
Übersicht 2) wird fortgeführt. Mit der Umwandlung 
der Deutschen Pfandbriefanstalt (Depfa) in eine Ak- 
tiengesellschaft am 1. Januar 1990 und der Veräuße- 
rung des Anteüsbesitzes des Bundes wird die Privati- 
sierung von Beteiligungen des Bimdes einen weiteren 
Schritt vorankommen. 

Gefordert sind aber auch die Länder und Gemeinden, 
ihre Beteiligungspolitik zu überdenken. Hier beste- 
hen beachtliche Privatisierungspotentiale für die Ver- 
äußerung von Kapitalanteüen z. B. an Versorgungs- 
unternehmen oder bei Landesbanken und Sparkassen 
für die Hereinnahme privaten Kapitals. Darüber hin- 
aus sind vor allem die Kommunen aufgerufen, Dienst- 
leistungen auf Private zu übertragen. 

29 . Die Kumulation von Einflußmöglichkeiten der 
Finanzinstitute durch Beteiligungsbesitz, Stimm- 
rechtsregelungen, Ausübung von Aufsichtsratsman- 
daten und durch ihre Funktion als Kreditgeber wirft 
Fragen auf, die der besonderen ordnungs- und wett- 
bewerbspolitischen Aufmerksamkeit bedürfen. Noch 
in dieser Legislaturperiode soll die Transparenz über 
Aufsichtsratsmandate und andere personelle Ver- 
flechtungen durch erweiterte Offenlegungspflichten 
verbessert werden. Außerdem werden die Fragen ei- 
nes Verbots von Stimmrechtsbeschränkungen, der 
Einrichtung von Stimmrechtsbeiräten bei Kapitalanla- 
gegesellschaften und der Schaffimg einer kartell- 
rechtlichen Untersagungsmöglichkeit bei Aufsichts- 
ratsmandaten in konkurrierenden Unternehmen ge- 
prüft. 


Weitere Liberalisierung des Finanzplatzes 
Bundesrepublik Deutschland 

30 . Die weitere Verbesserung der Attraktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplatzes Bundesre- 
publik Deutschland auf der Grimdlage von bewährten 
Ordnungsprinzipien wie Freizügigkeit, Internationa- 
lität und Wettbewerb steht im Mittelpunkt der Finanz- 
marktpolitik der Bundesregierung. Diesem Ziel dient 
insbesondere die Aufhebung der Börsenumsatz-, Ge- 


Übersicht 2 

Privatisierung von Beteiligungen des Bundes 


1984 — Verringerung der Bundesbeteiligung an der 

VEBA AG von 43,75% auf 29,98% 

1985/86 — Weitere Rückführung des Bundesanteils an 
der VEBA AG auf 25,49 

1986 — Verringerung der Bundesbeteiligung an der 

VIAG AG von 87,44 % auf 47,44 % 

— Absenkung des Bundesanteils an der Volks- 
wagen AG von 20% auf 16% im Zuge der 
Nicht-Beteiligung an einer Kapitalerhöhung 
— Verringerung des Bundesanteils an der Indu- 
strieverwaltungsgesellschaft AG (IVG) von 
100% auf 55% 

1987 — Vollprivatisierung der VEBA AG 

— Reduzierung der Bundesbeteiligimg an der 
TREU ARBEIT AG von 45% auf 30,5% 

1988 — Vollständige Privatisierung der Bundesbeteili- 

gung an der Volkswagen AG 
— Vollprivatisierung der VIAG AG 
— Verringerung des Anteils der Deutschen Bun- 
desbahn an der Deutschen Verkehrskredit- 
bank AG von 100% auf 75,1 % 

1989 — Weitere Rückführung des Bundesanteils an 

der TREUARBEIT AG auf 25,5 % 

— Absenkung des Anteils der Deutschen Bun- 
desbahn an der Schenker & Co. GmbH von 
100% auf 77,5% 

— Rückführung des Bundesanteils an der Deut- 
schen Lufthansa von 65,03% auf 51,62% im 
Zuge einer Kapitalerhöhung 

— Verringerung des Bundesanteils an der Deut- 
schen Siedlungs- und Landesrentenbank von 
99% auf 51% 

— Vollprivatisierung der Salzgitter AG 

— Vollprivatisierung der Deutschen Industriean- 
lagen GmbH (DIAG) 


sellschafts- und Wechselsteuer (vgl. Ziffer 23). Zudem 
hat die Bundesregierung zur Vereinfachung der Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen dem Parlament die 
Aufhebung des staatiichen Genehmigungserforder- 
nisses vorgeschlagen. Durch den Entwurf eines Ge- 
setzes über Wertpapier-Verkaufsprospekte, mit dem 
die EG-Prospektrichtlinie umgesetzt wird, wird Be- 
langen des Anlegerschutzes Rechnung getragen. 
Weitere Liberalisierungsschritte sind mit der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Novellierung des 
Versicherungsaufsichtsrechts verbunden. Sie erge- 
ben sich aus der Umsetzung von EG-Richtiinien, ge- 
hen aber, insbesondere mit der Änderung der Vermö- 
gensanlagevorschriften, über diese hinaus. Eine um- 
fassendere Reform des Versicherungsaufsichtsrechts 
ist beabsichtigt. 


IV. Neue beschäftigungspolitische 
Herausforderungen meistern 

31 . Trotz des kräftigen Anstiegs der Zahl der Er- 
werbstätigen und der dynamischen Investitionstätig- 
keit der Unternehmen sind die Beschäftigungspro- 
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bleme in der Bundesrepubhk Deutschland insbeson- 
dere wegen des stark gestiegenen Arbeitskräfte- 
potentials noch keineswegs gelöst. Dabei zeigen sich 
am Arbeitsmarkt immer deutlicher auch Strukturpro- 
bleme: Verspannungen wegen Fachkräftemangels, 
durch den auch die Einstellung weniger quahfizierter 
Arbeitskräfte erschwert wird, auf der einen, struktur- 
bedingte Langzeitarbeitslosigkeit auf der anderen 
Seite. Zudem macht der unerwartet große Zustrom 
von Über- und Aussiedlem eine umfassende Kraftan- 
strengung erforderhch, um die neuen Arbeitskräfte 
möghchst rasch in das Erwerbsleben zu integrieren. 


Mit Besonnenheit und Flexibilität in die anstehenden 
Tarifverhandlungen gehen 

32 . Ob und inwieweit es in diesem und den nächsten 
Jahren gehngt, Arbeitslose sowie Über- und Aussied- 
ler in Beschäftigung zu bringen, hängt wesentlich da- 
von ab, daß jetzt nicht Weichenstellungen erfolgen, 
die das Stabihtätsziel gefährden. Der Rat hat keine 
Unklarheiten darüber aufkommen lassen, daß über- 
höhte Tarif abschlüsse den Kosten- und Preisauftrieb 
verstärken und damit der Weg in eine Stabilisierungs- 
krise vorgezeichnet würde (Ziffern 237 ff. JG). Zu 
Recht hebt er hervor, daß 1990 in der Tarif pohtik in 
besonderem Maße Besonnenheit gewahrt werden 
sollte (Ziffer 347 JG). Die Bundesregierung regt an, 
daß die Tarifpartner bei den anstehenden Tarifver- 
handlungen über neue Formen der Teilhabe der Ar- 
beitnehmer am Einkommenszuwachs nachdenken, 
die Wachstums- und Beschäftigungschancen nicht 
verstellen. Das vom Rat zur Diskussion gestellte tarif- 
politische Paket (Ziffern 352 ff. JG) enthält wesenth- 
che Elemente dafür, wie sich die berechtigten Interes- 
sen der Arbeitnehmer mit den gesamtwirtschafthchen 
Erfordernissen in Einklang bringen lassen. Die Bun- 
desregierung weist zusätzlich auf die Möglichkeit ver- 
mögensbildender Leistungen hin, die auch verstärkt 
mit der wirtschaftlichen Lage der jeweihgen Unter- 
nehmen verknüpft werden könnten. Zur rascheren 
Überwindung der Strukturprobleme am Arbeitsmarkt 
teilt die Bundesregierung die Empfehlung des Rates 
an die Unternehmen, ihre betrieblichen Lohnsysteme 
so zu gestalten, daß die Anreize für die Arbeitnehmer, 
sich für höherwertige Tätigkeiten zu quahfizieren, 
größer werden (Ziffer 363 JG). Sie hält, wie der Rat, 
dagegen weitere pauschale Arbeitszeitverkürzungen 
für problematisch (Ziffer 359 JG), nicht nur weil da- 
durch die Kosten zusätzhch gesteigert, sondern ge- 
rade auch die Beschäftigungschancen für weniger 
qualifizierte Arbeitnehmer verschlechtert werden. 

33 . Angesichts der im internationalen Maßstab be- 
reits fortgeschrittenen Arbeitszeitverkürzung sollte in 
der Bundesrepubhk Deutschland verstärkt nach Mög- 
hchkeiten gesucht werden, durch flexible Arbeitszeit- 
modelle Maschinenlaufzeiten nicht mehr eng mit indi- 
viduellen Arbeitszeiten zu verknüpfen. Ein flexiblerer 
Arbeitseinsatz gibt weniger Anlaß zur Substitution 
von Arbeit durch Kapital und macht damit das Wachs- 
tum beschäftigungsintensiver (Ziffer 104 JG). Die Ent- 
koppelung von Maschinenlaufzeit und individueller 
Arbeitszeit kann in Formen geschehen, die dem Fami- 
henleben gerecht werden und Sonntagsarbeit grund- 


sätzhch vermeiden. Zugleich birgt sie eine Chance für 
die Arbeitnehmer, mehr „Zeitsouveränität" zu erlan- 
gen. Daneben sollte auch gesehen werden, daß flexi- 
blere Arbeitszeitregelungen helfen können, die Ver- 
kehrsinfrastruktur gleichmäßiger auszulasten und 
Umweltbelastungen zu verringern. 

Insbesondere für Frauen bieten flexible Arbeitszeit- 
formen Möghchkeiten, den Wiedereinstieg in das Ar- 
beitsleben nach Zeiten famihär bedingter Berufsun- 
terbrechung zu erleichtern oder eine solche sogar 
ganz zu vermeiden. Sie sind zugleich Voraussetzimg, 
daß in den Fanühen Frauen und Männer ihre berufli- 
chen und familiären Aufgaben besser aufeinander ab- 
stimmen können. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammen- 
hang erneut auf die Notwendigkeit hin, das Angebot 
an sozialversichenmgspfhchtiger Teilzeitarbeit in 
Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung auszuweiten, 
das bei weitem noch nicht der Nachfrage entspricht. 
Mehr Teilzeitarbeit ist nicht nur beschäftigungspoh- 
tisch geboten, sondern auch gesellschaftspohtisch er- 
strebenswert — namentlich als Verbindung zwischen 
Beruf und Familie ebenso wie als gleitender Über- 
gang vom Erwerbsleben in den Ruhestand. Die Mög- 
lichkeiten des Gesetzes zur Förderung eines gleiten- 
den Übergangs älterer Arbeitnehmer in den Ruhe- 
stand sollten deshalb genutzt werden. Im übrigen 
wurden im öffentlichen Dienst die Möghchkeiten der 
Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung für Beamte, 
Richter und Soldaten seit Mitte 1989 erneut ausge- 
weitet. 

34 . Befristete Beschäftigungsverhältnisse haben 
sich als wirksame Brücke zu dauerhaften Arbeitsver- 
trägen erwiesen. Zwischen Mai 1985 und April 1987 
sind 150 000 bis 170 000 Neueinstellungen aufgrund 
der erleichterten Zulassung befristeter Beschäfti- 
gungsverhältnisse durch das Beschäftigimgsförde- 
rungsgesetz erfolgt; hierdurch sind etwa 90 000 zu- 
sätzhche Dauerarbeitsverhältnisse entstanden. Ange- 
sichts dieser guten Erfahrungen mit dem Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz wurden seine bis zum Jahres- 
ende 1989 befristeten arbeitsmarkt- imd beschäfti- 
gungspohtischen Maßnahmen bis 1995 verlängert. 
Gleiches gilt für andere, beschäftigungsfördemde Re- 
gelungen im Arbeitsförderungsgesetz, im Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetz und im Schwerbehinderten- 
gesetz. 

35 . Die Bundesregierung hat auf die starke Zu- 
nahme des Zuzugs von Über- und Aussiedlem mit 
gezielten Maßnahmen reagiert, die die Einghedenmg 
in den Arbeitsmarkt beschleunigen und eine ange- 
messene finanzielle Grundlage für die Zeit der Ar- 
beitsuche, der Sprachausbildung und der Teilnahme 
an Maßnahmen der bemflichen Fortbüdung imd Um- 
schulung oder der beruflichen Rehabilitation sicher- 
stellen. Für 1990 sind im Haushalt der Bimdesanstalt 
für Arbeit fast 2,8 Mrd. DM allein für die Sprachförde- 
rung der Aussiedler vorgesehen. 

Der Zuzug neuer Arbeitskräfte vergrößert die Arbeits- 
platznachfrage; andererseits ermöghcht die hohe Mo- 
büität und Leistungsbereitschaft der Über- und Aus- 
siedler in Bereichen, in denen Arbeitskräftemangel 
herrscht, die Besetzung offener Stellen. Mit der Ver- 
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minderung von Engpässen bei qualifizierten Arbeits- 
kräften geht oftmals die Besetzung von komplementä- 
ren Arbeitsplätzen mit geringeren Qualifikationser- 
fordemissen einher. Die günstige Altersstruktur und 
Leistungsmotivation der Über- und Aussiedler sowie 
ihre zum Teil relativ hohe — wenngleich nicht immer 
bedarfsgerechte — berufliche Qualifikation erleich- 
tern ihre Eingliederung in das Erwerbsleben. Nega- 
tive Folgen aus der sonst zu erwartenden demografi- 
schen Entwicklung für die Besetzung von Ausbil- 
dungsstellen und damit für die Abdeckung des zu- 
künftigen Fachkräftebedarfs lassen sich durch die 
Qualifizierung junger Über- und Aussiedler verrin- 
gern. 


Qualifizierungsanstrengungen steigern 

36 . Ein hohes Qualifikationsniveau der Arbeitneh- 
mer ist ein wichtiger Wettbewerbsvorteil für die deut- 
sche Wirtschaft im europäischen Binnenmarkt und 
darüber hinaus. Praxisnahe berufliche Ausbildung, 
betriebliche Fort- und Weiterbildung liegen im Inter- 
esse der Arbeitnehmer ebenso wie der Unternehmen. 
Sie sind Vorsorge vor Arbeitslosigkeit und Mittel zur 
Verringenmg eines sich ausbreitenden Facharbeiter- 
mangels. 

Alle Jugendlichen müssen möglichst eine adäquate 
berufliche Ausbüdung erhalten, mit der sie den 
gewachsenen Qualifikationsanfordenmgen gerecht 
werden können. Mädchen und junge Frauen sollten 
das ganze Spektrum der Berufe — einschließhch der 
technischen und naturwissenschaftlichen — in ihre 
Berufswahlüberlegungen einbeziehen imd auch tat- 
sächlich nutzen können. Ausbildimgsbetriebe, zumal 
in den Branchen imd Regionen, die über Bewerber- 
mangel klagen, sollten ihre Ausbildungsplatzange- 
bote dadurch attraktiv gestalten, daß sie unterschied- 
lichen Begabungen und Neigungen potentieller Be- 
werberinnen und Bewerber verstärkt gerecht wer- 
den. 

Niemand kennt die fachlichen Anforderungen besser 
als die Beteiligten in den Unternehmen vor Ort. Die 
Unternehmen tragen die primäre Verantwortung da- 
für, daß ihre Beschäftigten sich den wandelnden Ar- 
beitsbedingimgen anpassen können. Dabei müssen 
nicht nur jüngere, sondern auch ältere Arbeitnehmer 
Chancen zur Anpassimg und Verbesserung ihrer 
Quahfikation erhalten und wahmehmen. Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sollten im Rahmen neuer Arbeits- 
zeitregelungen die Möglichkeit für Qualifizierungs- 
maßnahmen nutzen. Es ist zu begrüßen, daß Tarifpar- 
teien die Bedeutung der Weiterbildung zunehmend 
herausstellen. Zu Recht empfiehlt ihnen der Rat mehr 
Beweghchkeit, berufliche Qualifizierung und flexi- 
blere Gestaltung der Arbeitszeiten miteinander zu 
verbinden (Ziffer 243 JG). Die Fortbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
sind demgegenüber subsidiäre Hilfen, damit vor al- 
lem Arbeitslose und Ungelernte den Anschluß an die 
Erfordernisse des Arbeitsmarktes nicht verlieren. Sie 
werden daher — ebenso wie die übrigen Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik — auf hohem Niveau 
fortgeführt. 


Wiedereingliederung von Langzeitarbeitsiosen 
unterstützen 

37 . Mit ihren Hilfen zur Wiederbeschäftigung von 
Langzeitarbeitslosen hat sich die Bundesregierung ei- 
ner Gruppe von Arbeitslosen angenommen, die häu- 
fig aufgrund von gravierenden Vermittlungshemm- 
nissen besonders schwer wieder in den Arbeitsmarkt 
einzughedern ist. Durch Zuschüsse zu den Lohnko- 
sten, die eine anfängliche Minderleistung kompensie- 
ren sollen, wird angestrebt, die Einstiegsbarrieren für 
Langzeitarbeitslose abzubauen. Hierfür hat die Bun- 
desregierung von Mitte 1989 bis einschließlich 1991 
1,5 Mrd. DM zusätzlich aus dem Bundeshaushalt zur 
Verfügung gestellt. Mit weiteren 250 Mio. DM werden 
im selben Zeitraum Träger von Maßnahmen für be- 
sonders beeinträchtigte Langzeitarbeitslose und 
schwerstvermittelbare Arbeitslose mit dem Ziel ihrer 
Beschäftigung, beruflichen Qualifizierung und sozia- 
len Betreuung gefördert. Freüich läßt sich mit solchen 
Hilfen allein das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit 
nicht lösen. Alle gesellschaftlichen Kräfte, insbeson- 
dere die Unternehmen und Tarifvertragsparteien, 
sind aufgefordert, zum Abbau der Langzeitarbeitslo- 
sigkeit beizutragen. 


Arbeitsvermittlung verbessern und Leistungsmißbrauch 
verhindern 

38 . Trotz starker Bewegungen am Arbeitsmarkt und 
steigender Vermittlungszahlen gibt es vielfach Kla- 
gen von Unternehmen, über die Arbeitsämter keine 
geeigneten Arbeitskräfte zu finden. Der häufig aufge- 
worfenen Frage, ob die Arbeitsvermittlung genügend 
beweglich und an den Bedürfnissen der Arbeitslosen 
und Betriebe orientiert handelt, geht die Bundesregie- 
rung sorgfältig nach. Allerdings sind die Arbeitsämter 
auf ein breites Stellenangebot angewiesen, um ihre 
Vermittlungsmöglichkeiten zu erweitern und die Ar- 
beitsbereitschaft von Arbeitslosen zu überprüfen. 
Eine Steigerung des Erfolgs der Arbeitsvermittlung 
bedarf deshalb einer intensiveren Zusammenarbeit 
der Arbeitsämter mit den Unternehmen, etwa durch 
mehr gemeinsame Vorstellungs- und Auswahlaktio- 
nen für Arbeitsuchende und durch verstärkte Außen- 
dienste der Arbeitsämter bei den Betrieben. Zudem 
soll die überregionale Vermittlung durch die Arbeits- 
ämter verbessert werden. Zur Verbesserung der Ar- 
beitsvermittlung werden auch Fragen der AUeinver- 
mittlung der Bundesanstalt für Arbeit geprüft. 

39 . Bundesregierung und Bundesanstalt für Arbeit 
sind bemüht. Mißbrauch von Leistungen der Sohdar- 
gemeinschaft in der Arbeitslosenversicherung zu ver- 
hindern. Die Zumutbarkeitsanordnung der Bundes- 
anstalt für Arbeit verlangt von den Arbeitslosen ein 
hohes Maß an Anpassungsbereitschaft. Sie muß in der 
Praxis konsequent und einheitlich praktiziert werden. 
Dabei sind auch Folgerungen aus einer soeben durch- 
geführten Untersuchung zur Anwendung der Zumut- 
barkeitsanordnung zu ziehen. Leistungsrechtliche 
Folgerungen bei mangelnder Arbeitsbereitschaft kön- 
nen die Arbeitsämter freilich nur einleiten, wenn die 
Unternehmen ihnen die Gründe für das Nichtzustan- 
dekommen von Arbeitsverhältnissen mitteilen. Die 
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Bundesregierung fordert die Unternehmen auf, ent- 
sprechend zu verfahren. 

Die Bekämpfung des Leistungsmißbrauchs in der Ar- 
beitslosenversicherung wird intensiviert. Deshalb 
wird der vierteljährliche Vergleich zwischen Lei- 
stungsempfängerdaten der Bundesanstalt für Arbeit 
und Arbeitgebermeldungen über Beschäftigungsver- 
hältnisse bei den Krankenkassen ausgebaut. Durch 
das Gesetz zur Einführung eines Sozialversicherungs- 
ausweises können seit dem 1. Januar 1990 auch Ne- 
benbeschäftigungen in den Vergleich einbezogen 
werden. Die Außenprüfungstätigkeit der Bundesan- 
stalt für Arbeit bei den Betrieben wird erweitert. Ge- 
zielte zusätzliche Meldekontrollen für Arbeitslose zur 
Überprüfiing der Arbeitsbereitschaft werden ver- 
stärkt. Die Bundesregierung wird außerdem prüfen, 
welche anderen Wege gegangen werden können, um 
die Zahl derer, die sich ohne Interesse an einer Ar- 
beitsaufnahme arbeitslos melden, zu verringern. 

40 . Die wirtschaftliche und soziale Integration der 
ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familienange- 
hörigen bleibt eine wichtige Aufgabe. Mit der Novel- 
herung des Ausländergesetzes soll eine verläßliche 
rechthche Grundlage für die Lebensplanung der hier 
lebenden Ausländer geschaffen werden. Die Bundes- 
republik Deutschland kann als dicht besiedeltes Land 
mit bereits mehr als 4,5 Mio. Ausländem auch ange- 
sichts des starken Ziizugs von Deutschen aus der DDR 
und aus den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
kein Einwandemngsland sein. Deshalb muß für Aus- 
länder aus Nicht-EG-Staaten der weitere Zuzug be- 
grenzt und der bestehende Anwerbestop gesetzlich 
verankert werden. Diese Pohtik hegt insbesondere 
auch im Interesse der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer Famüienangehörigen, die in der Bundesre- 
pubhk Deutschland dauerhaft Fuß gefaßt haben. 


V. Dem Mittelstand neue Felder erschließen 

41 . Die günstige Gestaltung der gesamtwirtschafth- 
chen Rahmenbedingungen durch die Bundesregie- 
mng stärkt unternehmerische Eigeninitiative und 
Kreativität. Mittelständische Unternehmen und 
selbständig Tätige erhalten damit zusätzhche Chan- 
cen. Die Bundesregiemng ermutigt die mittelständi- 
sche Wirtschaft, mit Bück aiif den gemeinsamen Bin- 
nenmarkt und die Öffnung der Grenzen im Osten eine 
verstärkte Zusammenarbeit auf allen Gebieten in Eu- 
ropa zu suchen. Gerade die kleinen und mittleren 
Unternehmen sind durch ihre spezifische, hohe Flexi- 
bihtät und Dynamik besonders befähigt, neue Her- 
ausforderungen anzunehmen und stmkturelle Anpas- 
sungsprozesse zu bewältigen. 

42 . Die jüngsten Entwicklimgen in der DDR und den 
Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas sind gerade 
aus mittelstandspohtischer Sicht von besonderer Be- 
deutung. Eine stärkere Hinwendung dieser Staaten zu 
marktwirtschafthchen Stmkturen ist nicht ohne den 
Aufbau eines breiten Mittelstandes denkbar. Hier 
können die vielfältigen Formen der Mittelstandsför- 
derung, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland 
seit langem besteht, Vorbild sein. Der notwendige 
Transfer von organisatorischem und technologischem 


Know-how in diese Länder wird am besten durch 
grenzüberschreitende Kooperationen mittelständi- 
scher Unternehmen und ihrer Verbände selbst gelei- 
stet. Hierzu bedarf es jedoch in den Partnerstaaten 
kooperationsfreundhcher Rahmenbedingungen. 


Für Europa fit machen 

43 . Vieles deutet darauf hin, daß sich die kleinen 
\md mittleren Unternehmen in allen Bereichen der 
Wirtschaft intensiv aiif den EG -Binnenmarkt vorbe- 
reiten, Die Bundesregierung wird dazu beitragen, daß 
das Binnenmarktprogramm für die mittelständische 
Wirtschaft sowie die Freien Berufe transparenter wird, 
damit sie am europäischen Binnenmarkt voll teilha- 
ben können. Der Vorbereitung hierauf dienten die 
Nationale Europakonferenz des Bundeskanzlers und 
die Europäische Mittelstandskonferenz. Im Rahmen 
ihres EURO-FITNESS-Programms wird die Bundes- 
regierung durch zusätzhche Informationsangebote, 
Transparenz- und Aufklärungshilfen, Beratungsför- 
derung und Schuliingsmaßnahmen sowie Messe- und 
Ausstellungsbeteüigung Hilfestellung leisten. Das im 
vergangenen Jahr im Bimdesministerium für Wirt- 
schaft eingerichtete EURO-Telefon soll einen zusätz- 
hchen Wegweiser durch die Vielfalt an EG-relevanten 
Informationen bieten. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung werden durch 
Initiativen der Europäischen Gemeinschaft ergänzt. 
Diese hat das Netz der EG -Beratungsstellen erweitert. 
Träger dieser EURO-INFO-CENTREN sind in erster 
Linie die bewährten Selbsthilfeeinrichtungen der 
Wirtschaft. Darüber hinaus kann das Beratungsnetz 
für Untemehmenskooperationen der Europäischen 
Gemeinschaft, an dessen Erprobimgsphase in der 
Bundesrepubhk Deutschland etwa 45 Einrichtungen 
und Untemehmensberater beteihgt sind, den mittel- 
ständischen Unternehmen die Suche nach geeigneten 
Kooperationspartnern in anderen Mitghedstaaten er- 
leichtern. Einen besonderen Schwerpunkt bildet die 
Kooperation bei den grenzüberschreitenden Zuliefe- 
rungen. 


Existenzgründungen fördern 

44 . Unverändert hohe Bedeutung mißt die Bundes- 
regierung der Förderung von Existenzgründungen 
bei. Mit ihrem Förderinstrumentarium nimmt die Bun- 
desrepubhk Deutschland im internationalen Ver- 
gleich eine Vorreiterrolle ein. In der noveUierten 
Richtlinie zur Beratungsförderung werden mit der 
Umwelt-, Energie- und Binnenmarktberatung neue 
Schwerpunkte gesetzt. 

Marktöffnung und Dereguherung im nationalen 
Bereich sowie die Liberahsierung des Niederlas- 
sungs- imd Dienstleistungsrechts im Binnenmarkt, 
wie z. B. die gegenseitige Anerkennung der Hoch- 
schuldiplome, eröffnen für die Freien Berufe neue 
Märkte und Chancen. Wegen der Bedeutung partner- 
schafthcher Zusammenarbeit zwischen Angehörigen 
Freier Berufe wird die Bundesregienmg neue gesell- 
schaftsrechthche Formen prüfen. Sie bereitet gegen- 
wärtig einen neuen Bericht über die Lage und Ent- 
wicklung der Freien Berufe vor, in dem im einzelnen 
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auch die Wirkungen erörtert werden, die sich durch 
die Öffnung der Grenzen für die Freien Berufe erge- 
ben. Die Bundesregierung wird hierzu ferner in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage zur „Lage der Freien 
Berufe im Zuge der Schaffung des europäischen Bin- 
nenmarktes" {BT-Drucksache 11/5640) ausführlich 
Stellimg nehmen. 


Den Zugang zu Innovationspotentialen erieichtem 

46 . Die moderne Technik nnt ihren schnellen Inno- 
vationszyklen erfordert unternehmerische Initiative 
und Risikobereitschaft, damit die Wettbewerbsfähig- 
keit erhalten bleibt und neue Markt- und Gewinn- 
chancen rechtzeitig wahrgenommen werden (vgl. Zif- 
fer 60). Die Bundesregierung hat vor kurzem ein 
neues forschungs- imd technologiepohtisches Ge- 
samtkonzept für kleine und mittlere Unternehmen 
vorgelegt, das stärker auf deren spezielle Probleme 
zugeschnitten ist und eine Akzentverschiebung in 
Richtung auf untemehmensübergreifende imd trans- 
ferorientierte Ansätze aufweist. Dieses Konzept bildet 
die Leitlinie für die Förderung kleiner imd nnttlerer 
Unternehmen in den kommenden Jahren. 

46 . Die Bundesregierung wird ihre Aktivitäten zur 
Verbesserung des Wissens- und Technologietransfers 
verstärkt fortführen. Die industrielle Gemeinschafts- 
forschung wird intensiviert imd deutiich verstärkt, 
wobei ein besonderer Akzent auf Umweltschutz und 
Qualitätssicherung gelegt wird. Die Fördermaßnah- 
men „Forschungskooperation zwischen Wirtschaft 
und Wissenschaft" und „Auftragsforschung und 
-entwicklung" werden fortgeführt. Neue Ansätze sind 
Zentren für Innovation und Beratung auf neuen Tech- 
nologiefeldem. In begleitenden Analysen wird derzeit 
geprüft, wie die Zusammenarbeit zwischen mittel- 
ständischer Wirtschaft und Wissenschaft weiter ver- 
bessert werden kann. 

Mit dem Modellversuch „Beteiligungskapital für 
junge Technologieuntemehmen" soll mehr privates 
Risikokapital für technologieorientierte Untemeh- 
mensgründungen mobüisiert werden. Das im Zu- 
kunftskonzept Informationstechnik angekündigte 
Programm Mikrosystemtechnik zielt wie andere indi- 
rekt-spezifische Förderprogramme primär auf kleine 
und nüttlere Unternehmen. Es strebt über die Ent- 
wicklung der Technik hinaus auch eine Verbesserung 
des Innovationsmanagements und des Technologie- 
transfers an. 


VI. Für wirksamen Umweltschutz auf 

marktwirtschaftlicher Grundlage sorgen 

47 . Der wirksame Schutz der natürhchen Umwelt ist 
eine unerläßhche Voraussetzung für eine gesicherte 
Zukunft. Die Soziale Marktwirtschaft ist besser als 
andere Wirtschaftsordnungen geeignet, diesen 
Schutz mit hohem wirtschaftlichen Wohlstand zu ver- 
binden. Allerdings stellt sich auch in der Marktwirt- 
schaft Umweltschutz nicht automatisch ein. Ein ökolo- 
gisch angemessenes Wachstum setzt vielmehr um- 


weit- und wirtschaftspolitisch anspruchsvolle Rah- 
menbedingungen voraus. 

Umweltschutz steht nicht im Gegensatz zu einem dy- 
namischen Wirtschaftswachstum. Die für eine Anpas- 
sung an neue umweltpolitische Rahmenbedingungen 
erforderhchen Umstrukturierungen der Wirtschaft 
und Verhaltensänderungen der Verbraucher lassen 
sich in einer wachsenden Wirtschaft, die sich dem 
Strukturwandel stellt, ihren Produktionsapparat mit 
hohen Investitionen beständig modernisiert und neue 
umweltschonende Produkte hervorbringt, am ehesten 
erreichen. In einer expandierenden Wirtschaft kön- 
nen überdies die gesamtwirtschaftlichen Kosten, die 
sich aus der notwendigen Verteuerung knapper Um- 
weltgüter ergeben, von Unternehmen und Bürgern 
leichter getragen werden. „Wo dagegen der struktu- 
relle Wandel blockiert wird und alte Strukturen erstar- 
ren, kommt der Umweltschutz nur mühsam voran; er 
ist mehr Belastung als stimulierender Impuls. Deshalb 
bietet eine Wachstumspolitik, die Hemmnisse abbaut 
und so den strukturellen Wandel leichtgängiger 
macht, die besten Chancen für den Erhalt der Um- 
welt" (Ziffer 280 JG). 


Umweltpolitik konsequent fortführen 

48 . Die bisherigen umweltpolitischen Weichenstel- 
lungen der Bundesregierung haben zu deuthchen 
Verbesserungen auf wichtigen Feldern des Umwelt- 
schutzes beigetragen (vgl. Ziffer 8). Die Aufwendun- 
gen zum Schutze der Umwelt wurden in den vergan- 
genen Jahren beständig erhöht. Die Umweltbelastung 
ist in den letzten Jahren in wichtigen Bereichen bei 
nachhaltigem Wirtschaftswachstum zurückgegangen 
(vgl. Schaubild 8). Erhebliche Verbesserungen sind 
vor allem in der Luftreinhaltung imd im Gewässer- 
schutz zu verzeichnen. Die Bundesregierung stimmt 
aber der Feststellung des Rates zu, daß die umweltpo- 
litischen Rahmenbedingungen noch lückenhaft und 
nicht rundum geeignet sind, die Knappheit der natür- 
lichen Umweltgüter zur Geltung zu bringen (Zif- 
fern 279 ff. JG). Umweltpolitische Probleme, die sich 
über viele Jahre addiert haben, lassen sich nur schritt- 
weise beseitigen. Zunehmend deutiich geworden sind 
Risiken vor allem für das Grundwasser, die Meere, 
den Boden und das Klima. Der „Umweltbericht 1990", 
den der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit im Frühjahr vorlegt, wird umfas- 
send über bedeutsame umweltpohtische Maßnah- 
men, Ziele und Vorhaben informieren. 

Mit dem Programm „Umweltforschung und Umwelt- 
technologie 1989 bis 1994" setzt die Bundesregierung 
Schwerpunkte in der Erforschung ökologischer Sy- 
steme und Strukturen sowie bei der Entwicklung um- 
weltfreundlicher Techniken. Die Umweltforschung 
dient der wissenschaftlichen Vorbereitung und Absi- 
cherung einer verantwortungsvollen Umweltpolitik. 

49 . Zur Verwirklichung ihrer um weltpolitischen 
Ziele und zur Lösung dringender Aufgaben hat die 
Bundesregierung in dieser Legislaturperiode ein um- 
fangreiches Rechtsetzungsprogramm in Angriff ge- 
nommen. Zu den Maßnahmen, die noch in dieser Le- 
gislaturperiode von der Bundesregierung und vom 
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Schaubild 8 



Parlament verabschiedet werden sollen, gehören ins- 
besondere: 

— Novelle zum Bundes-Immissionsschutzgesetz, mit 
der dieses Gesetz zu einem umfassenden Anlagen- 
sicherheitsgesetz ausgebaut werden wird; 

“ Novelle zum Chemiekahengesetz als wesentiicher 
Baustein des Gesamtkonzeptes zum Schutz vor 
Gefahrstoffen; 

— Novelle zum Abwasserabgabengesetz, mit der die 
Anreize für Investitionen in moderne umweltentla- 
stende Techniken deutiich erhöht und der Kreis 
der abgabepflichtigen Stoffe wesentlich erweitert 
werden; 

— Neuformuherung und Verschärfung der Anforde- 
rungen an die Einleitung von Abwässern; 

— Novelle zum Bundes-Naturschutzgesetz, die zu ei- 
ner stärkeren Berücksichtigung der ökologischen 
Zusammenhänge und der Belastungsgrenzen von 
Natur und Landschaft führen soll; 

— Bundeseinheitiiche Festlegung von Mindeststan- 
dards für die Entsorgimg von Abfällen (TA- Abfall) ; 
für Sonderabfälle liegt ein solches Regelwerk be- 
reits vor; 

— Fortentwicklung des Konzepts der Abfallvermei- 
dung und -Verwertung zur Senkung von Schad- 
stoffgehalten und -mengen bestimmter Abfälle 
und seine Umsetzung; 


“ Verkehrslärmschutzverordnung als Lärmvorsorge 
beim Bau neuer Verkehrswege; 

— Neugestaltung des Umwelthaftungsrechtes, die 
durch Verschärfung der Haftung die wirtschaftii- 
chen Anreize erhöhen wird, durch Vorsorgemaß- 
nahmen die finanziellen Risiken von Ersatzansprü- 
chen möghchst zu verringern; 

— Novelle zum Umweltstrafrecht; 

— Stammgesetz zu den Fragen der Gentechnik. 


Umweltpolitische Vorsorge durch neue 
marktwirtschaftliche Instrumente wirksamer gestalten 

50. Die Umweltpohtik hat sich bislang vor allem auf 
die Verminderung oder Beseitigung vorhandener 
oder die Abwehr neuer Schäden und Gefahren für 
Mensch und Umwelt konzentriert. Ge- und Verbote 
als die klassischen Instrumente des Ordnungsrechts 
sind dabei unverzichtbar. Soweit die Aufgaben nicht 
in der akuten Gefahrenabwehr, sondern in der Ge- 
währleistung eines hohen Vorsorgeniveaus liegen, 
sind vielfältige Ansätze denkbar, das traditionelle 
Ordnungsrecht durch marktwirtschaftliche Instru- 
mente zu ergänzen. Sie lassen erfolgreichen Umwelt- 
schutz zu einem auch wirtschaftlich lohnenden Unter- 
nehmensziel werden. Knappe Umweltgüter werden 
mit Preissignalen effizienter eingesetzt. Die Anpas- 
sungen an neue umweltrechthche Rahmenbedingun- 
gen können flexibler erfolgen als im Rahmen schema- 


24 





Deutscher Biindestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6278 


tischer ordnungsrechtiicher Detailregelungen. Vor al- 
lem entstehen Anreize für intelligentere technische 
Lösimgen, mit denen sich Umweltbelastungen von 
vornherein besser vermeiden lassen. 

Eine effiziente marktwirtschaftliche Umweltpohtik er- 
leichtert es der Bundesrepubhk Deutschland, ihr ho- 
hes umweltpohtisches Anspruchsniveau ohne Gefähr- 
dung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit fort- 
zuentwickeln, auch wenn mit einem ökologischen 
Gleichschritt weltweit imd selbst in Europa heute 
noch nicht gerechnet werden kann (vgl. Zif- 
fer 282 JG). 

Mit der Kompensationslösimg der TA-Luft, der Ab- 
wasserabgabe, der Spreizung der Mineralölsteuer, 
der Förderung des schadstoffarmen PkW, der beab- 
sichtigten Umstellimg der Kfz-Steuer auf Emissionen 
und der eingeleiteten Reform des Umwelthaftungs- 
rechtes sind bereits Maßnahmen zur Ergänzimg des 
Ordnimgsrechtes ergriffen worden. Die Bundesregie- 
rung ist wie der Rat der Ansicht, daß sich die Umwelt- 
politik stärker als bisher marktwirtschaftiicher Steue- 
rungselemente bedienen sollte (Ziffern 287 ff. JG). Sie 
prüft deshalb umfassend, wie und in welchen Berei- 
chen bestehende marktwirtschaftliche Lösimgen ver- 
bessert (z.B. im Bereich der TA-Luft imd im Abwas- 
serbereich) oder neu eingeführt werden können. Sie 
hat in diesem Zusammenhang einen konkreten Mo- 
dellversuch — im Gewässerschutz — initiiert und ver- 
schiedene Forschimgsvorhaben in Auftrag gegeben. 

61 . Die Bimdesregierung bezieht in diesen Prü- 
fimgsprozeß auch die Frage ein, ob Abgaben (das sind 
Steuern und Sonderabgaben) geeignet sind, ökologi- 
sche Ziele effizienter zu erreichen. Eine Verengung 
der Diskussion über ökonomische Instrumente auf 
Abgaben allein hält sie jedoch weder aus wirtschafts- 
noch aus umweltpolitischen Gründen für sachgerecht. 
Das Steuersystem dient in erster Linie der Erzielung 
der für die ErfüUimg der Staatsaufgaben notwendigen 
Finanzmittel. Es hat sich dabei vorrangig an den Steu- 
ergnmdsätzen, wie z. B. der Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit imd der Steuergerechtigkeit, zu 
orientieren. Ein „ökologischer Umbau" des Steuersy- 
stems würde diesen unverzichtbaren Grundsätzen 
nicht gerecht. Gleichwohl könnten Abgaben bei Kon- 
zentration auf wenige zentrale Bereiche mit gravie- 
renden Umweltproblemen, wie z.B. auf den Klima- 
schutz und die Vermeidung und Entsorgung von Ab- 
fällen, wichtige ökologische Lenkungsfunktionen 
übernehmen. Zweck derartiger Abgaben muß die 
wirksame umweltpolitische Vorsorge sein, nicht die 
Erhöhung der öffentlichen Einnahmen. Unberührt da- 
von bleibt es das Ziel der Bundesregierung, die Steu- 
erlastquote insgesamt weiter zu senken. 

52 . Die Bimdesregierung hat beschlossen, den Erlös 
aus der Privatisierung der Salzgitter AG in eine zu 
errichtende Stiftung einzubringen, die unter besonde- 
rer Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft 
insbesondere die Forschung und Entwicklung von 
umweit- und gesundheitsfreundhchen Produkten und 
Produktionsverfahren förden soll. Die Stiftung wird 
über jährhche Zinserträge aus einem Vermögen von 
rd. 2,5 Mrd. DM verfügen. 


Umweltinformationen verbessern 

53. Die Bundesregierung trägt mit zahlreichen For- 
schungsvorhaben und der Vorbereitung einer Novelle 
zum Umweltstatistikgesetz dem zunehmenden um- 
weltpohtischen Informationsbedarf Rechnung. Das 
Statistische Bundesamt ist bemüht, eine ökologische 
Gesamtrechnung als ein eigenes Rechenwerk neben 
der volkswirtschaftiichen Gesamtrechnung aufzu- 
bauen. Die Bundesregierung erwartet hiervon eine 
weitere wesentiiche Verbesserung der Informations- 
gnmdlagen für die Umweltpohtik. 

Wie der Sachverständigenrat (Ziffer 284 JG) hält die 
Bundesregierung gegenwärtig die zuverlässige Be- 
rechnung eines ökologischen Gesamtergebnisses, das 
mit dem herkömmhchen Sozialprodukt in eine enge 
Beziehung gesetzt werden kann, vor allem aus metho- 
dischen Gründen für nicht möghch. Die Darstellung 
der kurz- und mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung 
durch Berechnung des Sozialprodukts imd seiner Ag- 
gregate entspricht internationaler Konvention und ist 
unverzichtbar. Gleichzeitig ist eine hohe Transparenz 
des ökologischen Geschehens unabdingbar. Dies 
spricht für ein Nebeneinander von Sozialproduktsbe- 
rechnung und umweltpohtischen Gesamtdaten, wo- 
bei eine Beurteüung der Umweltsituation im Lichte 
der wirtschafthchen Entwicklung ermöghcht werden 
sollte. 


Im Umweltschutz internationale Zusammenarbeit 
ausbauen 

54 . Aus ökologischen wie aus ökonomischen Grün- 
den ist eine intensive internationale Zusammenarbeit 
im Umweltschutz unverzichtbar. Die möghchen Kli- 
maverändenmgen durch sogenannte Treibhausgase, 
die Zerstörung der Ozonschicht, die fortschreitende 
Vernichtung von Teüen des tropischen Regenwaldes 
und die Verschmutzung der Weltmeere sind Gefah- 
ren, denen nur im Zusammenwirken der Staatenge- 
meinschaft dieser Erde imd durch Einbeziehung von 
Umweltschutzgesichtspunkten in die wirtschaftiiche 
Zusammenarbeit mit den Ländern der Dritten Welt 
begegnet werden kann. Die Bundesregierung hat 
deshalb die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
dem Ziel der Bewahrung des weltweiten ökologischen 
Gleichgewichts in den letzten Jahren zu einem 
Schwerpunkt der Wirtschaftsgipfel der sieben wich- 
tigsten westlichen Industrieländer gemacht und sich 
dafür eingesetzt, daß umweltpolitische Verantwor- 
tung weltweit wahrgenommen wird. 

Von großer Bedeutung sind hierbei die Arbeiten des 
zwischenstaatlichen Gremiums für Klimaverändenm- 
gen (IPCC), das Verhandlungen über den Abschluß 
eines weltweiten Klimaabkommens vorbereitet. Die 
Bundesregierung hat in der Europäischen Gemein- 
schaft mit Erfolg eine Initiative zur Verschärfung 
des Montrealer Protokolls zur FCKW-Mindenmg 
von 1987 und zur Aufnahme bisher nicht erfaßter, die 
Ozonschicht schädigender Stoffe ergriffen. Sie unter- 
stützt tatkräftig die vielfältigen Bemühungen inner- 
halb der Vereinten Nationen, die Erde vor irrepara- 
blen Schäden zu bewahren. Die Bundesregierung hat 
ihre finanziellen Hilfen zur Walderhaltung und Forst- 
entwicklung in den Tropen erhebhch auf mehr als 
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250 Mio. DM jährlich erhöht, um so die Erhaltung 
ursprünglicher Tropenwald-Ökosysteme imd die Ent- 
wicklimg umweltverträghcher Formen der Tropen- 
waldbewirtschaftimg wirksam zu fördern. 

55 . Im Zuge der Vollendung des europäischen Bin- 
nenmarktes muß ein hohes Umweltschutzniveau in 
ganz Europa erreicht werden. Vordringhche Aufga- 
ben liegen vor allem auf folgenden Gebieten: 

— Reduzierung der Luftverunreinigung, insbeson- 
dere durch Einführung der US-Grenzwerte für alle 
Personenkraftwagen, die Verschärfimg der Grenz- 
werte für LKW einschheßlich Rußfilter sowie die 
Festlegung von Emissionsgrenzwerten für Indu- 
strieanlagen; 

— Durchsetzimg eines anspruchsvollen Systems der 
Abfallvermeidimg, -Verwertung und -beseitigung, 
insbesondere durch die Errichtung ausreichender 
ortsnaher Entsorgimgskapazitäten in den Mit- 
ghedstaaten sowie durch einheitliche Anforderun- 
gen auf hohem Schutzniveau; 

— Verbessenmg des Gewässerschutzes durch fort- 
schreitende Reduzierung der Schadstof fableitun- 
gen und der Nährstoffbelastung der Gewässer 
durch die Landwirtschaft; 

— Zügiger Ausbau der Kontrolle der Gefahrstoffe bis 
hin zum Verbot von gefährhchen Stoffen. 

Die Bimdesregierung setzt sich für eine Europäische 
Umweltagentur ein. Sie hat dafür Berhn als Sitz vor- 
geschlagen. 

Die Veränderungen im Verhältnis zu den Staaten Mit- 
tel-, Ost- imd Südosteuropas bieten neue Chancen für 
eine verstärkte umweltpolitische Kooperation. Da in 
diesen Staaten der Umweltschutz weit hinter den ge- 
botenen Standards zurückliegt, ist es dringlich, auf 
zusätzliche Maßnahmen hinzuwirken und diese zu 
unterstützen. Dies dient wegen der grenzüberschrei- 
tenden Wirkungen der Umweltverschmutzung auch 
dazu, die Umweltqualität in der Bimdesrepublik 
Deutschland deutiich zu verbessern. 


VII. Den Strukturwandel zügig voranbringen 

56 . Nach Auffassung der Bundesregienmg muß die 
Chance, die die gute wirtschaftliche Gesamtsituation 
bietet, genutzt werden, um den Strukturwandel vor- 
anzubringen. Die Bimdesregierung hat sich in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage zu „Bedeutung und 
Wirkimgen des Strukturwandels in der gegenwärti- 
gen wirtschafthchen Situation" (BT-Drucksache 
1 1/5213) ausführhch mit dem Strukturwandel ausein- 
andergesetzt. Deshalb bleiben die Ausführungen in 
diesem Bericht auf einige Schwerpunkte be- 
schränkt. 

57 . Struktureller Wandel ist Voraussetzung für wirt- 
schafthche Entwicklung und Dynamik. Entscheidend 
für den Erfolg und die Zukunft jeder Volkswirtschaft 
sind die Fähigkeit und die Bereitschaft, aus sich selbst 
heraus neue Wege für die Deckung des Bedarfs und 
die Erfüllung der Wünsche der Menschen sowie die 
Lösung anstehender Probleme der Gesellschaft zu su- 


chen, sich an neue Bedingungen anzupassen imd auf 
diese Weise die Strukturen der Wirtschaft neu zu ge- 
stalten. Strukturwandel stellt jeden einzelnen wie die 
Verantworthchen in Pohtik, Wirtschaft und Gesell- 
schaft vor immer neue Herausforderungen. Sie wer- 
den heute wieder wesenthch bereitwilliger angenom- 
men als zu Beginn des letzten Jahrzehnts. 


Den dynamischen Wettbewerb stärken 

58 . Stärkung des Wettbewerbs schafft die besten 
Voraussetzungen für eine schnelle Anpassung der 
Produktionsstrukturen an die sich ändernden Präfe- 
renzen der Nachfrager und kommt in besonderem 
Maße den Verbrauchern zugute. Diesem Ziel dienen 
auch die zu Beginn des Jahres in Kraft getretene 
5. Novelle zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen und die im Herbst 1990 in Kraft tretende EG- 
FusionskontroUverordnung. Stärkung des Wettbe- 
werbs geht aber weit über das Wettbewerbsrecht im 
engeren Sinne hinaus und heißt vor allem, Markt- 
schranken national, europäisch und weltweit abzu- 
bauen. Die Vollendung des EG -Binnenmarktes und 
der Abschluß der GATT-Runde müssen dafür voll ge- 
nutzt werden (vgl. Ziffern 70 f. und 81). 

59 . Wie die Bundesregierung in der vorgenannten 
Antwort auf die Große Anfrage zum Strukturwandel 
ferner unterstrichen hat, ist es im Rahmen der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung Aufgabe der an den 
Märkten tätigen Unternehmer, eigenverantwortlich 
die Entscheidung über den Einsatz und die Kombina- 
tion der Produktionsfaktoren im Hinbhck auf aktuelle 
und künftige Marktentwicklungen zu treffen. Die 
Stiukturpolitik der Bundesregienmg will deshalb die 
Unternehmer nicht aus ihrer Verantwortung entlas- 
sen, Strukturveränderungen rechtzeitig zu erkennen 
und sich durch rasche Produkt- und Verfahrensinno- 
vationen oder organisatorisch auf sie einzustellen. Es 
kann nicht Aufgabe des Staates sein, die Struktur der 
Wirtschaft in von ihm gewünschte Bahnen zu lenken. 
Aufgabe des Staates ist es vielmehr, die für eine mo- 
derne Volkswirtschaft unerläßhchen infrastrukturel- 
len Voraussetzungen zu schaffen, durch günstige und 
verläßhche Rahmenbedingungen und den Abbau von 
Anpassungs-, Innovations- und Leistungshemmnis- 
sen ein investitionsfreundliches Khma zu erzeugen, 
die Entfaltung unternehmerischer Aktivitäten zu för- 
dern und den Strukturwandel zu erleichtern. 


Forschungs- und Technologiepolitik fortentwickeln 

60 . Der zunehmende internationale Wettbewerb 
drängt auf Strukturemeuerimgen, ohne die die Bun- 
desrepubhk Deutschland ihre Position im EG-Binnen- 
markt und auf den hart umkämpften Weltmärkten auf 
Dauer nicht würde halten können. Wettbewerbsfähig- 
keit erfordert Innovationen. Forschung und Entwick- 
lung (FuE) legen hierfür wesentliche Grundlagen. Wo 
Forschungsanstrengungen lohnen und in welchem 
Ausmaß sie unternommen und zu marktfähigen Pro- 
dukten führen sollen, können die Unternehmen selbst 
am besten entscheiden. Die wettbewerbsrechtlichen 
Rahmenbedingungen ermöghchen FuE-Kooperatio- 
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nen in weitem Umfang. Die staatliche FuE-Förderung 
von Unternehmen versteht sich somit als Hilfe zur 
Selbsthilfe. Hierbei bleibt das besondere Augenmerk 
der Bundesregienmg auf die kleinen und mittleren 
Unternehmen gerichtet (vgl. Ziffern 45 f.). 

Das Innovationskhma in der Wirtschaft weiter freund- 
lich zu gestalten, ist Ziel der Bundesregierung. So ist 
das von ihr beschlossene Zukunftskonzept Informa- 
tionstechnik darauf gerichtet, die Bedingungen für die 
frühzeitige und möglichst umfassende Nutzung der 
Innovations- und Anwendungspotentiale der Infor- 
mationstechnik zu verbessern. Die Bundesregierung 
wird ihre Maßnahmen zur Forschungs- und Technolo- 
giepolitik im einzelnen im Faktenbericht 1990 zum 
Bundesbericht Forschung ausführlich darstellen. 

61 . Die Forschungs- und Technologiepolitik hat zu- 
nehmend eine grenzüberschreitende Dimension. Mit 
der Verabschiedung des neuen Rahmenprogramms 
für Forschung imd technologische Entwicklung (1990 
— 1994) erhält die EG die Mittel, die erforderlich sind, 
um die nationalen Forschungsanstrengungen mit Vor- 
haben zu flankieren, deren Durchführung auf ge- 
meinschaftiicher Ebene sinnvoll erscheint. Dabei sol- 
len die Verfahren so gestaltet werden, daß sich kleine 
und mittlere Unternehmen stärker daran beteiligen 
können. 

Die Sicherung einer technologischen Basis im Bereich 
der Mikroelektronik als Schlüsseltechnologie hat be- 
sonderes Gewicht. Ihre Fortentwicklung wird auch im 
Rahmen der europäischen Forschungsinitiative EU- 
REKA unterstützt. Das für den Zeitraum 1990 bis 1996 
konzipierte EUREKA-Programm JESSI (Joint Euro- 
pean Subnncron Silicon) zur Förderung der Mikro- 
elektronik tritt nach umfassenden technischen und 
administrativen Vorbereitungen in die entscheidende 
Startphase. Mit einem Aufwand von 7,8 Mrd. DM, 
deren größter Teil von der europäischen Wirtschaft 
selbst zu tragen sein wird, sollen die Voraussetzungen 
dafür verbessert werden, daß die europäische Indu- 
strie den Anschluß an die neuesten Technologien der 
Mikroelektronik behält. 


Energiemarktstrukturen behutsam anpassen 

62 . Die gewachsenen Strukturen der Energiemärkte 
kommen zunehmend unter Anpassungsdruck. Die 
Verwirkhchung des EG-Binnenmarktes wird für den 
Energiesektor zu einer stärkeren Integration der na- 
tionalen Märkte führen. Auch in der Internationalen 
Energieagentur und im GATT wird die Bundesregie- 
rung zunehmend aufgefordert, die Energiemärkte 
stärker zu öffnen. 

Die EG-Kommission hat im Juli 1989 Vorschläge für 
den Binnenmarkt von Strom und Gas vorgelegt. Die 
Bundesregienmg erwartet, daß die Vorschläge zur 
Preistransparenz und zum Transit von Strom in die- 
sem Jahr verabschiedet werden können. Hingegen 
wendet sie sich gegen die Vorschläge der EG-Kom- 
mission zum Transit von Gas und zur Koordinierung 
großer Investitionsvorhaben bei Strom, Gas und Öl, da 


diese keine Verbesserung der Energiemarktstruktur 
erkennen lassen und mit der Idee eines wettbewerb- 
lich ausgerichteten Binnenmarktes nicht vereinbar 
sind. 

In dem sich wandelnden Umfeld bleibt die Energiepo- 
litik der Bundesregierung auf eine sichere, wirtschaft- 
liche und umweltschonende Energieversorgung aus- 
gerichtet. Dazu gehört sowohl die Nutzung aller zur 
Verfügung stehenden Energieträger als auch der 
sparsame und rationelle Umgang mit Energie. Stär- 
kere Anreize zum sparsamen und rationellen Elektri- 
zitätsverbrauch erwartet die Bundesregienmg von der 
zu Beginn des Jahres in Kraft getretenen Novelle zur 
Bundestarifordnung für Elektrizität. Dem darin fest- 
geschriebenen neuen Leistungspreissystem sind die 
Elektrizitätstarife innerhalb von zweieinhalb Jahren 
anzupassen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ein neues Pro- 
gramm zu Energieforschung und -technologien vor- 
zulegen. Ein besonderer Schwerpunkt wird die Erfor- 
schung und Entwicklung emeuerbarer Energiequel- 
len sein. 

63 . Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Rates, daß die Hilfen für die deutsche Steinkohle eine 
kritische Grenze erreicht haben (Ziffer 326 JG). Zur 
Lösung der schwierigen Probleme des Steinkohle- 
bergbaus wird die Bundesregierung ihre Politik der 
begrenzten Absatzsicherung und schrittweisen sozial- 
und regionalverträglichen Anpassung fortsetzen. Im 
Rahmen der Verstromungsregelung wird die verein- 
barte Kohlemenge ab 1991 nicht mehr weiter steigen. 
Durch die Novelle zum Dritten Verstromungsgesetz 
wird der Verstromungsfonds als Finanzierungsinstru- 
ment für den Jahrhundertvertrag auf eine stabilere 
finanzielle Basis gestellt. Für die Stromverbraucher 
werden die Belastungen durch den Kohlepfennig 
schrittweise abnehmen. Dies wird neben den höheren 
Ölpreisen durch eine Entlastung des Verstromungs- 
fonds von den Ausgaben für Revierausgleich und nie- 
derflüchtige Kohle möglich. 

Zur Vorbereitung einer umfassenden Konzeption für 
die künftige Kohlepolitik hat die Bundesregierung im 
Benehmen mit den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Saarland eine unabhängige Expertenkommission ein- 
gesetzt. Ziel ist insbesondere, eine konsensfähige An- 
schlußregelung für die Verstromung deutscher Kohle 
nach 1995 vorzubereiten. Die Kommission soll ihren 
Bericht im März dieses Jahres vorlegen. 

Neue Akzente werden in der Energiepolitik durch die 
drohenden Klimaveränderungen gesetzt. Bei der 
Wahl von Maßnahmen zur Begrenzung des Treib- 
hauseffektes aufgrund von CO 2 - Emissionen räumt die 
Bundesregierung in Übereinstimmung mit dem Rat 
marktwirtschaftiichen Instrumenten den Vorrang ein 
(vgl. Ziffern 50 f.). In diesem Zusammenhang kommt 
der Arbeit der Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosp- 
häre" Bedeutung zu, die im kommenden Herbst ihren 
Bericht vorlegen wird. 
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Engpässe auf den Wohnungsmärkten beseitigen 

64 , Steigende Realeinkommen breiter Bevölke- 
nmgsschichten mit der Folge erhöhter Wohnansprü- 
che, die zunehmenden Haushaltsgründungen der ge- 
burtenstarken Jahrgänge, der Anstieg der Ein-Perso- 
nen-Haushalte und der unerwartet starke Zustrom 
von Menschen in das Bundesgebiet, vor allem der 
Üb er Siedler aus der DDR sowie der Aussiedler aus den 
mittel-, ost- und südosteuropäischen Ländern, haben 
zu erhebhch höherer Nachfrage auf dem Wohnungs- 
markt geführt. Wohnungssuchende haben vielfach 
Schwierigkeiten, eine geeignete Wohnung zu finden, 
weil der Wohnungsbau nicht mit dieser Entwicklung 
mitgehalten hat. Der Rat weist nachdrücklich auf die 
Besonderheiten des Wohnungsmarktes hin, die immer 
wieder zu empfindlichen Ausschlägen führen; er be- 
trachtet aber nüt Recht die Forderung nach einer vor- 
ausschauenden antizyklischen Wohnungspohtik als 
illusorisch (Ziffer 374 JG). Im übrigen ändert die aktu- 
elle Anspannung auf dem Wohnungsmarkt nichts an 
der Tatsache, daß der Wohnungsbestand in der Bun- 
desrepubhk Deutschland heute zu den besten in der 
Welt zählt (vgl. Ziffer 373 JG). 

65 . Wie der Rat hält es die Bundesregierung für die 
vordringhche Aufgabe der Wohnungspohtik, durch 
die Setzung geeigneter Rahmenbedingungen die 
Grundlage für ein größeres Wohnungsangebot zu 
schaffen und die aus Engpässen resultierenden sozia- 
len Härten zu mildern. Neben gezielten Hilfen für 
sozial schwächere Bevölkerungsgruppen kommt es 
darauf an, daß durch eine erhebhch verstärkte Woh- 
nungsbautätigkeit im Jahre 1990 und in den Folgejah- 
ren das Angebot ausgeweitet und so die Wohnungs- 
versorgung aUgemein verbessert wird. 

Der Rat weist zu Recht auf die Grenzen hin, die von 
der Kapazitätsseite her einer sofortigen Ausdehnung 
der Bautätigkeit gesetzt sind. Er erkennt aber an, daß 
der gegenwärtige Nachfrageschub außergewöhnh- 
che Maßnahmen der Wohnungspohtik erfordert (Zif- 
fer 388 JG). Die Bundesregierung hat aus der beson- 
deren wohnungspoh tischen Verantwortung heraus 
ein umfangreiches Maßnahmenpaket beschlossen, 
mit dem aUe vertretbaren Ansätze zur Stärkung des 
Wohnungsbaus genutzt werden: 

— Die steuerhchen Abschreibungsmöghchkeiten für 
den Mietwohnungsbau wurden verbessert und ha- 
ben dem Neubau bereits sichtbare Impulse gege- 
ben. 

— Das Fördervolumen des Bundes für den sozialen 
Wohnungsbau wurde für 1990 auf 2 Mrd. DM auf- 
gestockt und wird bis 1993 auf diesem Niveau kon- 
stant fortgeführt. Alternativ dazu gibt es befristet 
auch die Möghchkeit, für die Schaffung von Sozial- 
mietwohnungen verbesserte steuerhche Abschrei- 
bungen in Anspruch zu nehmen. 

— 1990 werden 20 000 Studentenwohneinheiten mit 
Bundesmitteln gefördert. 

— Durch ein Bausparzwischenfinanzierungspro- 
gramm werden die Bedingungen für die Wohnei- 
gentumsbildung verbessert. 


— Die Schaffung von zusätzhchen Mietwohnungen 
in bestehenden Gebäuden wird durch ein zinsgün- 
stiges Programm der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau und alternativ über besonders günstige Ab- 
schreibungen gefördert. 

Zur Flankierung dieses Wohnungsbauprogramms 
werden im Planungs- und Baurecht sowie im Miet- 
recht Erleichterungen geschaffen. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß die gesetzhchen Vorschrif- 
ten dafür im Frühjahr 1990 in Kraft treten. Die Miet- 
rechtsänderungen sollen vor allem die Unterbringung 
in Ferienhausgebieten und die Vermietung an Stu- 
denten erleichtern sowie mietrechtiiche Hemmnisse 
für Maßnahmen des Um- und Ausbaus aus dem Weg 
räumen. Der Mieterschutz im derzeitigen Wohnimgs- 
bestand wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Rates 
(Ziffer 382 ff. JG), daß schärfere Vorschriften über die 
Miethöhe die gegenwärtigen Engpässe nicht beseiti- 
gen, sondern auf Dauer verschärfen würden. Wo 
Mieterhöhungen zu sozial nicht vertretbaren Bela- 
stungen führen, hilft das Wohngeld. 

66 . Die Bundesregierung hat mit diesen vielfältigen 
Maßnahmen günstige Voraussetzungen geschaffen, 
um die Möglichkeiten zur Wohnungsversorgung 
möglichst rasch und umfassend zu verbessern. Sie 
weist wie der Rat (Ziffer 391 f. JG) auf die originäre 
Verantwortung der Länder und Gemeinden für den 
sozialen Wohnungsbau hin. Diese müssen alles tun, 
um die Programme schnell umzusetzen und auch die 
ihnen zur Verfügung stehenden wohnungspohtischen 
Instrumente und Mittel effizient einzusetzen. Dazu 
gehören — entsprechend der Aufstockung der vom 
Bund für die Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
gewährten Finanzhilfen — auch erhöhte eigene finan- 
zielle Anstrengungen sowie insbesondere die Nut- 
zung des dritten Förderweges bei der Vergabe der 
Mittel, die verstärkte Baulandausweisung imd unbü- 
rokratische Genehmigungsverfahren zur schnellen 
Schaffung von Wohnraum durch Neubau, Umbau und 
Ausbau. 

Das Bundesprogramm zur Stadtsanierung und Dorf- 
emeuerung wird auf dem Niveau von 660 Mio. DM 
über 1990 hinaus fortgesetzt. 

Regional wirtschaftliches Gefälle vermindern 

67 . Struktureller Wandel hat von jeher eine regio- 
nale Dimension. Die Feststellung des Rates, daß die 
Beschäftigungsdynamik in regionaler Hinsicht ausge- 
ghchener geworden ist (Ziffer 102 JG), belegt den 
Erfolg der Anstrengungen, strukturschwachen Regio- 
nen den Anschluß an die allgemeine Wirtschaftsent- 
wicklung durch Hilfen zur Selbsthilfe zu ermöghchen. 
Diesem Erfordernis trägt die Bund-Länder- Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" mit ihrem Förderkonzept Rechnung. 
Die Fördermittel für die Gemeinschaftsaufgabe wer- 
den ab 1991 im Zusammenhang mit dem Wegfall der 
regionalen Investitionszulage um jährhch 500 Mio. 
DM erhöht. Die Möghchkeiten der Länder und Ge- 
meinden zur Bewältigung struktureller Anpassungs- 
probleme insbesondere durch Infrastrukturmaßnah- 
men wird vom Bund auch durch das Strukturhilfege- 
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setz nach Art. 104 a Abs. 4 GG gestärkt, das jährliche 
Leistungen des Bundes von 2,45 Mrd. DM vorsieht. 

Es ist beabsichtigt, auf der Grundlage der Ergebnisse 
der Volkszählung eine Neuabgrenzung des Förderge- 
biets der Gemeinschafts auf gäbe im Jahr 1991 vorzu- 
nehmen. 

Neue Hoffnungen und Chancen haben sich durch 
die Entwicklung in der DDR für das Zonenrandgebiet 
ergeben. Allerdings hat sich die wirtschaftliche Be- 
nachteiligung dieser Region bisher nicht entschei- 
dend verändert. Die Zonenrandförderung wird des- 
halb fortgeführt. Notwendig ist ein möglichst rasches 
Zusammenwachsen der Wirtschaftsräume beiderseits 
der Grenze. Die Bundesregierung prüft daher, Bun- 
desländern und DDR zur Unterstützung der Koopera- 
tionsbemühungen der Wirtschaft eine Förderung von 
wirtschaftsnaher Infrastruktur nach dem Vorbild der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur'' auch im Grenzgebiet der 
DDR vorzuschlagen. Dabei soll eine enge Abstim- 
mung mit den Maßnahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe im Zonenrandgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgen. 


Deutschlandpolitische Stellung von Berlin stärken 

68. Die jüngsten Entwicklungen in der DDR und in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa eröffnen neue Per- 
spektiven für Berlin. Wirtschaftspolitisches Ziel der 
Bundesregierung ist es, dazu beizutragen, daß die 
Stadt ihre Standortvorteile, die sich jetzt abzeichnen, 
verstärkt zur Geltung bringen kann. Sie wird deshalb 
besonders darauf achten, daß die Berliner Wirtschaft 
und in der Stadt angesiedelte wirtschaftsrelevante In- 
stitutionen in eine künftige umfassende wirtschafth- 
che Zusammenarbeit mit der DDR und den mittel-, 
ost- und südosteuropäischen Staaten voll einbezogen 
werden. Dabei wird auch zu prüfen sein, inwieweit 
Aufgaben, die sich künftig im Zuge dieser Zusam- 
menarbeit stellen, verstärkt von Berlin aus wahr ge- 
nommen werden können. Die Bundesregierung wird 
in der Europäischen Gemeinschaft dafür eintreten, 
neue europäische Institutionen, insbesondere wenn 
sie auf eine Zusammenarbeit mit Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa angelegt sind, in Berlin anzusiedeln. 

Auch in der gegenwärtigen Lage bestehen für Berlin 
erhebliche wirtschaftliche Standortnachteile. Die 
Bundesregierung hält deshalb an der deutschlandpo- 
litisch begründeten Berlinförderung fest. 


VIII. Europäisches und weltwirtschaftliches Umfeld 
Im Wandel 

69 . Die Dynamik des europäischen Einigungspro- 
zesses wirkt weit über die Grenzen der Gemeinschaft 
hinaus. Sie beeinflußt erheblich die wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Reformprozesse in den Län- 
dern Mittel-, Ost- und Südosteuropas. Es liegt im ge- 
meinsamen europäischen Interesse, daß diese Re- 
formbestrebungen zügig und erfolgreich vorankom- 
men. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft haben deshalb beim Europäischen Rat in Straß- 
burg ihre Entschlossenheit betont, die erforderlichen 
Wirtschaftsreformen zu unterstützen und — in Zusam- 


menarbeit mit ihren westlichen Partnern — zur Schaf- 
fung gesunder und prosperierender Volkswirtschaf- 
ten beizutragen. 

Für die Bundesregierung ist die Einbindung der Bun- 
desrepublik Deutschland in die Wertegemeinschaft 
der freiheitlichen Demokratien unverzichtbarer Be- 
standteil ihrer Politik. Grundlage der gesamteuropäi- 
schen Entwicklung ist ein auf marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen beruhender Integrationsprozeß der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft, den die Bundesregierung 
aktiv vorantreiben will. International wird sie vor al- 
lem für weltweite Öffnung der Märkte und enge Koor- 
dinierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik zwi- 
schen den wichtigen Industrieländern eintreten. 


Europäischen Binnenmarkt vollenden 

70 . Vorrang hat die Vollendung des Europäischen 
Binnenmarktes mit seinen Impulsen für Beschäfti- 
gung, Wachstum und wirtschaftiicher Leistungsfähig- 
keit. Leitbild ist ein „Europa des Wettbewerbes". Die 
Beseitigung der Binnengrenzen für Waren, Dienstlei- 
stungen und Kapital und die Offenheit der Märkte 
nach außen müssen Hand in Hand gehen. Die Bun- 
desregierung unterstützt die von den EG- und den 
EFTA- Staaten parallel zur Vollendung des Binnen- 
marktes angestrebte Schaffung eines großen europäi- 
schen Wirtschaftsraumes bis Ende 1992 auch als poli- 
tischen Ausdruck dieser Offenheit. Sie wird sich wei- 
terhin Bestrebungen widersetzen, europäische Unter- 
nehmen mit protektionistischen Maßnahmen, wie 
z. B. Einfuhrbeschränkungen oder „local content"- 
Auflagen für die Automobilindustrie, vor dem welt- 
weiten Wettbewerb zu schützen. 

71 . Besondere Bedeutung für die Stärkung und 
Wahrung des Wettbewerbs im Binnenmarkt mißt die 
Bundesregierung dem Schutz vor wirtschaftlicher 
Machtkonzentration durch eine klar wettbewerbs- 
orientierte, präventive EG -Fusionskontrolle für große 
Unternehmenszusammenschlüsse bei, die im Herbst 
1990 in Kraft treten wird. 

Die Bundesregierung wird die EG -Kommission bei 
ihren Bemühungen um B eihilf etransparenz und -be- 
grenzung unterstützen. Der Wettbewerb der Unter- 
nehmen und Branchen darf auch nicht durch eine auf 
einzelne Industriezweige zugeschnittene Politik auf 
EG-Ebene beeinträchtigt werden. Mit den Beschlüs- 
sen zur Öffnung und Harmonisierung der Märkte für 
Telekommunikationsdienste ist ein wichtiger Durch- 
bruch zu mehr Wettbewerb in einem bedeutsamen 
Bereich gelungen. 

72 . Bei der Umsetzung des Binnenmarktprogramms 
wurde über mehr als die Hälfte der für einen freien 
Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und 
Kapital erforderlichen Maßnahmen bereits Einigung 
erzielt. Das Prinzip, auf eine vollständige Harmonisie- 
rung aller Details durch bürokratische Regelung zu 
verzichten, hat sich bewährt. Die gegenseitige Aner- 
kennung imterschiedlicher Regelungen sollte auch 
künftig so weit wie möglich Anwendung finden. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die 
schwierigen noch offenen Fragen rechtzeitig gelöst 
werden können. So sind beim Abbau der Grenzkon- 
trollen für den Personenverkehr noch erhebliche poh- 
tische Anstrengungen für eine Verwirklichung bis 
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Ende 1992 notwendig. In diesem Zusammenhang be- 
grüßt die Bundesregierung die breite Übereinstim- 
mung im Rat der Wirtschafts- und Finanzminister, auf 
die mengen- und wertmäßigen Beschränkungen bei 
Käufen im Reiseverkehr zu verzichten. 

73 . Die Bundesregierung strebt mit ihren Partnern 
Fortschritte bei der vollen Beseitigung der Steuer- 
grenzen im Warenverkehr in Europa an. Hinsichtlich 
der Mehrwertsteuersätze beabsichtigen die Mitglied- 
staaten, bis zum 31. Dezember 1991 Übereinstim- 
mung darüber zu erzielen, welche Bandbreite oder 
welcher Mindestsatz innerhalb der von der Kommis- 
sion vorgeschlagenen Grenzen von 14 bis 20 % ab 
1. Januar 1993 gelten soll. Der gegenwärtige Normal- 
satz bei der Umsatzsteuer in der Bundesrepublik 
Deutschland wird deshalb beibehalten. Die Bundesre- 
gierung bleibt mit dem Sachverständigenrat der Auf- 
fassung, daß es im Hinblick auf die Integration der 
Märkte besonders wichtig ist, die administrativen Be- 
lastungen für die beteiligten Unternehmen soweit wie 
möglich zu verringern (Ziffer 426 JG). Bei den Sonder- 
verbrauchsteuem hält sie aus Wettbewerbs- und Um- 
weltschutzgründen eine Harmonisierung der Mine- 
ralölsteuer für vordringlich, 

74 . Die Liberalisierung der geltenden Regulierun- 
gen für den grenzüberschreitenden Straßengüterver- 
kehr, den Luftverkehr und den Seeverkehr zeigt we- 
sentliche Fortschritte. Mit der spürbaren Aufstockung 
der Genehmigungskontingente, der Aufhebung der 
Preisbindung für den grenzüberschreitenden Trans- 
port ab 1. Januar 1990 und insbesondere mit dem im 
Dezember 1989 beschlossenen Einstieg in die Kabo- 
tage, d.h. die Zulassung von Transporten innerhalb 
eines anderen Mitghedstaates ab 1. Juli 1990, ist Eu- 
ropa dem Ziel einer Verkehrsmarktordnung für den 
Straßengüterverkehr ohne mengenmäßige Beschrän- 
kungen und Preisbindungen deutlich näher gekom- 
men. Daraus entsteht ein zunehmender Druck auf 
Deregulierung auch der nationalen Verkehrsmärkte. 

Die Harmonisierung verkehrsspezifischer Steuern 
imd Abgaben bleibt dringend. Da hierfür eine euro- 
päische Lösung noch nicht erreicht ist, sollen mit der 
Einführung einer zeitlich befristeten Straßenbenut- 
zungsgebühr — bei gleichzeitiger Absenkung der 
Kfz- Steuer auf ein mittleres europäisches Niveau — 
ausländische Lastkraftwagen ebenso wie die deut- 
schen an den Wegekosten beteiligt werden. 


Soziale Dimension des EG-Binnenmarktes ausfüilen 

75 . Die Bundesregierung wird sich weiterhin nach- 
drücklich dafür einsetzen, daß die soziale Dimension 
bei der Verwirklichung des Europäischen Binnen- 
marktes voll zum Tragen kommt. Sie ist mit dem Sach- 
verständigenrat (Ziffern 454 ff. JG) der Auffassung, 
daß dabei eine schnelle und weitreichende Harmoni- 
sierung der Arbeits- und Sozialbedingungen weder 
im Interesse der aufholenden Länder hegt, noch für 
die leistungsfähigeren Länder akzeptabel ist. Die An- 
näherung der Arbeitsbedingungen darf den wirt- 
schaftiichen Aufholprozeß der weniger leistungsfähi- 
gen Länder Europas nicht behindern und muß es 
gleichzeitig ermöghchen, höhere Sozialstandards in 
den anderen Länder beizubehalten. Die reale Verdop- 
pelung der Mittel für die Strukturfonds ist ein deutii- 
cher Ausdruck der Sohdarität der wirtschafthch stär- 


keren mit den wirtschafthch schwächeren Mitghed- 
staaten. 

76 . Mit der Verabschiedimg einer Charta sozialer 
Grundrechte für Arbeitnehmer wurden die Weichen 
für die gemeinschaftsweite Verankerung grundlegen- 
der sozialer Mindeststandards gesteht, wie sie von der 
Bundesregierung und den Sozialpartnern einmütig 
gefordert werden. Im weitgefaßten Bereich Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sieht die Bun- 
desregierung angesichts der unmittelbaren Auswir- 
kungen auf die Arbeitnehmer besonderen Hand- 
lungsbedarf. 

Außerdem strebt die Bundesregierung EG-weite Re- 
gelungen für die Rechte von Arbeitnehmervertretun- 
gen grenzüberschreitender Großunternehmen, für 
eine angemessene soziale Absicherung bei grenz- 
überschreitender Arbeitnehmerüberlassung sowie für 
Unternehmen an, die mit eigenen Arbeitskräften di- 
rekt Leistungen in einem anderen Mitghedstaat er- 
bringen. Der Sachverständigenrat empfiehlt, daß je- 
weils die Bestimmungen am Produktionsort gelten 
soUen, um die Probleme gespaltener Arbeitsmärkte zu 
vermeiden (Ziffern 464 ff. JG). Die Bundesregierung 
teilt diese Auffassung, sieht allerdings bei grenzüber- 
schreitender Leistungserbringung, z. B. beim kurzfri- 
stigen Aufenthalt zur Montage von Industrieanlagen, 
durchaus Raum dafür, die Bestimmungen des Landes 
anzuwenden, in dem das Unternehmen hauptsächlich 
tätig ist und seinen Sitz hat. 

77 . Die Politik der sozialen Sicherung muß in ihren 
Kembereichen entsprechend dem Subsidiaritätsprin- 
zip in der Verantwortung der Mitgliedstaaten bleiben. 
Insbesondere müssen Sozialleistungen auf die jewei- 
hge Solidargemeinschaft, d.h. in der Regel auf die 
Bewohner des jeweiligen Mitgliedstaates, begrenzt 
bleiben. Die Bundesregierung wird daher Versuchen 
entgegentreten, die Stabilität der sozialen Siche- 
rungssysteme durch Aushöhlung des Territorialitäts- 
prinzips zu gefährden. Zu Recht warnt der Sachver- 
ständigenrat eindringlich vor solchen Versuchen (Zif- 
fern 469 f. JG). 


Voraussetzungen für Wirtschafts- und Währungsunion 
schaffen 

78 . Die Entscheidungen des Europäischen Rates 
über die stufenweise Verwirklichimg einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion leitet im Europäischen 
Einigungsprozeß, in den die Bundesrepublik Deutsch- 
land unumkehrbar eingebunden ist, eine neue, wich- 
tige Etappe auf dem Weg zu einer Europäischen 
Union ein. Die Btmdesregierung betrachtet dabei 
ebenso wie der Europäische Rat den Delors-Bericht 
als eine gute Grundlage. 

Eine Wirtschafts- und Währungsunion läßt sich dauer- 
haft nur verwirklichen, wenn sich die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten in ihrer tatsächlichen Politik 
von gleichen Grundvorstellungen und Zielen leiten 
lassen. Dazu gehört nach Auffassimg der Bundesre- 
gierung vor allem der Grundkonsens über die markt- 
wirtschaftliche Ausgestaltung des wirtschaftlichen 
Ordnungsrahmens. In diesem Rahmen sind für die 
Bundesrepublik Deutschland die folgenden politisch- 
institutionell abzusichernden Ziele imverzichtbar: 
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— Flexible und offene Märkte nach innen und au- 
ßen; 

— Dauerhafte Sicherung der Geldwertstabilität als 
Basis für anhaltendes Wirtschaftswachstum und 
soziale Stabilität; 

— Sicherung der Haushaltsdisziphn in allen Mit- 
ghedstaaten; 

“ Subsidiarität und Föderahsmus zur Bewahrung der 
Vielfalt der Gemeinscheift; 

— Parallelität von wirtschafts- und währungspoliti- 
schen Integrationsfortschritten; 

— Unterstützung des Aufholprozesses der ärmeren 
Regionen in erster Linie durch marktwirtschaftii- 
che Anpassungsmechanismen; öffenthche Finanz- 
transfers können dazu allenfalls einen flankieren- 
den Beitrag leisten. 

79 . Angesichts der derzeit teilweise noch sehr unter- 
schiedlichen ökonomischen Ausgangsbedingungen 
in den Mitgliedstaaten sowie der nicht in allen Berei- 
chen übereinstimmenden Zielvorstellungen ist nach 
Auffassung der Bundesregierung die Wirtschafts- und 
Währungsunion nur in einem längerfristigen Prozeß 
zu verwirklichen, wenn sie auf eine dauerhaft tragfä- 
hige Basis gestellt werden soll. Dafür bedarf es noch 
einer größeren Annäherung in den verschiedenen Be- 
reichen der Wirtschaftspohtik und in der Wirtschafts- 
entwicklung, als bisher erreicht wurde. 

Der Europäische Rat in Straßburg hat im Dezember 
1989 beschlossen, daß vor Ende 1990 eine Regie- 
rungskonferenz zur Ausarbeitung der notwendigen 
Änderung der Römischen Verträge im Hinblick auf 
die Endphasen der Wirtschafts- und Währungsunion 
zusammentreten soll. Er hat zugleich bestätigt, daß 
mit der vollständigen Liberalisierung des Kapitalver- 
kehrs in den meisten Mitgliedstaaten am 1. Juh 1990 
die erste Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
beginnen wird. 

In dieser Stufe geht es darum, die Zusammenarbeit 
auf der Basis der bestehenden Verträge und Institutio- 
nen zu verstärken. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung müssen vor allem klar erkennbare, dauerhafte 
Konvergenzfortschritte, insbesondere in den entschei- 
denden Bereichen Preisstabüität und Haushaltskon- 
solidierung erreicht werden. Gleichfalls muß der EG- 
Binnenmarkt auf der Basis einer marktwirtschaftli- 
chen, wettbewerbsorientierten Ordnung voll verwirk- 
licht werden. Dabei muß sich zeigen, wie ernsthaft 
Wille und Fähigkeit der Mitghedstaaten sind, den 
wirtschaftspolitischen Anforderungen gerecht zu wer- 
den, von deren Umsetzung der Übergang in eine 
nächste Stufe abhängen wird. Ein wesentlicher Bei- 
trag zur Glaubwürdigkeit einer an Stabilität orientier- 
ten Wirtschafts- und Währungsunion wäre es, wenn in 
dieser ersten Stufe diejenigen Mitgliedstaaten, in de- 
nen das noch nicht der Fall ist, ihren Notenbanken 
den Status der Unabhängigkeit einräumten sowie die 
monetäre Finanzierung von Haushaltsdefiziten durch 
die Zentralbank allgemein einstellten. Dieser Auf- 
fassung ist auch der Sachverständigenrat (Zif- 
fer 409 JG). 


Wirtschaftspolitische Kooperation und internationale 
Arbeitsteilung vertiefen 

80 . Die Bundesregierung wird ihre bewährte Politik 
zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit mit 
Energie und Konsequenz fortsetzen. Angesichts der 
stark wachsenden internationalen Verflechtung der 
Güter- und Finanzmärkte und der daraus resultieren- 
den zunehmenden wechselseitigen Abhängigkeit der 
Volkswirtschaften bleibt eine enge wirtschaftspoliti- 
sche Kooperation der Industrieländer unverzichtbar. 
Weltwirtschaftiiche Risiken, die von Inflation, von zu- 
nehmenden Divergenzen bei den Haushaltsdefiziten 
und von außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten 
ausgehen, können so am besten in Grenzen gehalten 
werden. 

Für die Bundesregierung sind hohe außenwirtschaftli- 
che Überschüsse kein Ziel, sie strebt vielmehr auf 
Dauer eine ausgewogene Zahlungsbilanzstruktur an. 
Die Bundesrepubhk Deutschland hat wesentlich dazu 
beigetragen, daß das hohe Leistungsbilanzdefizit der 
USA verringert werden konnte. Der bilaterale Saldo 
im Warenverkehr mit den USA ist 1989 auf weniger 
als ein Drittel des Betrages zurückgefallen, der drei 
Jahre zuvor verzeichnet wurde. Gegenüber den ande- 
ren außereuropäischen Ländern insgesamt wie auch 
allein gegenüber den nicht Öl exportierenden Ent- 
wicklungsländern besteht ein Defizit. Andererseits 
keim es zu einer deutiiehen Ausweitung der Über- 
schüsse gegenüber europäischen Partnerstaaten. Dies 
hing zum Teil mit der starken Nachfrage nach deut- 
schen Investitionsgütern, aber auch mit der Verände- 
rung der realen Wechselkurse zusammen. Die deut- 
schen Ausfuhren haben dazu beigetragen, daß kon- 
junkturelle Spannungen in diesen Ländern gemildert 
und Wirtschaf thehe Aufholprozesse in einigen Mit- 
gliedstaaten gefördert wurden. 

Wichtig ist, daß die Defizitländer durch eine sohde 
Finanz- und Geldpolitik auf den Abbau der Ungleich- 
gewichte hin wirken. Dann wird auch die weitere Stär- 
kung der Binnennachfrage in der Bundesrepubhk 
Deutschland in den Leistungsbilanzdaten sichtbar 
werden. Reahstische Wechselkurse sind eine wesent- 
hche Voraussetzung für ein besseres internationales 
Zahlungsbilanzgleichgewicht. Die eingetretene Hö- 
herbewertung der D-Mark gegenüber dem US-Dollar 
und einer Reihe anderer Währungen ist wichtig für die 
Erhaltung der Preisstabüität in der Bundesrepublik 
Deutschland und trägt zum Abbau der Ungleichge- 
wichte bei. Auch künftig wird es darauf ankommen, 
daß der Wechselkurs der D-Mark den Stabihtätsvor- 
sprung unserer Währung gegenüber anderen voll 
zum Ausdruck bringen kann; damit wird die notwen- 
dige teüweise Umschichtung in der Beanspruchung 
der Ressourcen zugunsten der DDR und Osteuropas 
über die Märkte unterstützt. 

81 . Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft 
für die Bewahrung und Stärkung des freien und mul- 
tilateralen Welthandelssystems einsetzen. Zentrale 
Bedeutung kommt 1990 dem erfolgreichen Abschluß 
der GATT-Verhandlungsrunde (Uruguay-Runde) zu. 
Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammen- 
hang auf ihre Antwort auf die Große Anfrage zum 
„Stand der multilateralen Handelsverheindlungen 
(Uruguay-Runde)", in der die Ziele und bisherigen 
Ergebnisse der Verhandlungen ausführlich darge- 
stellt sind (BT-Drucksache 11/5626). In dieser Ver- 
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handlungsrunde soll die Rolle des GATT als maßgeb- 
liches Regelsystem für den internationalen Handel 
erneuert, gestärkt und weiterentwickelt werden. 
Nach Ansicht der Bundesregierung soll das GATT im 
Gesamtkontext internationaler Aufgaben eine grö- 
ßere Rolle spielen. Ein erfolgreicher Abschluß der 
Verhandlungen setzt voraus, daß sämtliche Vertrags- 
parteien zu deutlichen Liberalisierungsschritten und 
den dazu notwendigen Strukturanpassungen in allen 
Verhandlungsbereichen bereit sind. 

82 . Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich 
für die außen- und sicherheitspolitisch notwendigen 
Ergänzungen des Außenwirtschaftsrechtes ein und 
hat deshalb dem Parlament Entwürfe zur Ergänzung 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes und des Außen- 
wirtschaftsgesetzes vorgelegt. Insbesondere sollen 
die Tätigkeit Deutscher im Ausland bei der Herstel- 
lung von atomaren, biologischen und chemischen 
Waffen verstärkt unter Strafe gestellt und die allge- 
meine Strafbestimmung gegen Außenwirtschaftsde- 
likte verschärft werden. 

Im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung des Ost- 
West-Handels hält es die Bundesregierung für drin- 
gend erforderlich, die COCOM-Listen an den aktuel- 
len Stand des technischen Fortschritts anzupassen 
und auf strategisch bedeutsame Waren und Technolo- 
gien zu konzentrieren. 

83 . Die Bundesregierung wird auch angesichts en- 
gerer wirtschaftiicher Beziehungen zu den mittel-, 
ost- und südosteuropäischen Staaten ihre Politik der 
Unterstützung der Entwicklungsländer Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas fortsetzen, um ihren Bei- 
trag zum Aufbrechen des Teufelskreises von Armut, 
Bevölkerungsexplosion und Umweltzerstörung zu lei- 
sten. Sie wird diesen Ländern verstärkt wirtschaftspo- 
litische und außenwirtschaftiiche Beratung anbie- 
ten. 

Die Bundesregierung wird sich im internationalen 
Rahmen weiterhin aktiv an der Suche nach Möglich- 
keiten für die Lösung der Verschuldungsprobleme 
beteiligen und die am Einzelfall orientierten Maßnah- 
men von Weltbank und Internationalem Wähnmgs- 
fonds zur Schuldenerleichtenmg und Umsetzung 
struktureller Anpassungsprogramme insbesondere in 
hochverschuldeten Ländern unterstützen. Von den 
Geschäftsbanken erwartet die Bundesregierung, daß 
sie ihrer Mitverantwortung für einen Erfolg der von 
US-Finanzminister Brady initiierten Schuldenstrate- 
gie gerecht werden. 


Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West fördern 

84 . Die tiefgreifenden Veränderungen in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa geben der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen West und Ost eine neue 
Dimension. Sie erhalten wesentliche Anstöße von der 
politischen Neuorientienmg in der Sowjetunion. Die 
weitere Entwicklung in diesen Ländern wird entschei- 
dend von der notwendigen strukturellen Erneuerung 
ihrer Volkswirtschaften abhängen. Diese kann nur 
gelingen, wenn privatwirtschaftlicher Initiative brei- 
ter Raum gegeben und mehr Wettbewerb erreicht 


wird. Moderne Produktionsanlagen, technisches Kön- 
nen und Managementwissen als notwendige Grund- 
lagen wirtschaftlicher Erneuerung lassen sich am be- 
sten im Rahmen von Direktinvestitionen privater Un- 
ternehmen in diese Länder transferieren. Zur Unter- 
stützung der privatwirtschaftiichen Zusammenarbeit 
sieht die Bundesregierung den Aufbau von Delegier- 
tenbüros bzw. Auslandshandelskammern, wie sie zu- 
nächst in Polen und Ungarn vorgesehen sind, als nütz- 
lichen Schritt an. 

Die von der Bundesregierung angeregte Konferenz 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa, die 
im März und Aprü 1990 in Bonn stattfinden wird, soll 
gerade den Wirtschaftsbeziehungen zwischen Ost 
und West in weiten Bereichen der Wirtschaft neue 
Impulse verleihen. 

86. Angesichts der desolaten wirtschaftlichen Situa- 
tion und der schlechten Versorgungslage in den Län- 
dern Mittel-, Ost- und Südosteuropas wird die Bun- 
desrepublik Deutschland deren politische und wirt- 
schaftliche Reformen mit umfangreichen Hilfsmaß- 
nahmen unterstützen. Dazu gehören für Polen, das 
inzwischen mit dem Internationalen Wähnmgsfonds 
(IWF) ein Stabilisierungsprogramm vereinbart hat, 
der teilweise Erlaß von Zahlungsverpflichtungen aus 
dem sogenannten „Jumbo-Kredit" von 1975 
(760 Mio. DM) und die Einbringung der Restschuld in 
einen Zloty-Fonds (570 Mio. DM) zur Finanzienmg 
von Projekten gemeinsamen Interesses, die Eröffnung 
eines Hermes-Garantierahmens über 2,5 Mrd. DM so- 
wie die substantielle Beteiligung in Höhe des Gegen- 
wertes von 250 Mio. US-Dollar an einer internationa- 
len Stabilisierungshüfe. Den bereits im Oktober 1987 
gewährten Garantierahmen für einen ungebundenen 
Finanzkredit für Ungarn in Höhe von 1 Mrd. DM hat 
die Bundesregierung vor kurzem um weitere 
500 Mio. DM erhöht. 

Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv am Unter- 
stützungsprogramm der 24 westlichen Industrielän- 
der für Polen und Ungarn, das auf dem Pariser Wirt- 
schaftsgipfel 1989 eingeleitet wurde. Vom Aktions- 
programm der Europäischen Gemeinschaft werden 
nicht zuletzt durch die Beseitigung von mengenmäßi- 
gen Einfuhrbeschränkungen und die Erweiterung der 
allgemeinen Zollpräferenzen deutliche Impulse für 
die wirtschaftiiche Entwicklung in Polen und Ungarn 
ausgehen. Die Bundesregierung wird sich dafür ein- 
setzen, daß entsprechende Erleichterungen auch für 
andere reformwillige Länder eingeräumt werden. 

Mit dem Grundsatzbeschluß zur Schaffung einer Eu- 
ropäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
hat der Europäische Rat in Straßburg eine wirkungs- 
volle Möglichkeit eröffnet, Anlageinvestitionen und 
Investitionen zur Verbesserung der Wettbewerbsfä- 
higkeit in Mittel-, Ost- und Südosteuropa zu fördern, 
den Übergang zu marktwirtschaftlich orientierten 
Volkswirtschaften zu unterstützen und die erforderli- 
chen strukturellen Anpassungen zu beschleunigen. 
Die Bundesregierung begrüßt, daß die dazu notwen- 
digen Vorbereitungen umgehend in Angriff genom- 
men wurden. Damit bestehen gute Aussichten, daß 
die Bank möglichst bald ihre Tätigkeit aufnehmen 
kann. 
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C. Günstige gesamtwirtschaftliche Perspektiven 


Aufschwung im achten Jahr 

86. Zu Beginn der neunziger Jahre verzeichnet die 
Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland be- 
achtliche Dynamik. Realeinkommen, Nachfrage und 
Beschäftigung steigen kräftig. Die Auftragsbücher 
sind insgesamt gut gefüllt. Die Kapazitäten waren seit 
20 Jahren nicht mehr so hoch ausgelastet. Alle großen 
Bereiche werden von der Aufwärtsentwicklung er- 
faßt. Die Expansion beruht damit auf sohdem Funda- 
ment. Von der zu Beginn dieses Jahres in Kraft getre- 
tenen dritten und zugleich größten Stufe der Steuer- 
reform sowie den Maßnahmen zur Beseitigung neuer 
Engpässe auf dem Wohnungsmarkt gehen zusätzliche 
Impulse auf Investitionen und Privaten Verbrauch 
aus. Die wirtschaftlichen Aktivitäten werden damit 
1990 erneut fühlbar ausgedehnt werden. Der Auf- 
schwung geht in sein achtes Jahr. 

87 . Obwohl die wirtschafüichen Auftriebskräfte in 
einigen wichtigen Partnerländern nicht mehr so stark 
veranschlagt werden können wie in der jüngeren Ver- 
gangenheit, so bleibt doch das weltwirtschaftliche 
Umfeld, insbesondere in Europa, weiterhin günstig. 
Da — auch imter Berücksichtigung der inzwischen 
eingetretenen Veränderungen der Wechselkursrela- 
tionen zum Dollar und einigen anderen wichtigen 
Währungen — unterstellt werden kann, daß die D- 
Mark 1990 insgesamt fester notieren wird als im 
Durchschnitt des Jahres 1989, dürften die deutschen 
Exporteure keine Marktanteilsgewinne mehr erzie- 
len. Die Ausfuhren werden daher voraussichtlich im 
Gleichschritt mit der Ausweitung des Welthandels zu- 
nehmen. Dies entspräche einer Zunahme der Exporte 
von Waren und Dienstleistungen in einer Größenord- 
nimg von real 5 bis 6 %. 

88. Die Binnennachfrage wird 1990 wieder stärker 
zum Wirtschaftswachstum beitragen. So dürften die 
Untemehmensinvestitionen 1990 real um mindestens 
6 % zunehmen, wobei die Aufwendungen für Ausrü- 
stungen (-h 8 %) deutlich rascher steigen werden als 
für gewerbliche Bauten. Wichtiger als die kurzfristi- 
gen Nachfrageeffekte eines anhaltend starken An- 
stiegs der Investitionen sind die verbesserten Wachs- 
tumsmöghchkeiten für die Zukunft. Angesichts des 
erreichten hohen Auslastungsgrads streben die Un- 
ternehmen jetzt zunehmend eine Ausweitung der Ka- 
pazitäten an; dies entspricht den mittelfristigen 
Wachstumserfordernissen, insbesondere der Notwen- 
digkeit, zusätzhche Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
schaffen. 

Um eine weiterhin kräftige Ausweitung produktiver 
Investitionen zu sichern, bedarf es eines einsichtsvol- 
len Verhaltens aller am Wirtschaftsprozeß beteiligten 
großen Gruppen. Die Bundesregierung geht in dieser 
Situation davon aus, daß sowohl die Unternehmen in 
ihrem preispolitischen Verhalten als auch die Tarif- 


vertragsparteien bei ihren Lohnabschlüssen den ge- 
samtwirtschafüichen Erfordernissen Rechmmg tra- 
gen. Dazu gehört einmal, daß die aus der hohen Kapa- 
zitätsauslastung resultierenden Preiserhöhimgsspiel- 
räume nicht voll ausgeschöpft werden und zum ande- 
ren der Wunsch der Arbeitnehmer nach Verbessenmg 
ihrer Einkommenssituation mit der Notwendigkeit 
nach mehr arbeitsschaffenden Investitionen in Ein- 
klang gebracht wird. Damit würde ein entscheidender 
Beitrag zur Einghederung der Aus- imd Übersiedler in 
den Arbeitsprozeß sowie zum Abbau der Arbeitslosig- 
keit geleistet werden. 

Zu einer kräftigeren Ausweitung des Produktionspo- 
tentials mit Hilfe einer verstärkten Investitionstätig- 
keit kann auch eine produktivere Nutzung des Kapi- 
talstocks, namentlich im Rahmen flexibler Arbeitszei- 
ten, beitragen. Eine Modernisierung der Betriebsanla- 
gen ist gleichzeitig ein Weg, bestehende Umweltbela- 
stungen zu vermindern. 

Kräftige Impulse werden 1990 wieder vom Wohungs- 
bau ausgehen. Bedarf und Nachfrage nach Wohnun- 
gen haben in jüngerer Zeit sprunghaft zugenommen. 
Die umfangreichen Fördermaßnahmen der Bimdesre- 
gierung werden in diesem Jahr imd darüber hinaus zu 
deuüich steigenden Wohnungsbauaktivitäten beitra- 
gen. Das Ergebnis dieses Jahres hängt freilich teil- 
weise von der Winterwittenmg ab, die zu Beginn der 
beiden letzten Jahre ungewöhnlich milde war und 
daher eine besonders intensive Nutzung der Bauka- 
pazitäten möglich machte. Insgesamt könnten die 
Wohnimgsbauinvestitionen real um 4 bis 5 % stei- 
gen. 

Durch die dritte Stufe der Steuersenkimg und die Ver- 
ringerung der Krankenkassenbeiträge wird es zu ei- 
ner kräftigen Verstärkung der Kaufkraft bei den pri- 
vaten Haushalten kommen. Insgesamt könnte ihr 
verfügbares Einkommen preisbereinigt um fast 
60 Mrd. DM zunehmen. Erfahrungsgemäß werden sie 
zwar ihre Ersparnisse höher dotieren, dennoch ist der 
Kaufkraftzuwachs so groß, daß es zu einer erhebh- 
chen Aufstockung ihrer Verbrauchsausgaben kommt 
(real rd. 3^/2 %). Trotzdem wird es nicht zu einer Über- 
forderung der wachsenden Produktionsmöghchkei- 
ten kommen, da andererseits die Ausweitung der öf- 
fenüichen Ausgaben in engen Grenzen gehalten und 
die Staatsquote weiter gesenkt wird. 

89 . Insgesamt kann für das Bruttosozialprodukt aus 
heutiger Sicht im Jahresdurchschnitt 1990 mit einem 
realen Anstieg um 3 % oder mehr gerechnet werden 
(vgl. Übersicht 3). Hierbei ist xmterstellt, daß die Wit- 
terung die Außenarbeiten im ersten Quartal stärker 
beeinträchtigt als 1989 und daß es zu keinen Arbeits- 
kämpfen kommt. Anders als im Vorjahr dürfte die 
Inlandsnachfrage eher etwas kräftiger als die gesamt- 
wirtschafthche Produktion zunehmen. 
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Übersicht 3 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1986 hls 1989 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1990 



1986 

1987 4) 

1988 -i) 

1989 5) 

1990 6) 



— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % — 

Entstehung des Sozialprodukts 
Bmttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1980 (BIP) 

+ 2,3 

+ 1,8 

+ 3,7 

+ 3,4 

+ rd. 3 

Erwerbstätige 

+ 1,0 

+ 0,8 

+ 0,6 

+ 1,3 

+ rd. 1 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 0,7 

“ 1,0 

- 0,2 

- 0,8 

“ V 2 bis - 1 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 1,3 

+ 1,0 

+ 3,0 

+ 2,1 

+ 1*^ bis + 2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 2,0 

+ 2,0 

+ 3,2 

+ 2,9 

+ rd. 2 V 2 

nachrichtlich: 

Arbeitslosenquote in % A i) 

(9,0) 

(8,9) 

(8,7) 

(7,9) 

(rd. 8) 

B2) 

(7,9) 

(7,9) 

(7,7) 

(7,1) 

(rd. 7) 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 2,9 

+ 4,1 

+ 4,0 

+ 4,8 

+ 5 V 2 bis + 6 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 4,7 

+ 3,7 

+ 3,7 

+ 1,6 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

Bruttoanlageinvestitionen 

+ 4,6 

+ 3,3 

+ 7,5 

+ 9,9 

+ 8 bis + 9 

Vorratsveränderung (Mrd. DM) 

(+ 1,5) 

(+ 5,5) 

(+13,7) 

(+15,7) 

(+ 14 bis + 18) 

Inlandsnachfrage 

+ 3,7 

+ 4,1 

+ 5,0 

+ 5,3 

+ 5 V 2 bis + 6 V 2 

Außenbeitrag (Mrd. DM) 

(+115,0) 

(+112,6) 

(+120,6) 

(+148,4) 

(+148 bis +154) 

(in % des BSP) 

(+ 5,9) 

(+ 5,6) 

(+ 5,7) 

f+ 6,6) 

(+ rd. 6 V 2 ) 

Bruttosozialprodukt 

+ 5,5 

+ 3,7 

+ 5,2 

+ 6,3 

+ 5 V 2 bis +6 

ln Preisen von 1980 

Privater Verbrauch 

+ 3,4 

+ 3,5 

+ 2,7 

+ 1,6 

+ 3 bis + 4 

Staatsverbrauch 

+ 2,6 

+ 1,5 

+ 2,2 

0,8 

+ V 2 bis + 1 

Bruttoanlageinvestitionen 

+ 3,3 

+ 2,2 

+ 5,9 

+ 6,9 

+ 4 V 2 bis + 5 V 2 

Ausrüstungen 

+ 4,1 

+ 5,6 

+ 7,5 

+ 9,1 

+ 7 bis + 8 

Bauten 

+ 2,7 

- 0,3 

+ 4,7 

+ 5,2 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

Inlandsnachfrage 


+ 2,9 

+ 3,7 

+ 2,3 

+ 3 bis + 3 V 2 

Ausfuhren 


+ 0,8 

+ 5,8 

+ 10,8 

+ 5 bis + 6 

Einfuhren 


+ 4,8 

+ 6,3 

+ 6,4 

+ 6 bis + 7 

Außenbeitrag (in % des BSP) 


(+ 

(+ m 

(+ 4.5) 

(+ 4 bis + 4 ^/ 2 ) 

Bruttosozialprodukt 

+ 2,3 

+ 1,7 

+ 3,6 

+ 4,0 

+ rd. 3 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

“ 0,5 

+ 0,6 

+ 1.2 

+ 3,1 

+ rd. 2 V 2 

Inlandsnachfrage 

+ 0,2 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 2,9 

+ rd. 2^/2 

Bruttosozialprodukt 

+ 3,1 

+ 2,0 

+ 1,5 

+ 2,2 

+ rd. 2 V 2 

Verteilung des Volkseinkonunens 

Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit 

+ 5,1 

+ 4,1 

+ 3,9 

+ 4,5 

+ 4 V 2 bis + 5*^ 

Bruttoeinkommen 

aus Unternehmertätigkeit imd Vermögen . 

+ 9,1 

+ 3,2 

+ 8,7 

+ 8,3 

+ 7 bis + 8 

Volkseinkommen 

+ 6,3 

+ 3,8 

+ 5,4 

+ 5,7 

+ 5 V 2 bis + 6 

nachrichtlich: 

Bruttolöhne und -gehälter 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 3,8 

+ 3,0 

+ 3,1 

+ 3,1 

+ 3 V 2 bis + 4 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

+ 1,2 

+ 0,9 

+ 0,7 

+ 1,5 

+ 1 bis + IV 2 

Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte 3) 

+ 3,9 

+ 4,2 

1 + 4,3 

+ 4,4 

+ 6 V 2 bis + 7 

Sparquote in % 

(12,2) 

(12,3) 

(12.6) 

(12.3) 

(I 2 V 2 bis 13) 


Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 

2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 

3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 

4) Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1990 
®) Jahresprojektion 
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Anhaltend kräftiger Beschäftigungsanstieg 

90 . Das Wirtschaftswachstum ist zuletzt erhebhch 
beschäftigungs wirksamer geworden. Weitgehend 
voller Einsatz der in den Betrieben vorhandenen Ar- 
beitskräftereserven, für die das niedrige Niveau der 
Kurzarbeit ein Anzeichen ist, und die relative Verbil- 
ligung des Faktors Arbeit dürften hierfür die Haupt- 
rolle spielen. Trotz der erwarteten leichten Wachs- 
tumsabschwächung wird sich daher der Beschäfti- 
gungsanstieg auch 1990 zügig fortsetzen. Er kann im 
Jahresdurchschnitt auf mehr als 1 % oder rd. 300 000 
Erwerbstätige veranschlagt werden. Neben einer fort- 
gesetzten Ausweitung des Arbeitsplatzangebots in 
den Dienstleistungsberufen dürfte es vor allem im 
Verarbeitenden Gewerbe und aufgrund der starken 
Nachfrage auch im Baubereich zu einer steigenden 
Beschäftigung kommen. 

Angesichts der dramatischen Veränderungen in den 
letzten Monaten in der DDR sowie in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa kann heute dagegen niemand die 
Frage beantworten, ob die Zunahme des Erwerbsper- 
sonenangebots wie im Vorjahr die Arbeitskräftenach- 
frage unterschreitet und damit zu einer abnehmenden 
Arbeitslosenzahl führt oder nicht. 

Aufgrund der überdurchschnittlich hohen Mobilität 
der Aus- und Übersiedler und ihrer in der Regel aus- 
geprägten Leistungsbereitschaft dürften sie den in 
Teilbereichen immer deutiicher werdenden Mangel 
an Fach- und Hilfskräften hndem helfen. Sie treffen 
auf ein Arbeitsplatzangebot, das bisher aus dem Be- 
stand registrierter Arbeitsloser aus räumlichen, fachli- 
chen und anderen Gründen nicht befriedigt werden 
konnte. Insoweit werden die Wachstumsmöghchkei- 
ten und mittelfristig damit auch die Aussichten für den 
Arbeitsmarkt verbessert. 

Das Angebot an heimischen Kräften nimmt dagegen 
inzwischen ab. Einer weiter steigenden Erwerbsnei- 
gung der Frauen steht die ungünstiger werdende Al- 
tersstruktur der hier ansässigen Bevölkerung gegen- 
über. Ohne die Zuwanderung von Ausländem und 
von Deutschen aus der DDR sowie aus Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa würde daher das Angebot an Er- 
werbspersonen sinken. 

Unter der Voraussetzung, daß die Zuwanderung ge- 
ringer als im Vorjahr ausfällt, könnte insgesamt die 
Arbeitslosigkeit bei weiter kräftig steigender Arbeits- 
kräftenachfrage 1990 in etwa unverändert bleiben. 


Niedrigerer Verbraucherpreisanstieg 

91 . Mit dem wieder höheren Preisanstieg im letzten 
Jahr hat die Sorge zugenommen, die Phase relativ 
großer Stabilität könne zu Ende sein. Begründet wird 
diese Sorge mit den weitgehend ausgelasteten Kapa- 
zitäten, die bei hoher Nachfrage zusätzliche Preis- 
erhöhungsspielräume eröffnen und der Möglichkeit 
eines zunehmenden internen Kostendmcks, der sich 
von verstärkt steigenden Lohnstückkosten her erge- 
ben könnte. Vielfach wird jedoch dabei übersehen, 
daß sich die Preisentwicklung — insbesondere auf 
den vorgelagerten Stufen — in jüngster Zeit wieder 
deutiich bemhigt hat, nachdem es zu Beginn letzten 


Jahres durch die Verbrauchsteuererhöhxmgen und 
vorübergehend stark anziehende Einfuhrpreise zu ei- 
ner deutiichen Beschleunigung gekommen war. Bei- 
des wird dazu führen, daß der Verbraucherpreisan- 
stieg zu Beginn dieses Jahres zunächst einmal gerin- 
ger ausfallen wird. Eine wieder festere Bewertung der 
D-Mark könnte diesen Prozeß unterstützen. 

Es bleibt aber die Sorge, daß die Tariflohnvereinba- 
rungen — in den letzten Jahren wesentiiche Grund- 
lage für einen niedrigen internen Preisanstieg — den 
Pfad moderater Abschlüsse verlassen und so zu einer 
Beschleunigung des internen Kostendmcks beitra- 
gen. In der derzeitigen konjunkturellen Situation be- 
steht die Gefahr, daß Unternehmen höhere Kosten 
sehr rasch in den Preisen weitergeben werden. Dabei 
dürfen die Signal Wirkungen, die von Preiserhöhun- 
gen in einzelnen Branchen auf die Gesamtwirtschaft 
ausgehen, nicht übersehen werden. Dies könnte wie- 
demm die Bereitschaft der Arbeitnehmer dämpfen, 
stabilitätsgerechte Lohnabschlüsse zu akzeptieren, 
weil sie sich um die Früchte dieser Politik gebracht 
sehen. 

Unternehmen und Tarifvertragsparteien kommt da- 
her für die weitere Preisentwicklung ein hohes Maß 
an wirtschaftspolitischer Verantwortung zu. Zur Si- 
chemng der Wachstums- und Beschäftigxmgsmög- 
hchkeiten sollten sie nicht jeden konjunkturbedingt 
möglichen Preis- und Lohnerhöhungsspielraum aus- 
nutzen. In vielen Bereichen sind inzwischen die Er- 
tragspolster so hoch, daß eine weitere Ausweitung der 
Gewinnmargen über Preisanhebungen mehr Risiken 
für die längerfristige Entwicklung mit sich bringen 
kann als Vorteile. Bei verantwortungsvollem Verhal- 
ten aller Beteiligten besteht dagegen eine große 
Chance, den Anstieg der Verbraucherpreise 1990 auf 
etwa 2 V 2 % zu begrenzen. 


Außenwirtschaftliche Überschüsse 

92 . Nachdem sich 1986 bis 1988 als Folge des über- 
proportionalen Wachstums der Inlandsnachfrage der 
Anteil des Außenbeitrags am Bmttosozialprodukt real 
fast halbiert hatte, ist es im vergangenen Jahr wieder 
zu einem kräftigen Anstieg gekommen. Die Ausfuhr 
hat also erhebhch stärker als die Einfuhr expandiert. 
Trotz eines überdurchschnitthchen Einfuhrpreisan- 
stiegs entstand daher eine erhebüche Ausweitung des 
Handelsbilanzüberschusses. Steigende Kapitaler- 
träge aus dem Ausland taten ein übriges. Die Lei- 
stungsbilanz aktivierte sich dabei deutiich, wobei dies 
eindeutig auf die innereuropäische Entwicklung zu- 
rückzuführen ist (vgl. Ziffer 80). 

Der starke Exportanstieg zeugt einmal von einer ho- 
hen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. 
Er ist aber zunehmend auch Ausdmck der konjunk- 
turellen Überhitzung in mehreren europäischen Part- 
nerländern, die sich in einem starken Importsog nach 
Investitionsgütern bemerkbar gemacht hat. 

Die Konstellation in einem Teil dieser Länder — mit 
zum Teil hohen Haushalts- und Leistungsbilanzdefizi- 
ten sowie überdurchschnittiich steigenden Preisen — 
führt bei weitgehend konstanten Wechselkursen zu 
einer Verschärfung der Ungleichgewichtssituation in 
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Europa. Solange Leistungsbilanzdivergenzen zu inve- 
stiv genutzten Kapitalströmen führen, besteht kein 
wirtschaftspohtisches Problem. Tatsächlich haben 
aber nicht so sehr Unterschiede in der Rentabilität der 
Investitionen, sondern ein Zinsgefälle zu diesen Kapi- 
talbewegimgen geführt; bei festen Wechselkurser- 
wartungen genügen bereits geringe Zinsimterschiede 
für die Richhmg der Kapitalströme. 

Mit nachlassenden konjunkturellen Überhitzimgser- 
scheinimgen in den Partnerländern imd Einebmmg 
der Zinsdifferenzen wird sich ein Teil der Ungleichge- 
wichte von selbst zurückbilden. Zu berücksichtigen 
ist dabei die wieder verstärkte Inlandsnachfrage in 


der Bimdesrepubhk Deutschland, die einen höheren 
Importbedarf auslöst. Von daher wird die Überschuß- 
bildimg im Warenhandel nachlassen; im Verlauf die- 
ses Jahres kann sie sogar zurückgehen. Allerdings 
üben steigende Kapitalerträge aufgrund der hohen 
imd noch wachsenden deutschen Auslandsvermö- 
gensposition zimehmend Einfluß auf die Leistimgsbi- 
lanz aus. 

Insgesamt könnte sich für den Jahresdurchschnitt 
1990 noch eine moderate Zimahme des Leistimgsbi- 
lanzüberschusses ergeben; dieser dürfte jedoch die 
Größenordnimg von rd. 4 V 2 % des Bruttosozialpro- 
dukts nicht überschreiten. 
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Anlage 

A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1989i) 
sowie die tatsächlich eingetretene 
Entwicklung 

1 . Die gesamtwirtschaftliche Entwicklimg ist 1989 
— wie schon im Jahr zuvor — erheblich günstiger ver- 
laufen, als vor Jahresfrist allgemein erwartet worden 
war. Das Prognosespektrum für das reale Wachstum 
des Bruttosozialprodukts reichte damals von 1^/2 bis 
21 / 2 %; die Jahresprojektion der Bimdesregierung ge- 
hörte mit 21 / 2 % seinerzeit zu den optimistischen Set- 
zungen. 

Tatsächhch nahm das Bruttosozialprodukt 1989 ge- 
genüber 1988 nach den ersten vorläufigen Berech- 
nungen des Statistischen Bimdesamtes real um 4,0 % 
zu. Die gesamtwirtschafthche Produktion im Inland, 
die im Bruttoinlandsprodukt zum Ausdruck kommt, 
nahm real um 3,4 % zu. Ursächlich für die Differenz 
war ein ungewöhnhch kräftiger Anstieg der Nettoer- 
werbs- und Vermögenseinkommen aus dem Aus- 
land. 

Während die reale Zunahme der Inlandsnachfrage 
mit 2,3 % insgesamt in etwa zutreffend vorausge- 
schätztworden war (Jahresprojektion: rd. 2V^%), sind 
die Ausfuhren von Waren imd Dienstleistungen und 
damit auch der Außenbeitrag erhebüch stärker gestie- 
gen als vor Jahresfrist erwartet. 

Innerhalb der Inlandsnachfrage kam es zu größeren 
Verschiebungen in der Verwendimgsstruktur gegen- 
über den Projektionsansätzen. Einerseits stieg der 
Verbrauch weniger; die Investitionstätigkeit fiel da- 
gegen erheblich dynamischer aus. 

Während die reale Zunahme des verfügbaren Ein- 
kommens der privaten Haushalte mit knapp iy 2 % 
richtig vorausgeschätzt worden war, ging die Spar- 
quote weniger stark zurück als vor einem Jahr unter- 
stellt wurde. Die reale Zimahme des Privaten Ver- 
brauchs betrug daher nur 1,6 % (Jahresprojektion: + 2 
bis + 2 %). Der Staatsverbrauch verringerte sich real 
um 0,8 %, in der Jahresprojektion war von einem 
Anstieg um 1 % ausgegangen worden. Ursache dafür 
waren vor allem die Maßnahmen im Rahmen der Ge- 
sundheitsstrukturreform, die bereits im ersten Jahr 
ihrer Wirksamkeit zu größeren Einsparungen führten, 
als vor Jahresfrist angenommen wurde. 

Die Anlageinvestitionen nahmen dagegen mit real 
6,9 % erheblich kräftiger zu (Jahresprojektion: + 3 bis 
+ 4 %). Die Ausrüstungsinvestitionen, die real um 

9.1 % höher als 1988 lagen (Jahresprojektion: + 5^/2 
bis + 6 y 2 %), wurden von den fortgesetzt guten Inve- 
stitionsbedingungen, einer hohen Kapazitätsausla- 
stung und der dynamischen Gesamtnachfrage begün- 
stigt. Auch die Bauinvestitionen erhöhten sich mit 

5.2 % deutlich stärker als erwartet (Jahresprojektion: 
+ iy 2 bis + 21 / 2 %); zu dieser Expansion trug nicht 
unerheblich die extrem milde Witterung zu Jahresbe- 
ginn bei, die nicht absehbar war. 


1) Jahreswirtschaftsbericht 1989 der Bundesregierung (Druck- 
sache 11/3917) 


Die Investitionstätigkeit i^t in allen Bereichen erheb- 
lich dynamischer ausgefallen als angenommen. Am 
kräftigsten war der Anstieg im Untemehmenssektor 
mit 8,2 % (Jahresprojektion: + 4 bis + 6 %). Auch die 
Wohnimgsbauinvestitionen haben mit real 5,3 % 
(Jahresprojektion: + 1^/2 bis + 2yi%) erheblich mehr 
zugelegt. Die Zunahme der öffentlichen Investitionen 
war mit real + 4,0 % (Jahresprojektion; + rd. 1 %) 
wesentiich ausgeprägter als erwartet. 

Aufgrund der hohen Endnachfrage war die Vorratsbil- 
dung 1989 nach den ersten Schätzungen nur gering- 
fügig höher als im Jahr zuvor, so daß diesmal der 
Wachstumsimpuls von der Aufstockimg der Lager 
— wie es auch erwartet worden war — gering blieb. 
Für den weiteren Wirtschaftsablauf ist es dabei wich- 
tig, daß es im allgemeinen zu keiner unfreiwilligen 
Aufstockung von Vorräten kam. 

Mit 10,8 % übertraf die reale Zunahme der Ausfuhren 
von Waren und Dienstleistungen die Annahmen der 
Projektion (+ 4 bis + 5 %) sehr deutlich. Dies hat 
mannigfaltige Gründe. So ging der Anstieg des Welt- 
handels über die ursprünglichen Vorstellungen hin- 
aus; insbesondere die deutschen Exportmärkte in Eu- 
ropa expandierten kräftiger. Hinzu kommt, daß sich 
die Wettbewerbsposition der deutschen Exporteure 
bei geringem internen Kostenanstieg auch durch die 
reale Abwertung der D-Mark verbessert hat. Dies 
führte zu Marktanteilsgewinnen im Außenhandel. 
Außerdem haben die Dienstleistimgseinnahmen noch 
kräftiger als die Warenausfuhr expandiert. So ergab 
sich der eingangs erwähnte Anstieg der Nettoer- 
werbs- und Vermögenseinkommen aus dem Ausland 
um rd. y 2 % -Punkt des Bruttosozialprodukts in erster 
Linie aufgnmd sprunghaft beschleunigter Einnahmen 
aus Kapitalerträgen. Ursächlich hierfür waren die sich 
als Folge der Leistungsbilanzüberschüsse seit 1982 
rasch imd in jüngster Zeit beschleunigt aktivierende 
Vermögensposition gegenüber dem Ausland sowie 
offensichtlich steigende Zins- imd Dividendensätze 
auf diese höheren Nettoforderungen. 

Insbesondere die stärker gestiegene Gesamtnach- 
frage schlug sich in einer mit real 6,4 % höheren Stei- 
gerungsrate bei den Einfuhren von Waren und Dienst- 
leistungen nieder (Jahresprojektion: + 41/2 bis 
+ 5y2 %). Aufgrund des ungleich kräftigeren Anstiegs 
der Ausfuhren als der Einfuhren ergab sich wieder ein 
fühlbarer realer Anstieg des Außenbeitrags, sein 
Wachstumsbeitrag belief sich auf real 1,7 % des Brut- 
tosozialprodukts. In der Jahresprojektion war von ei- 
nem unveränderten Saldo des realen Waren- und 
Dienstleistungsaustausches mit dem Ausland ausge- 
gangen worden. Nachdem der Außenbeitrag real zwi- 
schen 1985 und 1988 von 5,4 % auf 3,0 % des Brutto- 
sozialprodukts gefallen war, stieg sein Anteil im ver- 
gangenen Jahr wieder auf 4,5 %. 

2 . Das höhere Wirtschaftswachstum schlug sich in 
einer kräftigeren Ausweitung der Beschäftigung nie- 
der. Die Produktivitätszunahme (hier: Bruttoinlands- 
produkt je Erwerbstätigen) entsprach mit 2,1 % den 
Erwartungen der Jahresprojektion (+ rd. 2 %). Die 
Zunahme der Erwerbstätigenzahl belief sich dagegen 
auf 1,3 % statt der projektierten + rd. y 2 %. Im Jahres- 
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durchschnitt waren damit 343 000 Erwerbstätige 
mehr als 1988 beschäftigt. Im Verlauf war der Anstieg 
noch kräftiger; das Statistische Bimdesamt rechnet für 
das Jahresende mit einem um rd. 360 000 höheren 
Beschäftigungsstand als vor einem Jahr. Die stärksten 
Beschäftigungszuwächse wurden im Verarbeitenden 
Gewerbe und in den Dienstleistungsbereichen regi- 
striert. Die im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung zugrundegelegten Erwerbstätigenzah- 
len konnten dabei noch nicht vollständig an die Er- 
gebnisse der Volkszählimg angepaßt werden; dies 
wird erst im Frühjahr dieses Jahres der Fall sein. 

Trotz eines insbesondere in der zweiten Jahreshälfte 
1989 verstärkten Zustroms von Übersiedlem aus der 
DDR sowie von Aussiedlem aus Mittel-, Ost- \md Süd- 
osteuropa hat das gesamte registrierte Erwerbsperso- 
nenangebot mit rd. 140 000 erheblich schwächer zu- 
genommen als die Arbeitskräftenachfrage imd kaum 
stärker als in der Jahresprojektion xmterstellt. Die de- 
mographische Entwicklung, über Jahre hinweg Ursa- 
che des steigenden Erwerbspersonenangebots, hat 
sich offensichtlich umgekehrt. Infolgedessen ist die 
Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt um gut 
200 000 niedriger ausgefallen als 1988. In der Jahres- 
projektion war wegen des niedriger veranschlagten 
Beschäftigungsanstiegs auch mit einem geringeren 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen gerechnet worden. 
Gegen Jahresende machte sich allerdings eine starke 
Belastung des Arbeitsmarktes insbesondere durch 
den sprunghaften Anstieg von Zuwanderem bemerk- 
bar. 

3 . Die Preisentwlcklimg ging 1989 etwas über die 
Vorstellimgen in der Projektion hinaus. Dies lag je- 
doch nicht an einer stärkeren inländischen Kostenent- 
wicklung. Die Lohnkosten je Produkteinheit nahmen 
jedenfalls wie erwartet abermals um weniger als 1 % 
zu. Auf die Inlandspreisentwicklung wirkte vielmehr 
ein besonders in der ersten Jahreshälfte deutlich stär- 
kerer Einfuhrpreisanstieg (+ 5,0 %, Jahresprojektion: 
2V2%) ein. Zudem wurden mögliche Preiserhöhungs- 
spielräume in Bereichen mit hoher Kapazitätsausla- 
stung imd günstiger Nachfragesituation zunehmend 
genutzt; so haben zum Beispiel die Baupreise deutli- 
cher angezogen. Die Verbraucherpreise in der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
stiegen um 3,1 %, der jetzt von den Verbrauchsver- 
hältnissen des Jahres 1985 ausgehende Preisindex für 
die Lebenshaltimg aller privaten Haushalte nahm um 
2,8 % zu. In der Jahresprojektion war ein Anstieg von 
2 bis 2 V 2 % xmterstellt worden. 

Der Preisindex des Bruttosozialprodukts, auf den die 
Einfuhrpreise unmittelbar keinen Einfluß haben — er 
mißt die Verteuerung der inländischen Wertschöp- 
fxmg — , nahm mit 2,2 % im Rahmen der Projektions- 
erwartimg (+ rd. 2 %) zu. 

4 . Dieser kaum höhere gesamtwirtschaftliche Preis- 
anstieg führte zusammen nüt dem deutlich kräftige- 
ren realen Wachstum zu einem nominalen Anstieg des 
Bruttosozialprodukts, der mit 6,3 % die Vorstellungen 
der Jahresprojektion (+ rd. 4V2%) erheblich über- 
traf. 

Während sich in dem — verglichen mit den Pro- 
jektionsansätzen — kräftigeren Anstieg der nomi- 


nalen Inlandsnachfrage um 5,3 % (Jahresprojektion: 
-h rd. 4 V 2 %) ausschließhch der höhere inländische 
Preisanstieg niedergeschlagen hat, kam es aufgrund 
der geschilderten boomartigen realen Exportentwick- 
lung, einschl. der Kapitalerträge aus dem Ausland, zu 
einer deutiichen Ausweitung des nominalen AuBen- 
beitrags. Dies ist umso bemerkenswerter, als sich 
gleichzeitig die terms of trade stärker als erwartet ver- 
schlechterten. Der nominale Außenbeitrag stieg um 
28 Mrd. DM auf 148,4 Mrd. DM oder 6,6 % des Brut- 
tosozialprodukts. In der Jahresprojektion war nur von 
einem geringfügigen Anstieg xmd einem konstanten 
Anteil am Bruttosozialprodukt von 5%% ausgegan- 
gen worden. Der Leistungsbilanzüberschuß betrug 
rd. 4V2% des Sozialprodukts. 

5. Aufgrund der erheblich kräftigeren Erhöhung des 
nominalen Bruttosozialprodukts war auch die Zu- 
nahme des Volkseinkommens mit 5,7 % deutlich hö- 
her als erwartet (H- rd. 4 %). Dies schlug sich einmal in 
einer mit 3,1 % höheren Steigerung der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer 
(Jahresprojektion: H- rd. 2 V 2 %), zum anderen in der 
erwähnten deutlicheren Ausweitxmg der Beschäfti- 
gung nieder. Zusammengenommen haben die Brut- 
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit daher mit 
4,5 % deutlich schneller als imterstellt (+ 3 bis 
+ 3 V 2 %) zugenommen. Der Anstieg der Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
ging mit 8,3 % freilich erheblich darüber hinaus. 

6. Die Ausweitxmg der Ausgaben von Gebietskör- 
perschaften und Sozialversicherung blieb mit 2,2 % 
noch unterhalb der vor einem Jahr erwarteten Marge 
(+ 2Vi bis + 3^/2%), Auch der Staatsverbrauch imter- 
schritt mit 1,6 % noch die untere Marke der Projek- 
tionsspanne (+ 2 bis + 2V2%), wobei hier die Kosten- 
einsparungen im Bereich der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ausschlaggebend waren. Die Zimahme 
der Einkommens- und Vermögensübertragungen 
blieb wegen gesunkener Subventionen mit 2,3 % 
ebenfalls hinter den Projektionsannahmen (H- 3 bis 
-h 4 %) zurück. Dagegen war der Anstieg der öffent- 
lichen Investitionen mit 7,0 % deutlich stärker als er- 
wartet (+ 2 V 2 bis + 3 V 2 %). 

Die dynamischere Wirtschaftstätigkeit führte zu einer 
erheblich günstigeren Entwicklung der Steuereinnah- 
men (+ 9,1 %; Jahresprojektion: + 6 V 2 bis + 7V^%) 
sowie der Sozialbeiträge (+ 4,7 %; Jahresprojektion: 
H- 2^/2 bis + 3 V 2 %). Die sonstigen Einnahmen blieben 
nüt +13,6 % etwas xmter den Erwartungen (+ 16 bis 
+ 18 %). Insgesamt belief sich damit die Zxmahme der 
staatlichen Einnahmen auf 7,7 % (Jahresprojektion: 
+ 51/2 bis + e^/ 2 %). 

Aufgrund der sehr viel günstigeren Einnahmesitua- 
tion hat sich die Finanzierungsposition des Gesamt- 
staats noch erheblich stärker als erwartet verbessert. 
Statt einer Rückführung des öffentlichen Defizits um 
rd. 30 Mrd. DM auf rd. V 2 % des Bruttosozialprodukts 
ergab sich in der Abgrenzimg der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechmmg ein positiver Swing beim öf- 
fentlichen Finanzierungssaldo von über 50 Mrd.DM. 
Erstmals wieder nach 1973 wurde danüt ein Über- 
schuß der Einnahmen über die Ausgaben festgestellt, 
und zwar von 5,6 Mrd.DM. Während sich dabei das 
Defizit bei den Gebietskörperschaften um rd. 36 Mrd. 
DM abbaute, weitete sich der Überschuß im Sozialver- 
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sicherungsbereich um rd. 15 Mrd. DM aus. Dies ist im 
wesentiichen eine Folge der Gesundheitsstrukturre- 
form; aber auch eine höhere Rücklagenbildung in der 
Rentenversicherung trug dazu bei. 

7. Neben diesem geringen Finanzierungsüberschuß 
des Staates war trotz leicht gesunkener Sparquote ein 
etwas höheres Mittelaufkommen der privaten Haus- 
halte zu verzeichnen. Dieses wurde zum einen ver- 


mehrt von den Unternehmen und der Wohnungswirt- 
schaft genutzt, deren Finanzierungsbedarf aufgrund 
der erheblich verstärkten Investitionstätigkeit bei 
weiterhin günstigen Selbstfinanzierungsbedingun- 
gen zunahm. Insgesamt kam es dennoch zu einem 
kräftigen Überschuß der inländischen Geldvermö- 
gensbildung über die Investitionen und damit zu ei- 
nem entsprechenden Forderungsaufbau gegenüber 
der übrigen Welt. 
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Internationaler Vergleich ausgewählter Wirtschaftsdaten 



1985 

1986 

1987 

1988 

19894) 

1985 

1986 

1987 

1988 

19894) 


Wirtschaftswachstum i) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Verbraucherpreise 2) 

Verändenmg gegenüber dem Vorjahr in % 

Bundesrepublik 
Deutschland 

+ 1,9 

+ 2,3 

+ L7 

+ 3,6 

+ 4,0 

+ 2,0 

0,1 

+ 0,2 

+ 1,3 

+ 2,8 

USA 

+ 3,4 

+ 2,7 

+ 3,7 

+ 4,4 

+ 3,0 

+ 3,5 

+ 1,9 


+ 4,1 

+ 4,5 

Japan 

+ 4,9 

+ 2,5 

+ 4,5 

+ 5,7 

+ 4,8 

+ 2,0 

+ 0,6 


+ 0,7 

+ 1.7 

Frankreich 

+ 1,9 

+ 2,3 

+ 1,9 

+ 3.4 

+ 3,4 

+ 5,8 

+ 2,7 

+ 3,1 

+ 2,7 

+ 3,4 

Großbritannien 

+ 3,7 

+ 3,4 

+ 4,7 

+ 4,2 

+ 2,3 

+ 6,1 

+ 3,4 

+ 4,2 

+ 4,9 

+ 5,7 

Italien 

+ 2,6 

+ 2,5 

+ 3,0 

+ 3,9 

+ 3,3 

+ 9,2 

+ 5,9 

+ 4,7 

+ 5,0 

+ 6,1 

Kanada 

+ 4,8 

+ 3,1 

+ 4,5 

+ 5,0 

+ 2,9 

+ 4,0 

+ 4,2 

+ 4,4 

+ 4,0 

+ 4,8 

Spanien 

+ 2,3 

+ 3,3 

+ 5.5 

+ 5,0 

+ 4,9 

+ 8,8 

+ 8,8 

+ 5,2 

+ 4,8 

+ 6,7 

Niederlande 

+ 2,6 

+ 2,0 

+ LI 

+ 2,9 

+ 4,2 

+ 2,2 

+ 0,1 

- 0.7 

+ 0,7 

+ 1,5 

Schweden 

+ 2,2 

+ 2,2 

+ 2,6 

+ 2,5 

+ 2,1 

+ 7,4 

+ 4,3 

+ 4,2 

+ 5,8 

+ 6,6 

Schweiz 

+ 4,1 

+ 2,8 

+ 2,3 

+ 3,0 

+ 3,0 

+ 3,4 

+ 0,7 

+ 1.5 

+ 1.8 

+ 3,3 

Belgien 

+ 0,9 

+ 1,8 

+ 2,0 

+ 4,3 

+ 4,5 

+ 4,9 

+ 1,3 

+ 1,6 

+ 1,2 

+ 3.3 

Österreich 

4- 2,5 

+ LI 

+ 1,9 

+ 4.2 

+ 4,2 

+ 3,2 

+ 1,7 

+ 1.4 

+ 2,0 

+ 2,8 

Dänemark 

+ 4,3 

+ 3,1 

- 0,7 

- 0,4 

+ 1,4 

+ 4,7 

+ 3,6 

+ 4.0 

+ 4,6 

+ 4,8 

Finnland 

+ 3,3 

+ 2,8 

+ 3,3 

+ 5,2 

+ 4,6 

+ 5,9 

+ 2,9 

+ 4,1 

+ 5,1 

+ 6,2 

Norwegen 

+ 5,3 

+ 4,2 

+ 3,4 

+ 2,3 

+ 5,8 

+ 5,7 

+ 7,2 

+ 8,7 

+ 6.7 

+ 4,7 

OECD-Länder 
insgesamt 

+ 3,4 

+ 2,6 

+ 3,5 

+ 4,4 

+ 3,6 

+ 4,5 

+ 2,7 

+ 3,3 

+ 3,7 

+ 4,4 


Arbeitslose 3) 

in % aller Erwerbspersonen 

Leishmgsbilanz 
in % des BSP bzw. BIP 

Bundesrepublik 
Deutschland 

8,2 

7,9 


7,7 

7,1 

2,6 

■ 

4,0 

4,0 

rd. 4V2 

USA 


7.0 


5,5 

5.2 

- 2,8 

- 3,1 

” 3.2 

- 2,6 


Japan 


2,8 

mm 

2,5 

2,3 

3,7 

4,4 

3,6 

2,8 


Frankreich 

10,2 

10,4 

10,5 

10,0 

9,5 

- 0,1 

0,3 

- 0,5 

- 0,4 

- 0,4 

Großbritannien 

11,6 

11,8 

10,4 

8,2 

6,5 

0,9 

0 

- 0,7 

- 3,1 

- 3,9 

Italien 

10,2 

11,2 

12,1 

12,2 

12,0 

- 0,9 

0,4 

“ 0,2 

- 0,7 

- 1.4 

Kanada 

10,5 

9,5 

8,8 

7.8 

7.5 

- 0,4 

- 2,1 

- 1,7 

- 1.7 

2,5 

Spanien 

21,5 

21,0 

20,5 

19,5 

17,3 

1.7 

1.7 

0 

- 1.1 

~ 3,0 

Niederlande 

14,2 

13,2 

8,7 

8,3 

7,6 

4,1 

2,6 

1.3 

2,2 

2,3 

Schweden 

2,4 

2,2 

L9 

L6 

L3 

- 1.7 

0,1 

- 0,7 

- 1.4 

- 2,0 

Schweiz 

0,8 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

5,4 

5,1 

4,3 


3,9 

Belgien 

12,0 

11,3 

11,1 


9,1 

0,8 

2,7 

2,0 


2.3 

Österreich 

3,6 

3,1 

3,8 


3,4 

- 0,2 

0,3 

- 0,2 

- 0,2 

“ 0,2 

Dänemark 

9,0 

7,8 

7,8 

8.6 

9,4 

- 4,6 

- 5,5 

- 3,0 

- 1.7 

- 1.5 

Finnland 

5,1 

5,4 

5,1 


3,5 

- 1.3 

- 1.1 

- 2,0 


- 3.6 

Norwegen 

2,6 

2,0 

2,1 


5,1 

5,3 

- 6,4 

- 4,9 


1.9 

OECD-Länder 
insgesamt 

8,1 

8,0 

7,6 

7,0 


- 0,6 

- 0.1 

- 0.3 

- 0,4 

- 0,6 


Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 
2) Für 1989 Deflator des Privaten Verbrauchs, für die Bundesrepublik Preisindex für die Lebenshaltung aller Privaten Haushalte 
Nationale Definition der Arbeitslosen 

Schätzungen der OECD, für Bundesrepublik Deutschland amtliche Angaben bzw. eigene Berechnungen 
Quellen: OECD, für Bundesrepublik Deutschland nationale Quellen 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1989 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 



Jahresprojektion 

tatsächliche 
Entwicklung 5) 

— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % — 

Entstehung des Sozialprodukts 



Bruttoinlandsprodukt 



in Preisen von 1980 (BIP) 

+ rd. 2V2 

-1- 3,4 

Erwerbstätige 

+ rd. V2 

-1- 1,3 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

“ V2 bis - 1 

- 0,8 

BIP je Erwerbstätigen 

+ rd. 2 

+ 2,1 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ rd. 2V2 

-1- 2,9 

nachrichtlich: 



Arbeitslosenquote in % A i) 

(rd. 8V2) 

(7.9) 

B2) 

(rd. iVi) 

(7,1) 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 



Privater Verbrauch 

+ 4 bis + 5 

-1- 4,8 

Staatsverbrauch 

+ 2 bis + 2‘Ä 

-1- 1,6 

Bruttoanlageinvestitionen 

-1-5 bis -1- 7 

-1- 9,9 

Vorratsveränderung (Mrd. DM) 

(-1-13 bis-l- 17) 4) 

(+ 15,7) 

Inlandsnachfrage 

-1- rd. 4V2 

-I- 5,3 

Außenbeitrag (Mrd. DM) 

(-H24 bis-l- 128) 

(-1-148,4) 

(in % des BSP) 

(+ rd. 51/2) 

f+ 6,6) 

Bruttosozialprodukt 

+ rd.4V2 

-1- 6,3 

In Preisen von 1080 



Privater Verbrauch 

+ 2 bis + 2V2 

-1- 1,6 

Staatsverbrauch 

-1- rd, 1 

- 0,8 

Bruttoanlageinvestitionen 

+ 3 bis + 4 

-f 6,9 

Ausrüstungen 

+ 5V2 bis + 6^2 

+ 9,1 

Bauten 

+ IV2 bis + 2V2 

-1- 5,2 

Iiüandsnachfrage 

-1- rd. 2V2 

-I- 2,3 

Ausfuhren 

-1-4 bis-l- 5 

-1- 10,8 

Einfuhren 

-I- 4V2 bis -1- 5V2 

-1- 6,4 

Außenbeitrag (in % des BSP) 

rd, 3)^) 

4,5) 

Bruttosozialprodukt 

-I- rd. 2V2 

-1- 4,0 

Preisentwicklung 



Privater Verbrauch 

-1- 2 bis 2V2 

-f 3,1 

Inlandsnachfrage 

-1- rd. 2 

-1- 2,9 

Bruttosozialprodukt 

+ rd. 2 

-1- 2,2 

Verteilung des Volkseinkommens 



Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

-1-3 bis-l- 31/2 

+ 4,5 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen .... 

-1-5 bis -1- 6 

+ 8,3 

Volkseinkommen 

-1- rd. 4 

-1- 5,7 

nachrichtlich: 



Bruttolöhne- und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer , , . 

-1- rd. 2V2 

-1- 3,1 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

+ V2 bis -1- 1 

-1- 1,5 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 3) 

-1-3 bis-l- 4 

-f 4,4 

Sparquote in % 

( 11 ^/ 4 ) n 

(12,3) 


Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 

2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 

3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen Bimdesarntes für 1988 
Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Btmdesamtes; Stand: Januar 1990 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
im Jahre 1989 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) 



Jahres- 
projektion 
der Bimdes- 
regienmg 

Tatsäch- 

liche 

Entwick- 

lung4) 


— Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % — 

Einnahmen 



Steuern 

+ 6 V 2 bis + 7 V 2 

+ 9,1 

Sozialbeiträge 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

+ 4,7 

Sonstige Einnahmen 

-1-16 bis +18 

+ 13,6 

Einnahmen insgesamt .... 

+ 5 V 2 bis + 6 V 2 

+ 7,7 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 

+ 2 bis + 2 V 2 

+ 1,6 

Einkommens- \md 
Vermögens- 

übertrag\mgen2) 

+ 3 bis + 4 

+ 2,3 

Investitionen 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

+ 7,0 

Ausgaben insgesamt 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

+ 2,2 

Finanzierungssaldo 

Mrd. DM 

-14 bis -18 3) 

+ 5,6 

(in % des BSP) 

f-rd. V 2 j 

(+ 0,2) 


1) Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 

2) Einschließlich Zinsen 

3) Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statisti- 
schen Bundesamtes für 1988 

4) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: 
Januar 1990 
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B. Jahresprojektion 1990 

8. Die Bundesregierung ist mit dem Sachverständi- 
genrat imd den meisten anderen Beobachtern darin 
einig, daß es mit der deutschen Wirtschaft 1990 weiter 
klar bergauf geht (Ziffer 202 JG). Die Auftriebskräfte 
werden sich dabei von der Auslandsnachfrage auf die 
Inlandsnachfrage verlagern. Aufgrund der dritten 
Stufe der Steuerreform werden insbesondere die Inve- 
stitionen der Unternehmen und der Private Verbrauch 
zu einer kräftigeren Binnennachfrage beitragen. Bei 
nur noch geringen Produktivitätsreserveil dürfte die 
Ausweitung des Beschäftigimgsstandes zügig voran- 
schreiten xmd so den insbesondere durch Aus- und 
Übersiedler bewirkten starken Zuwachs des Erwerbs- 
personenangebots weitgehend absorbieren. Trotz zu- 
nehmender Spannungen imd Risiken sind die Chan- 
cen nicht schlecht, daß der Preisanstieg auf der Ver- 
braucherstufe niedriger ausfällt als im Vorjahr. Bei 
allenfalls noch leicht steigenden außenwirtschaftli- 
chen Überschüssen eröffnen sich im Verlauf des Jah- 
res Perspektiven für eine Tendenzumkehr in Richtxmg 
einer ausgewogeneren Zahlungsbilanz. 

In der Einschätzxmg der Aussichten für die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung in diesem Jahr gibt es 
zwischen den vom Herbst 1989 bis Anfang dieses Jah- 
res veröffentlichten Prognosen nur relativ geringe Un- 
terschiede. Für das reale Wachstum des Bruttosozial- 
produkts reicht die Spanne von 3 bis 3V2%. Damit 
stimmen alle überein, daß die Expansion imgebro- 
chen fortdauem wird. Die relativ geringfügigen Diffe- 
renzen in den Einschätzungen sind im wesentlichen 
auf unterschiedliche Ansätze für die Exporte und die 
Bautätigkeit zurückzuführen, die wiederum durch die 
Wechselkursannahmen bzw. die unterstellte Witte- 
nmg beeinflußt sind. In der Jahresprojektion wurde 
davon ausgegangen, daß die Witterung im ersten 
Quartal nicht so mild wie im vergangenen Jahr aus- 
fäUt. 

Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzimgen müssen 
die ihnen zugnmdeliegenden Annahmen und Bedin- 
gungen als feste Größen einbauen, auch wenn der 
Bedingungsrahmen zum Zeitpunkt der Aufstellung 
der Prognosen alles andere als sicher ist. So haben sich 
mit dem starken Zustrom von Zuwanderem, vielleicht 
mehr noch durch die sich abzeichnenden politischen 
und wirtschaftlichen Umwälzungen in der DDR sowie 
in Mittel-, Ost- und Südosteuropa, für dieses Jahr und 
darüber hinaus die Rahmenbedingungen für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich verändert. Zur Zeit kann nie- 
mand sagen, wie stark der Bevölkerungszustrom in 
diesem Jahr tatsächhch ausf allen wird oder wie hoch 
die Impulse zu beziffern sein könnten, die sich durch 
eine verstärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen Ost und West ergeben werden. 

Allein der Bevölkerungszuwachs schlägt sich bereits 
erheblich in den gesamtwirtschaftlichen Aggregaten 
nieder, denn Nachfrage- und Produktionsdaten hän- 
gen auch vom Bevölkerungsstand bzw. seiner 
-entwicklung ab. In der Jahresprojektion wurde von 
einem deutlich verringerten Zustrom von Aus- und 
Übersiedlern im Vergleich zum Vorjahr ausgegangen, 
als rd. 720 000 Deutsche aus der DDR sowie aus Mit- 


tel-, Ost- und Südosteuropa zuzogen. Eine wesentlich 
höhere oder niedrigere Zahl würde für das gesamt- 
wirtschaftliche Produktionswachstum und den Ar- 
beitsmarkt zu anderen Größenordnungen führen, als 
sie hier zugrundegelegt worden sind. 

Im übrigen geht die Jahresprojektion, ähnlich wie der 
Sachverständigenrat, von folgenden Annahmen aus: 

— Der Wachstumspfad in den Industrieländern und 
die Zunahme des Welthandels flachen sich etwas 
ab 

— Die Finanzpolitik wirkt in den meisten Staaten 
konjunkturdämpfend, in der Bundesrepublik 
Deutschland gehen dagegen von der Steuersen- 
kung expansive Impulse aus 

— Die Geldpolitik behält fast überall ihren auf Be- 
grenzung der Preiserhöhungsspielräume ausge- 
richteten Kurs bei, das Geldmengenziel der Bun- 
desbank wird eingehalten 

— Devisenmarktturbulenzen bleiben aus; nach der 
lange Zeit schwachen Bewertimg notiert die 
D-Mark real gegenüber dem Durchschnitt der 
Währungen der Handelspartner etwas höher 

— Rohstoff- und Ölpreise orientieren sich bei leicht 
nachlassender Nachfrage an ausgeglichenen 
Marktverhältnissen 

— Neu auszuhandelnde Lohntarifverträge führen zu 
etwas stärkeren Lohnanhebungen als in den letz- 
ten Jahren, halten aber Kontakt zum Verteilungs- 
spielraum; Arbeitskämpfe wurden nicht unter- 
stellt. 

9. Die außenwirtschaftliche Dynamik, die im ver- 
gangenen Jahr die kräftige Aufwärtsentwicklimg der 
deutschen Wirtschaft in erheblichem Maße mitgetra- 
gen hat, dürfte 1990 etwas an Kraft verlieren. In Folge 
monetärer Stabilisierungsbemühungen und des er- 
reichten hohen Kapazitätsauslastungsgrads wird all- 
gemein eine Verlangsamung des weltwirtschaftlichen 
Expansionstempos erwartet. Der Anstieg der Import- 
nachfrage der Industrieländer dürfte aufgrunddessen 
im Vergleich zu den beiden vorangegangenen Jahren 
geringer ausfallen. Für das Wachstum des Welthan- 
dels liegen die Schätzungen internationaler Organisa- 
tionen (IWF, OECD, EG) und nationaler Institutionen 
für 1990 in einer Bandbreite von real -f AVz bis + 6 V 2 % 
nach + 9 % und + 7 V 2 % in den beiden Vorjahren. Von 
daher ergibt sich, daß die Ausfuhren sich im Projek- 
tionszeitraum deutlich weniger rasch entwickeln dürf- 
ten als im vergangenen Jahr. 

In der Jahresprojektion wird die vom Sachverständi- 
genrat beschriebene Einschätzung geteilt, wonach 
die weltwirtschaftliche Entwicklung 1990 regional un- 
einheitlich verlaufen wird (Ziffer 195 JG). Während in 
den USA, Kanada, Großbritannien und den skandina- 
vischen Ländern aufgnmd einer restriktiven Geldpo- 
litik die konjunkturellen Auftriebskräfte schon 1989 
nachgelassen haben und 1990 mit einem relativ lang- 
samen Anstieg der wirtschaftlichen Aktivitäten zu 
rechnen ist, wird für die meisten europäischen Indu- 
strieländer eine vergleichsweise geringe Abflachung 
der konjunkturellen Dynamik erwartet. Aufgnmd 
nachhaltig guter Absatz- und Ertragserwartungen so- 
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wie der Vorbereitxmgen auf die Vollendung des EG- 
Binnenmarktes ist das Klima für Investitionen hier gut, 
wenngleich geldpohtische Restriktionen mit der Folge 
von Zinserhöhungen die Bereitschaft zu Investitionen 
in Sachkapital, namentlich im Wohnungsbau, beein- 
trächtigen könnten (Ziffer 196 JG). Für die Länder der 
Europäischen Gemeinschaft gilt aber auch, daß bei 
verbesserten Erträgen die Kapazitätsauslastung ein 
hohes Niveau erreicht hat, was zusätzhche Investi- 
tionsanreize schafft. 

In Japan dürfte sich nur eine leichte Dämpfung 
des außerordentlich dynamischen Wirtschaftsauf- 
schwimgs ergeben, zumal von der Wechselkursent- 
wicklung des Yen gegenüber den großen Industrie- 
ländern eher wieder positive Wirkungen auf die Ex- 
porte ausgehen könnten. Die wirtschaftlichen Per- 
spektiven in den Entwicklungsländern hängen 
— auch nach Meinimg des Sachverständigenrats (Zif- 
fer 195 JG) ~ entscheidend davon ab, ob es gehngt, 
die Belastimgen aus dem Schuldendienst zu begren- 
zen. 

Insgesamt dürfte es weltweit zu einer nur geringen 
Abschwächimg der wirtschaftlichen Aktivitäten kom- 
men. 

Die weitere Entwicklung der Exportwirtschaft hängt 
maßgeblich davon ab, wie die D-Mark künftig gegen- 
über den Währungen der europäischen Handelspart- 
ner sowie gegenüber dem US-Dollar bewertet wird. 
Bis zum Herbst des vergangenen Jahres kam es auf- 
grund des Zinsgefälles gegenüber Ländern mit höhe- 
ren Preissteigerungen trotz wachsender außenwirt- 
schaftiicher Überschüsse zu einer realen Abwertung 
der D-Mark im Verhältnis zu den Währungen der 
wichtigsten westlichen Industrieländer. Davon profi- 
tierte die Exportwirtschaft, da sie aufgrund der damit 
verbundenen Verbesserung ihrer preislichen Wettbe- 
werbsfähigkeit starke Marktanteüsgewinne verbu- 
chen konnte. Mit dem Abbau der Zinsdifferentiale hat 
sich die Position der D-Mark sowohl gegenüber dem 
US-Dollar als auch im Europäischen Währungssystem 
stark verbessert. Es ist daher auch nach Ansicht des 
Sachverständigenrats (Ziffer 191 JG) damit zu rech- 
nen, daß die D-Mark im Projektionszeitraum in realer 
Rechnung an Wert gewinnen dürfte. Weitere Markt- 
anteilsgewinne deutscher Exporteure sind daher un- 
wahrscheinlich. 

Unter Zugrundelegung dieser Rahmenbedingimgen 
und eines aufwertimgsbedingt deutlich nachgeben- 
den Exportpreisanstiegs geht die Jahresprojektion bei 
nur noch unterproportional steigenden Dienstlei- 
stimgsausfuhren von einer 

nominalen Zunahme der Ausfuhr von Waren und 

Dienstleistungen um 6V2 bis 1 % 

aus (1989: + 13,7 %). Real würde dies einem Anstieg 
um 5 bis 6 % entsprechen (1980: + 10,8 %). Der merk- 
hch niedrigere Anstieg der Exporte in nominaler und 
realer Rechnung gegenüber 1989 darf nicht als kon- 
junkturelle Abschwächung interpretiert werden. Er ist 
Reflex der außerordentlich starken Ausfuhrentwick- 
lung im Vorjahr und bedeutet ~ auch nach Einschät- 
zimg des Sachverständigenrats (Ziffer 212 JG) — das 
Einschwenken auf einen normaleren Entwicklungs- 
pfad. 


10 . Die wirtschaftlichen Auftriebskräfte werden 
1990 somit weniger von der Auslandsnachfrage be- 
stimmt sein, sondern wesentliche Impulse von der In- 
landsnachfrage erhalten. Wie schon 1988 und 1989 
wird auch 1990 wieder ein überproportionaler Beitrag 
zum Wachstum des Bruttosozialprodukts von den 
Bruttoanlageinvestitionen ausgehen. Dabei sind von 
den Unternehmensinvestitionen abermals die stärk- 
sten Impulse zu erwarten. Für eine weiterhin kräftige 
Ausweitung der Untemehmensinvestitionen spricht 
nicht nur die anhaltend günstige Gewinnsituation. 
Die derzeit starke Nachfrage des europäischen Aus- 
lands nach Investitionsgütern spricht für einen mit der 
bevorstehenden Verwirkhchimg des EG-Binnen- 
marktes verbundenen hohen Anpassungsdruck für 
die deutschen Unternehmen, sich rechtzeitig durch 
Modernisierung imd Ausweitung der Kapazitäten auf 
den sich verschärfenden Wettbewerb einzustellen. 
Hinzu kommt, daß der Kapazitätsauslastimgsgrad 
nach den Berechnungen des Ifo-Instituts schon jetzt 
mit fast 90 % den höchsten Stand seit Anfang der 70er 
Jahre erreicht hat. Die damit einhergehenden länge- 
ren Lieferfristen erfordern eine Ausdehnung der Pro- 
duktipnsmöghchkeiten. Damit gewinnt im Vergleich 
zu den Vorjahren das Erweitenmgsmotiv für die Inve- 
storen noch stärker an Gewicht. Aber auch zusätzliche 
Investitionsanstrengungen zur Abwendung imd Mil- 
derung des sich in Teilbereichen immer klarer zeigen- 
den Fachkräftemangels erhalten zxmehmend eigen- 
ständige Bedeutung. 

Entscheidend für das Ausmaß der Erhöhung des Kapi- 
talstocks und des Produktionspotentials der Wirt- 
schaft ist die Entwicklung der Nettoanlageinvestitio- 
nen. Hier zeigt sich die Umkehr der Verhältnisse seit 
1982 noch deutlicher als bei den jährlichen Bruttozu- 
gängen zum Sachanlagebestand. Die Nettoanlagein- 
vestitionen der Unternehmen, die in den Jahren 1981 
und 1982 real um 11,7 % p.a. gesxmken waren, dürften 
bis einschheßlich 1990 gegenüber dem Tiefpimkt mit 
rd. 7 % p.a. kräftig gestiegen sein. Zuletzt nahmen sie 
mit zweistelligen realen Zuwachsraten zu. Infolgedes- 
sen hat sich das Wachstum des Sachkapitalbestandes 
der Unternehmen wieder auf rd. 3V2% beschleunigt, 
nachdem es sich zwischenzeitlich bis auf rd. 2V^% 
verlangsamt hatte. Da das Bruttoanlagevermögen der 
Unternehmen mit über 3 Billionen DM — in kon- 
stanten Preisen von 1980 gerechnet — inzwischen ein 
sehr hohes Niveau erreicht hat und daher auch die 
Abgänge vom Kapitalbestand, vor allem altersbe- 
dingt, stark gestiegen sind, ist eine Wachstumsbe- 
schleunigung des Kapitalbestandes und somit des 
Produktionspotentials nur bei weiterhin sehr dynami- 
scher Investitionstätigkeit erreichbar. Um in den 
nächsten Jahren ein angemessenes Wirtschafts- 
wachstum mit deutiicher Verbesserung der Beschäfti- 
gungschancen zu ermöglichen, ist darüber hinaus 
kurzfristig eine Erhöhung der Kapazitäten über län- 
gere Nutzungszeiten des Kapitalstocks mit Hilfe fle- 
xiblerer Arbeitszeiten erwünscht. 

Jüngere Umfrageergebnisse vermitteln den Eindruck, 
daß sich das Tempo des Investitionsanstiegs im Unter- 
nehmensbereich allenfalls geringfügig verlangsamen 
dürfte. In der Jahresprojektion wird mit einem Anstieg 
ihrer Bruttoanlagen um real ca. 6 % gerechnet, netto 
würde dies einer Rate von fast 10 % entsprechen. 
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Dabei werden die Ausrüstungsinvestitionen abermals 
kräftiger als die Untemehmensbauten expandieren. 

Kapazitätsbedingte Engpässe aufgrund des verbreite- 
ten Facharbeitermangels und weniger aufgrund einer 
zu geringen Kapitalausstattung ergeben sich 1990 im 
Wohnungsbau, Eine steigende Zahl an Bauarbeitern 
scheidet aus Altersgründen aus, die Zahl der Auszu- 
bildenden nimmt ab und viele der in der Vergangen- 
heit wegen mangelnder Nachfrage ausgeschiedenen 
Fachkräfte haben einen Arbeitsplatz in einer anderen 
Branche gefunden. Dieser Mangel an Fachkräften 
dürfte bei Annahme eines normalen Winterwetters 
dazu führen, daß trotz hoher Nachfrage nach Wohn- 
bauten die Wohnungsbauinvestitionen 1990 mit ca. 4 
bis 5 % etwas schwächer als im Vorjahr zunehmen 
könnten. Dabei haben sich inzwischen die Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten im Baugewerbe grundlegend 
geändert. Während vor wenigen Jahren noch viele 
Investoren die Entwicklung der Wohnungsnachfrage 
skeptisch beurteilten, haben verbesserte Einkom- 
mensperspektiven und eine zunehmende Zahl von 
Ein-Personen-Haushalten dazu geführt, daß Wohnun- 
gen wieder knapp geworden sind. Hinzu kommt die 
unerwartet starke Zunahme der Zahl von Aus- imd 
Übersiedlem. Der verbreitete Rückgang der Immobi- 
henpreise, Leerstände sowie Mieten, die bis vor kur- 
zem potentielle Investoren vor einer Immobüienan- 
lage abschreckten, haben sich vielfach ins Gegenteil 
verkehrt. Insbesondere in Ballungsgebieten und bei 
Wohnungen für sozial Schwache sind gravierende 
Engpässe entstanden. 

Die Bundesregierung hat umfangreiche Maßnahmen 
zur Beseitigung dieser Engpässe beschlossen. Hier 
sind vor allem die Erhöhung der Mittel für die Direkt- 
förderung im sozialen Wohnungsbau, die Verbesse- 
rung der steuerhchen Abschreibungsbedingungen, 
die Forderung des Aus- und Umbaus in bestehenden 
Gebäuden, die Finanzhilfen für den Studentenwoh- 
nungsbau imd die Zinsverbilligung der Bausparzwi- 
schenfinanzierung zu nennen. Mit einer raschen Er- 
höhung des Angebotes und damit einer kurzfristigen 
Lösimg der derzeitigen Probleme am Wohnungsmarkt 
kann aus plammgsrechtlichen und produktionstech- 
nischen Gründen sowie wegen der begrenzten Flexi- 
bilität des Arbeitsangebots dennoch nicht gerechnet 
werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Winter 
diesmal erheblich mehr als 1988 und 1989 zu Produk- 
tionsbehinderungen führen sollte. 

Auch für die Abschätzung der öffentlichen Investitio- 
nen sind mögliche witterungsbedingte Einflüsse bei 
den Bauinvestitionen zu berücksichtigen. Bei gleich- 
zeitig aufgrund der Steuerreform verlangsamtem An- 
stieg der Einnahmen der Gemeinden wird deshalb 
real von in etwa gleich hohen öffentlichen Investitio- 
nen wie im Jahre 1989 ausgegangen. Hierbei wird 
auch unterstellt, daß die öffentlichen Investoren ange- 
sichts der angespannten Kapazitäten nicht zusätzlich 
durch gesteigerte Nachfrage nach Bauleistungen die 
Lage am Baumarkt verschärfen. 

Bei der hohen Auslastung eröffnet die Ausweitung der 
Baimachfrage zunehmende Preiserhöhungsspiel- 
räume. Die Preise der Ausrüstungsinvestitionen dage- 
gen dürften nur wenig stärker steigen als 1989. Unter 
Berücksichtigung dieses höheren Preisanstiegs ergibt 


sich nach den Annahmen der Jahresprojektion insge- 
samt ein 

nominaler Anstieg der Anlageinvestitionen um 8 

bis 9 % 

(nach 9,9 % im Vorjahr). Real würde dies einer Zu- 
nahme um 4V2 bis 5V2% entsprechen (1989: 6,9 %). 
Für die Ausrüstungsinvestitionen wird die Zunahme 
auf 7 bis 8 % und für die Bauinvestitionen insgesamt 
auf ca. 3 % veranschlagt. 

Bei anhaltend hoher Endnachfrage werden von der 
Vorratsveränderung keine Wachstumsimpulse er- 
wartet. 

1 1 . Anders als 1989 werden 1990 erhebliche Impulse 
auf das Wachstum des Bruttosozialprodukts von der 
Zunahme des Privaten Verbrauchs ausgehen, da es in 
diesem Jahr zu einem beschleunigten Anstieg des 
verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 
kommt. Die Bruttolohn- und -gehaltssumme könnte 
bei einem Anstieg der Beschäftigung um 1 bis lV 2 7o 
und der Effektivlöhne je Beschäftigten um 3 V 2 bis 4 % 
mit reichlich 5 % beschleunigt wachsen. Bei den 
Lohnabzügen geht die Jahresprojektion hinsichtlich 
der Sozialbeiträge wegen der sich abzeichnenden 
Beitragssatzsenkungen in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung als Folge der Gesundheitsstrukturre- 
form von einem unterproportionalen Anstieg aus. We- 
sentlich stärker schlägt aber die Entlastung durch die 
Steuersenkung zu Buche, die sich allein bei der Lohn- 
steuer auf deutlich über 20 Mrd. DM beläuft. Für die 
Nettolohn- und -gehaltssumme dürfte sich damit ein 
Wachstum von rd. 8 % ergeben. Dies würde real, unter 
Berücksichtigung der Verteuerung der Lebenshal- 
tung um ca. 2V2 7o (s. Ziffer 14 dieser Anlage), einen 
außergewöhnlich kräftigen Anstieg der Nettoreal- 
löhne um ca. 5 % bedeuten. 

Auch die vom Staat geleisteten Übertragungseinkom- 
men an die privaten Haushalte werden, nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit der zunehmenden Zahl an 
Aus- und Übersiedlem, mit ca. 4 bis 5 % stärker stei- 
gen als 1989. Die Rentenanpassung Mitte dieses Jah- 
res wird netto etwas höher ausfallen als brutto, da der 
Beitragssatz zur Krankenversichemng der Rentner zu 
Jahresbeginn leicht gesunken ist. Die Nettoanpas- 
sung wird außerdem mit gut 3 % höher sein als 1989 
(+ 2,4 7o). Zu Buche schlagen wird u.a. auch die Erhö- 
hung des Erziehungsgeldes und des Kindergeldes für 
das 2. Kind ab Mitte 1990. Ferner treten Leistungsver- 
besserungen bei der Studienförderung sowie beim 
Wohngeld in Kraft. 

Die entnommenen Gewinne und Vermögenseinkom- 
men dürften 1990 aufgrund der Steuersenkung, des 
höheren Zinsniveaus und der anhaltend günstigen 
Wirtschafts- und Ertragsentwicklung ebenfalls kräftig 
steigen. 

Insgesamt ergibt sich nach diesen Annahmen für das 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte ein 
Anstieg von 6V2 bis 7 %, Mit rd. 4 % wird auch die 
Kaufkraftzunahme, gemessen am realen verfügbaren 
Einkommen, diesmal sehr kräftig ausfallen. Bei einem 
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derart starken Anstieg der verfügbaren Einkommen 
ist allerdings erfahrungsgemäß mit einer höheren 
Sparneigung zu rechnen. Andererseits ist zu berück- 
sichtigen, daß die Aus- und Übersiedler eine starke 
Konsumneigimg haben. In der Jahresprojektion wird 
davon ausgegangen, daß die Sparquote insgesamt ge- 
genüber 1989 um ca, ^ 2 % -Punkt steigt. Unter diesen 
Annahmen könnte 

der nominale Private Verbrauch 1990 um 5 V 2 bis 
6V2% 

zunehmen (nach 4,8 % im Vorjahr). Real würde dies 
einem Zuwachs um ca. 3 bis 4 % (nach 1,6 % im Vor- 
jahr) entsprechen. 

12 . Nach den Planungen der Gebietskörperschaften 
und den getroffenen Tarif abschlüssen im öffentlichen 
Dienst werden der Anstieg der laufenden Sachausga- 
ben von Bund, Ländern und Gemeinden sowie die 
Ausweitung der Personalausgaben des Staates kaum 
anders verlaufen als im Vorjahr. Nachdem im vergan- 
genen Jahr aufgrund des Gesundheitsstrukturreform- 
gesetzes die Ausgaben für Sachleistungen im Kran- 
kenversicherungsbereich, namentlich für Arznei-, 
Heil-, Hilfsmittel und Zahnersatz, den Aufwand in 
diesem Bereich erheblich gedämpft haben, ist damit 
zu rechnen, daß sie 1990 wieder wachsen. Allerdings 
dürfte das Anstiegstempo niedriger ausfallen als in 
früheren Jahren. In der Jahresprojektion wird insge- 
samt für 

den Staatsverbrauch eine nominale Zunahme von 
2 V 2 bis 3 V 2 % 

(nach 1,6 % im Vorjahr) unterstellt. Dies entspräche 
einem realen Zuwachs von V 2 bis 1% (1989: 
- 0 , 8 %). 

13 . Unter den getroffenen Annahmen einer voraus- 
sichtlich beschleunigten Entwicklung der Inlands- 
nachfrage und einer gemäßigteren Expansion der 
Ausfuhren ergibt sich für die gesamtwirtschaftliche 
Endnachfrage ein nominaler Anstieg von 5 V 2 bis 6 V 2 % 
(1989: + 7,4 %). Dies würde einem realen Anstieg von 
3 V 2 bis 4^2% (1989: 4,5 %) entsprechen. Unter diesen 
Bedingungen dürften die Importe von Gütern und 
Dienstleistungen auch 1990 deutlich expandieren. Die 
in Folge der unterstellten realen D-Mark- Aufwertung 
sich verbessernde preishche Wettbewerbsposition 
ausländischer Anbieter, die auch in einem im Ver- 
gleich zum Vorjahr erheblich geringeren Importpreis- 
anstieg zum Ausdruck kommen wird, dürfte die Im- 
portneigung der deutschen Volkswirtschaft erhöhen 
und die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
ausländischer Herkunft stärken. Hinzu kommt die 
hohe Kapazitätsauslastung hierzulande. Allerdings ist 
zu berücksichtigen, daß angesichts eines auch in vie- 
len Partnerländern hohen Auslastungsgrads die Pro- 
duktionsspielräume dort ebenfalls enger geworden 
sind. Unter der Annahme einer gegenüber dem Vor- 
jahr erhöhten Importelastizität dürften die Einfuhren 
in realer Rechnung um 6 bis 7 % (1989: + 6,4 %) 
zunehmen. Bei einem aufgrund der unterstellten 
Wechselkurs- und Rohstoffpreisentwicklung erheb- 
hch abgeschwächten Importpreisanstieg bedeutet 
dies in jeweiligen Preisen eine Einfuhrzunahme von 
7 V 2 bis 8 %. Daraus errechnet sich ein 


nominaler Außenbeitrag von 148 bis 154 
Mrd. DM 

(nach + 148,4 Mrd. DM im Vorjahr). Im Verlauf des 
Jahres könnte es zu einer Tendenzumkehr bei den 
außenwirtschaftlichen Überschüssen kommen. Im 
Projektionszeitraum dürfte die in früheren Jahren tra- 
ditionell defizitäre Dienstleistungsbilanz wie 1989 mit 
einem Aktivsaldo abschließen, da auch in diesem Jahr 
eine nochmahge, allerdings im Vergleich zum Vorjahr 
gemäßigtere Ausweitung der Nettokapitalerträge zu 
erwarten ist. Dafür spricht jedenfalls die anhaltende 
Aufstockung der Nettoforderungen gegenüber dem 
Ausland. Andererseits schmälern die unterstellte D- 
Mark-Aufwertung sowie das im Vergleich zum Vor- 
jahr höhere Zinsniveau in der Bundesrepublik 
Deutschland den Zuwachs der Nettokapitalerträge. 

Insgesamt könnte der Anteil des Außenbeitrags am 
Bruttosozialprodukt mit nominal rd. 6 V 2 % stabil blei- 
ben. Bei nur wenig veränderten terms of trade würde 
in konstanten Preisen gerechnet der Außenbeitrag 
etwa dem Vorjahresniveau entsprechen. Sein Anteil 
am Bruttosozialprodukt könnte sich damit in Preisen 
von 1980 auf 4 bis 4 V 2 % belaufen (1989: 4,5 %). 

Aus diesen Annahmen bezüglich Inlandsnachfrage 
und Außenbeitrag errechnet sich für den Jahres- 
durchschnitt 1990 insgesamt ein 

Anstieg des nominalen Sozialprodukts von 5 V 2 
bis 6 % 

nach 6,3 % im Vorjahr. 

14 . Entgegen vielfacher Befürchtungen besteht 
durchaus die Chance, daß die Preisentwicklung 1990 
im Vergleich zum Vorjahr insgesamt nicht ungünsti- 
ger verläuft. Im vergangenen Jahr haben weitgehend 
Sondereinflüsse den Preisanstieg bestimmt, und zwar 
die Anhebung mehrerer Verbrauchsteuem und Ge- 
bühren, die Schwäche der D-Mark sowie die vorüber- 
gehende Beschleunigung der Rohstof fpreise. Insoweit 
ist zunächst einmal mit einer Dämpfung der Preisauf- 
trieb stendenzen zu rechnen, da diese Effekte jetzt 
durchgelaufen sind. 

Die Preisentwicklung in diesem Jahr dürfte in erster 
Linie von inländischen Einflüssen bestimmt werden. 
In der Jahresprojektion wird allerdings unterstellt, 
daß es nicht zu überzogenen Tariflohnabschlüssen 
kommen wird, die zu einer signifikanten Beschleuni- 
gung des Lohnstückkostenanstiegs führen würden. 
Hierfür wird mit einer Zunahme um rd. 2 % (1989: 
0,8 %) gerechnet. Freilich braucht nicht jede Zu- 
nahme der Lohnkosten — so auch die Auffassung des 
Sachverständigenrats (Ziffer 220 JG) — zwangsläufig 
zu einem entsprechenden Preisanstieg zu führen. Die 
Unternehmen stehen derzeit nicht unter Kostendruck 
und konnten ihre Erträge in den letzten Jahren fühl- 
bar steigern. Dennoch resultieren aus der guten Kon- 
junkturlage durchaus Stabilitätsrisiken. Die anhal- 
tend gute Auftragslage schafft bei hoher Auslastung 
der Sachanlagen für sich gesehen Bedingungen zur 
Durchsetzung höherer Preisforderungen, wie sie mög- 
licherweise auch zu mehr Nach 0 ebigkeit gegenüber 
Lohnforderungen verleitet. Wichtig ist in diesem Zu- 
sammenhang die Wettbewerbsintensität. Hier ist Ent- 
lastung von der Entwicklung der Einfuhrpreise her zu 
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erwarten. Die sich abzeichnende reale Höherbewer- 
tung der D-Mark sowie eine im Vergleich zum Vorjahr 
geringere Verteuerung von Rohstof feinfuhren werden 
nämlich den Importpreisanstieg erheblich verlangsa- 
men. Nach wie vor sollte aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht die Produktivitätsentwicklung ein entscheiden- 
der Maßstab bei den Lohnverhandlungen bleiben. 
Letztlich hätte auf Dauer niemand etwas mit der In- 
gangsetzung einer Preis-Lohnspirale gewonnen, die 
früher oder später in eine Stabilisierungskrise ein- 
münden müßte. Investitionen und Beschäftigung wür- 
den davon am stärksten betroffen. 

Unter der Annahme der Jahresprojektion, daß es zu 
keinem signifikanten Lohnkostenschub in Folge über- 
zogener Tarif abschlüsse kommt imd mit der unter- 
stellten Verlangsamung der Importpreiszimahme 
dürfte der 

y 

Anstieg der Verbraucherpreise auf rd. 2% % be- 
grenzt 

werden können (nach 3,1 % im Vorjahr). 

Auch für die gesamte Inlandsnachfrage wird der 
Preisanstieg auf rd. 2V^% veranschlagt. Dabei dürfte 
es aufgrund der unterschiedlichen Nachfrage- und 
Kostenbedingimgen zu einem überproportionalen 
Anstieg der Baupreise und zu einer unterdurch- 
schnittlichen Preisrate für den Staatsverbrauch sowie 
die Ausrüstungsinvestitionen kommen. Der Preisin- 
dex des Bruttosozialprodukts, d.h. die Teuerungsrate 
für die inländische Wertschöpfung, könnte ebenfalls 
rd. 2 V 2 % betragen. 

15 . Diese Annahmen der Jahresprojektion für die 
nominale Entwicklung des Bruttosozialprodukts und 
seiner Preiskomponenten ergeben für den Jahres- 
durchschnitt 1990 ein 

reales Wachstum des Bruttosozialprodukts von 
rd, 3 %. 

Dieser im Vergleich zum Vorjahr geringere Anstieg 
darf keinesfalls als konjimkturelle Abschwächung in- 
terpretiert werden. Er ist vielmehr ledighch Ausdruck 
einer Normahsierung des Wachstumsprozesses ge- 
genüber den Sondereinflüssen zu Beginn des letzten 
Jahres. Die unverändert deutliche Aufwärtsentwick- 
limg, wie sie hinter der Projektion steht, kommt in der 
Verlaufsdarstellung besser als beim Vergleich der 
Jahresdurchschnitte zum Ausdruck (siehe hierzu 
Schaubüd 1). 

Für die Inlandsnachfrage kann mit einer höheren Zu- 
wachsrate als für das Bruttosozialprodukt gerechnet 
werden (3 bis 3V2%). 

Die Arbeitsproduktivität, d.h. das Bruttoinlandspro- 
dukt je Erwerbstätigen, dürfte angesichts der derzeit 
hohen Auslastung des Produktionspotentials und bei 
Annahme eines normalen Winterwetters 1990 mit IVz 
bis 2 % etwas schwächer zunehmen als 1989 (2,1 %). 
Das Wirtschaftswachstum ginge daher 1990 wie- 
derum mit einem 

Anstieg der Erwerbstätigenzahl um gut 1 % 

im Jahresdurchschnitt einher (1989: + 1,3 %). Dies 
entspräche einer weiteren Ausdehnung der Beschäfti- 
gung um rd. 300 000 Personen. Der Sachverständi- 


genrat unterstellt noch geringere Produktivitätsreser- 
ven und rechnet daher sogar mit einem um rd. 100 000 
höheren Anstieg der Beschäftigung (Ziffern 216, 217 
JG). Die Zunahme der Erwerbstätigenzahl spiegelt 
sich sowohl bei Selbständigen als auch bei Arbeitneh- 
mern wider. Die Zahl beschäftigter Arbeitnehmer 
könnte 1990 um 1 bis 1 V 2 % höher als 1989 liegen. 

Trotz dieser günstigen Entwicklung der Nachfrage 
nach Arbeitskräften kann nicht als sicher angesehen 
werden, ob sich dies auch 1990 in einem nennenswer- 
ten Rückgang der Arbeitslosigkeit niederschlägt; 
denn stärker als die Nachfrage könnte 1990 das Ange- 
bot an Arbeitskräften zunehmen. Einigermaßen ver- 
läßhch quantifizieren läßt sich die Entwicklung des 
Erwerbspersonenangebots aus heutiger Sicht aller- 
dings nicht. Zwar kann man feststellen, daß das Er- 
werbspersonenpotential der einheimischen deut- 
schen Bevölkerung demographisch bedingt trotz stei- 
gender Erwerbsneigung von Frauen mittlerweile 
sinkt. Hier macht sich jetzt der ungünstige Altersauf- 
bau zunehmend bemerkbar, aber auch die wieder 
steigende Zahl von Studierenden spielt hierbei eine 
Rolle. Größenordnungsmäßig abgreifen kann man 
auch, in welchem Ausmaß der derzeitige Bestand an 
Aus- und Übersiedlem in Sprach- imd Qualifizie- 
rungskursen in den kommenden Monaten Zug um 
Zug Beschäftigungsmöglichkeiten suchen wird. Aber 
die Zahl der Personen, die im Jahresverlauf 1990 zu- 
sätzhch in das Bundesgebiet einreisen und auf den 
Arbeitsmarkt drängen wird, läßt sich nicht vorherbe- 
stimmen. Auf mittlere Frist würde eine höhere Zuwan- 
denmg zwar auch die Wachstums- und Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten positiv beeinflussen. Kurzfristig 
kann eine hohe Zahl von Zuwanderem jedoch zu ei- 
nem über die zusätzhche Arbeitskräftenachfrage hin- 
ausgehenden Erwerbspersonenangebot führen. 

In der Jahresprojektion wird unterstellt, daß die Zu- 
nahme der auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung tre- 
tenden Erwerbspersonen von dem Anstieg der Be- 
schäftigungsmöglichkeiten in etwa absorbiert wird. 
Im Jahresdurchschnitt 1990 könnte damit 

die Arbeitslosenquote bei rd. 7 % aller Erwerbs- 
personen bzw. rd. 8 % der unselbständigen Er- 
werbspersonen 

liegen. 

16. Mit einer Zunahme von 5V2 bis 6 % dürfte das 
Volkseinkommen nach den Annahmen der Jahrespro- 
jektion etwa in gleichem Ausmaß wie das nominale 
Bruttosozialprodukt wachsen. Bei der Abschätzung 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme ist u.a. zu berück- 
sichtigen, daß aufgrund des außergewöhnlich milden 
Winterwetters im 1. Quartal 1989 insbesondere im 
Baugewerbe überdurchschnittliche Einkommenszu- 
wächse möglich waren. Allein durch die Annahme 
eines normalen Winters dürfte daher die effektive Zu- 
wachsrate der Löhne und Gehälter 1990 niedriger 
ausf allen als sonst zu unterstellen gewesen wäre. 
Hinzu kommt, daß 1989 in einzelnen Bereichen Son- 
derzahlungen geleistet wurden, die zu einem stärke- 
ren Anstieg der Effektivlöhne gegenüber den Tarif- 
löhnen geführt haben. Unter Berücksichtigung dieser 
Basiseffekte, der bereits getroffenen längerfristigen 
Tarif Vereinbarungen mit relativ niedrigen Einkom- 
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menserhöhungen und in der Erwartung, daß die noch 
ausstehenden Tarif abschlüsse cingesichts der günsti- 
gen Konjunkturlage höher als bisher ausfallen, könnte 
1990 der Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je Beschäftigten 3 V 2 bis 4 % betragen. Unter Einbezie- 
hung des unterstellten Beschäftigungsanstiegs um 1 
bis iy 2 % und einer gegenüber der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme unterproportionalen Entwicklimg der 
Sozialbeiträge der Arbeitgeber aufgrund von Bei- 
tragssatzsenkungen im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung dürfte 

das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

um 4 V 2 bis 5 V 2 % 

zunehmen gegenüber 4,5 % im Vorjahr. Nach diesen 
Annahmen ergäbe sich für die 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 

Vermögen ein weiterhin überdurchschnittlicher 

Anstieg von etwa 1 bis 8 % 

nach 8,3 % im Vorjahr. Dabei könnten die allen Bevöl- 
kerungsgruppen zufließenden Vermögenseinkom- 
men aufgrund wachsender Geldvermögen und ge- 
stiegener Zinsen wieder stärker als zuletzt expandie- 
ren. Aber auch die Unternehmenserträge im engeren 
Sinn dürften kräftig zulegen, so daß damit eine wich- 
tige Voraussetzung für die Fortsetzung der beschäfti- 
gungssteigemden Investitionstätigkeit erfüllt ist. 

17 . Die vorhegenden Haushaltsplanungen und 
-ansätze für die Gebietskörperschaften und den Sozi- 
alversicherungsbereich lassen weiterhin eine zum no- 
minalen Bruttosozialprodukt deutiich imterproportio- 
nale Zunahme der Ausgaben um 3 bis 4 % erwarten. 
Der Anteil der Staatsausgaben am Bruttosozialpro- 
dukt dürfte 1990 infolgedessen weiter sinken und den 
seit 1973 niedrigsten Wert erreichen. Der im Vergleich 
zum Vorjahr höhere Anstieg der Ausgaben für den 
Staatsverbrauch stellt das Einschwenken auf einen 
normalen Entwicklungspfad dar, nachdem im vergan- 
genen Jahr die Gesundheitsstrukturreform die Ausga- 
bendynamik im Sozialversicherungsbereich und da- 
mit den Zuwachs des gesamten Staatsverbrauchs 


stark dämpfte. Auch die Einkommens- und Vermö- 
gensübertragungen (einschl. Zinsen) dürften etwas 
schneller zunehmen als im Vorjahr. Entscheidend 
hierfür sind eine Reihe von Leistungsverbesserungen 
im Sozialbereich (s. Ziffer 11 dieser Anlage) sowie 
höhere Ausgabenansätze aufgrund des starken Zu- 
stroms von Aus- und Übersiedlem. Bei den öffentii- 
chen Investitionen wird mit einem im Vergleich zum 
vergangenen Jahr geringeren Zuwachs gerechnet. 

Die Gesamteinnahmen werden mit IV 2 bis 2V2% we- 
sentlich geringer ansteigen als 1989. Ursache hierfür 
ist die 3. Stufe der Steuerreform mit Steuerausfällen 
von nahezu 5 % des gesamten Steueraufkommens. 
Die Sozialbeiträge dürften wegen der Beitragssen- 
kungen in der gesetzlichen Krankenversichenmg mit 
4 bis 41 / 2 % weniger als die Bemessungsgnmdlage 
zunehmen. Die Abgabenquote könnte damit insge- 
samt auf den niedrigsten Stand seit 1973 zurückge- 
hen. 

Aus den Annahmen für die Ausgaben- und Einnah- 
menentwicklung errechnet sich ein F inanzier ungsde^ 
fizit für den Gesamtstaat (einschließlich Sozialversi- 
cherung) in der Abgrenzimg der Volksvdrtschaftii- 
chen Gesamtrechnung von insgesamt 10 bis 
14 Mrd. DM oder rd. V 2 % des Bruttosozicdprodukts. 
Für die Gebietskörperschaften steigt das Finanzie- 
rungsdefizit steuerreformbedingt vorübergehend 
deutiich, während im Sozialversicherungsbereich die 
Rücklagenbildung abermals erhöht werden kann. 


18 . Diesem Finanzierungsbedarf des Staates steht 
— wie in Ziffer 11 dargelegt — voraussichtlich eine 
steigende Geldkapitalbildung der privaten Haushalte 
aufgrund des starken Anstiegs der verfügbaren Ein- 
kommen gegenüber. Der Fremdmittelbedarf der 
Unternehmen (einschließhch Wohnungswirtschaft) 
dürfte kaum zunehmen. Der Forderungsaufbau ge- 
genüber der übrigen Welt, wie er sich im Leistungsbi- 
lanzüberschxiß widerspiegelt, könnte wie im Vorjahr 
etwa 4V2% des Bruttosozialprodukts betragen. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1986 bis 1989 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1990 



1986 

1987 4) 

1988 4) 

1989 5) 

1990 6 ) 




— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % — 

Entstehung des Sozialprodukts 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1980 (BIP) 


2,3 

+ 1,8 

+ 3,7 

+ 3,4 

+ rd. 3 

Erwerbstätige 

+ 

1,0 

+ 0,8 

+ 0,6 

+ 1,3 

+ rd. 1 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 

0,7 

- 1,0 

- 0,2 

- 0,8 

— V 2 bis — 1 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 

1,3 

+ 1,0 

+ 3,0 

+ 2,1 

+ lV 2 bis + 2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 

2,0 

+ 2,0 

+ 3,2 

+ 2,9 

+ rd. 2^h 

nachrichtlich: 

Arbeitslosenquote in % A^) 

( 0 , 0 ) 

(8,9) 

(8,7) 

(7,9) 

(rd. 8 ) 

B 2 ) 

(7,9) 

(7,9) 

(7,7) 

(7,1) 

(rd. 7) 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiUgen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 

2,9 

+ 4,1 

+ 4,0 

+ 4,8 

+ 5 V 2 bis + 6 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 

4,7 

+ 3,7 

+ 3,7 

+ 1,6 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

Bruttoanlageinvestitionen 

+ 

4,6 

+ 3,3 

+ 7,5 

+ 9,9 

+ 8 bis + 9 

Vorratsveränderung (Mrd. DM) 

(+ 

1,5) 

(+ 5,5) 

(+13,7) 

(+15,7) 

(+ 14 bis + 18) 

Inlandsnachfrage 

+ 

3,7 

+ 4,1 

+ 5,0 

+ 5,3 

+ 5 V 2 bis + 6‘Ä 

Außenbeitrag (Mrd. DM) 

(+115,0) 

(+ 112 , 6 ) 

(+ 120 , 6 ) 

(+148,4) 

(+148 bis +154) 

(in % des BSP) 

(+ 

5,9) 

(+ 5,6) 

(+ 5,7) 

(+ 6 , 6 ) 

f+ rd. 6 ^/ 2 ) 

Bruttosozialprodukt 

+ 

5,5 

+ 3,7 

+ 5,2 

+ 6,3 

+ 5 V 2 bis +6 

In Preisen von 1980 

Privater Verbrauch 

+ 

3.4 

+ 3,5 

+ 2,7 

+ 1,6 

+ 3 bis + 4 

Staatsverbrauch 

+ 

2,6 

+ 1,5 

+ 2,2 

- 0,8 

+ V 2 bis + 1 

Bruttoanlageinvestitionen 

+ 

3,3 

+ 2,2 

+ 5,9 

+ 6,9 

+ 4 V 2 bis + 5 V 2 

Ausrüstungen 

+ 

4,1 

+ 5,6 

+ 7,5 

+ 9,1 

+ 7 bis + 8 

Bauten 

+ 

2,7 

- 0,3 

+ 4,7 

+ 5,2 

+ 2 V 2 bis + 31/2 

Inlandsnachfrage 


3,5 

+ 2,9 

+ 3,7 

+ 2,3 

+ 3 bis + 3 V 2 

Ausfuhren 

+ 

0,0 

+ 0,8 

+ 5,8 

+ 10,8 

+ 5 bis + 6 

Einfuhren 

+ 

3,5 

+ 4,8 

+ 6,3 

+ 6,4 

+ 6 bis + 7 

Außenbeitrag (in % des BSP) 

(+ 4,2) 

(+ 3,1) 

(+ 3,0) 

(+ 4,5) 

(+ 4 bis + 4 V 2 ) 

Bruttosozialprodukt 

+ 

2,3 

+ 1,7 

+ 3,6 

+ 4,0 

+ rd. 3 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 


0,5 

+ 0,6 

+ 1,2 

+ 3,1 

+ rd. 2 iA 

Inlandsnachfrage 

+ 

0,2 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 2,9 

+ rd. 2 V 2 

Bruttosozialprodukt 

+ 

3,1 

+ 2,0 

+ 1,5 

+ 2,2 

+ rd. l^h. 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit 

+ 

5,1 

+ 4,1 

+ 3,9 

+ 4,5 

+ 4 V 2 bis + 5^/2 

Bruttoeinkommen 

aus Unternehmertätigkeit und Vermögen . 

+ 

9,1 

+ 3,2 

+ 8,7 

+ 8,3 

+ 7 bis + 8 

Volkseinkommen 

+ 

6.3 

+ 3,8 

+ 5,4 

+ 5,7 

+ 5 V 2 bis + 6 

nachrichtlich: 

Bruttolöhne und -gehälter 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 

3,8 

+ 3,0 

+ 3,1 

+ 3,1 

+ 3 V 2 bis + 4 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

+ 

1,2 

+ 0,9 

+ 0,7 

+ 1,5 

+ 1 bis + IV 2 

Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte 3) 

+ 

3,9 

+ 4,2 

+ 4,3 

+ 4,4 

+ 6 V 2 bis + 7 

Sparquote in % 

(12,2) 

(12,3) 

(i2,6) 

(12,3) 

(Wf 2 bis 13) 


1) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 

2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 

3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

3) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes? Stand: Januar 1990 
®) Jahresprojektion 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1986 

19871) 

1988 ‘) 

19892) 

19903) 


— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % — 

Einnahmen 






Steuern 

+ 2,9 

+ 3,8 

+ 4,2 

+ 9,1 

rd. 0 

Sozialbeiträge 

+ 5,4 

+ 3,9 

+ 4,5 

+ 4,7 

+ 4 bis + 41/2 

Sonstige Einnahmen 

+ 2,3 

- 8,3 

- 4,4 

+ 13,6 

+ 4 bis + 6 

Einnahmen insgesamt 

+ 3,8 

+ 2,8 

+ 3,7 

+ 7,7 

+ IV 2 bis + 2 V 2 

Ausgaben 






Staatsverbrauch 

+ 4,7 

+ 3,7 

+ 3,7 

+ 1,6 

+ 2 V 2 bis + 3 V 2 

Einkommens- imd Vermögens- 
übertragungen 5) 

+ 3,3 

+ 4,5 

+ 5,0 

+ 2,3 

+ 3 V 2 bis + 4 V 2 

Investitionen 

+ 10,0 

+ 2,1 

+ 3,6 

+ 7,0 

+ 31/2 bis + 4i/i 

Ausgaben insgesamt 

+ 4,2 

+ 4,0 

+ 4,4 

+ 2,2 

+ 3 bis 4 

Finanzierungssaldo in Mrd. DM 

-25,3 

-37,1 

-45,2 

+ 5,6 

-10 bis -14 

(in % des BSP) 

f- 1,3) 

(- 1.8) 

(- 2.1) 

(+ 0,2) 

(Td. -’/2) 


Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 

2) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bimdesamtes; Stand: Januar 1990 

3) Jahresprojektion 

Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
5) Einschließlich Zinsen 
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